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Bayerische Sparkassen
bleiben auf Erfolgsspur
Zufrieden mit den Geschäftszahlen 2004
zeigte sich der Geschäftsführende Präsident
des Sparkassenverbandes
Bayern bei der Jahres-PK. Seite 5

Dr. Siegfried Naser:

„Guerilla-Konkurrenz“
aus Österreich
Der neue GVB-Präsident wirft dem Nach-
barland vor allem eine laschere Bankenauf-
sicht vor, beklagt aber auch
hausgemachte Ursachen. Seite 7

Stephan Götzl:

Schutz des Bürgers
vor Feinstäuben
Der Städtetagschef fordert Bund und Land
auf, wirkungsvolle Instrumentarien zu 
schaffen. Die Städte dürf-
ten nicht verurteilt werden. Seite 16

Hans Schaidinger:

Kieler Dolchstoßlegende: In
Schleswig-Holstein hat sich
nach Auffassung der Vor-
zimmerperle wohl die unbe-
scheiden daherkommende
Siegeszuversicht einer auf
abgenagten Storchenbeinen
ruhenden Götterspeisenko-
alition gerächt, die bar jeder
Demut vor dem Wählerwil-
len ein Land von Grund auf
umkrempeln wollte. Seite 19

KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss:

Drehscheibe Bildung
Diskussion mit Kultusministerin Monika Hohlmeier

Bildung in der Diskussion: Auskunft über aktuelle
schulpolitische Fragen gab Kultusministerin Monika
Hohlmeier bei der jüngsten Sitzung des KPV-Landes-
vorstandes und -Hauptausschusses in München unter
der Leitung von Landrat Luitpold Braun. Dabei kon-
statierte sie insbesondere eine „massive Verschärfung
elterlichen Verhaltens“.

Der Bildungsbereich, so die
Ministerin, sei momentan in ei-
ner extremen Entwicklung,
„weil wir zunächst bedingt durch
eine Binnenzuwanderung in
Deutschland in bestimmten Ge-
bieten einen Zuwachs an Schü-
lern verzeichnen, der sich in ein
völliges Missverhältnis begibt zu
dem, was wir an demographi-
schem Abzug in anderen Gebie-
ten haben“. In Teilbereichen der
Oberpfalz beispielsweise sei ein
Minus von 50 Prozent der Schü-
lerschaft innerhalb weniger Jah-
re zu beklagen, während im Ro-

senheimer Umland ein eklatanter
Anstieg festzustellen sei, mit
dem Ergebnis, „dass ich nicht
weiß, wie viel Gymnasien und
Realschulen ich hier noch bauen
lassen soll.

Höhere Abschlüsse

Bildung sei nicht allein auf-
grund politischer Entscheidun-
gen in der Diskussion, sondern
auch durch eine offensichtli-
che Veränderung des Umfelds,
sprich einem sehr umkämpften
Arbeitsmarkt sowie einem geän-

derten sozialen Verhalten von
Schülern und insbesondere El-
tern. Hinzu kämen durch die 
PISA-Studie ausgelöste Diskus-
sionen, in denen es ausschließlich
um höhere Abschlüsse gehe.
Mittlerweile, so die Politikerin,
sei das ausschließliche Streben
nach höheren Bildungsabschlüs-
sen zu einer Selbstverständlich-
keit geworden und bereits auch in
ländliche Gebiete vorgedrungen.

Unikum in der Republik

Dass das Verhalten in Bayern
dennoch „vernünftiger ist“ als in
anderen Gegenden der Republik,
zeigen laut Monika Hohlmeier
folgende Zahlen: Der Haupt-
schule gehören in der 5. Klasse
immer noch über 43 Prozent der
Schülerschaft an: „Damit sind
wir das Unikum in Deutschland,
wo der Durchschnitt unter 30
Prozent liegt.“ Die 8. Klasse
Hauptschule wiederum besu-
chen derzeit durchschnittlich 38
Prozent der Schülerinnen und
Schüler. Diesen Anstieg inner-
halb weniger Jahre um drei Pro-
zentpunkte haben die M-Klassen
verursacht. „Schmerzlich“, so
die Ministerin, werde bemerkt,
dass die Schülerschaft in den
Klassen 5 und 6 insgesamt weni-
ger werde. Mittlerweile seien 22
Prozent der Hauptschüler M-

(Fortsetzung auf Seite 4)

CSU-Forum zum Bürokratieabbau:

Mehr Freiraum für Ideen!
Erwin Huber im Dialog mit dem Bürger

Die CSU fordert den sofortigen Stopp des Anti-Diskrimi-
nierungsgesetzes. Das erklärten Staatskanzleichef Erwin
Huber und CSU-Generalsekretär Dr. Markus Söder
beim CSU-Forum „Bürokratieabbau“ in der Münchner
Hanns-Seidel-Stiftung. „Das rot-grüne Anti-Diskriminie-
rungsgesetz ist ein Anti-Arbeitsplatzgesetz. Jede neue
Vorschrift kostet Jobs und macht die wirtschaftliche
Stimmung kaputt. Das Anti-Diskriminierungsgesetz
gehört in den Aktenvernichter, bevor es zu spät ist“, so
Söder vor 200 Gästen aus Wirtschaft, Verwaltung und
Kommunen. „Wir müssen jeden Betrieb, der Arbeits-
plätze schafft, massiv unterstützen und alle Einstellungs-
hemnisse in Deutschland abbauen. Die Bundesregierung
dagegen belastet vor allem den Mittelstand mit zusätzli-
chen bürokratischen Fesseln und schreckt auch noch die
letzten Investoren ab.“

Laut Huber zeigen zwei kon-
krete Beispiele die fatalen Kon-
sequenzen dieser Politik: „Wäh-
rend in Dänemark und Großbri-
tannien die Gründung eines neu-
en Unternehmens durchschnitt-
lich vier Tage benötigt, dauert es
in Deutschland mit 42 Tagen
zehn Mal so lange!“ Gerade klei-
ne Unternehmen stöhnten unter
Bürokratiekosten von bis zu
4000 Euro pro Jahr und Mitar-
beiter. Huber: „Die globale Wirt-
schaft braucht einen effektiven
und schlanken Staat. Doch die
deutsche Staatsgläubigkeit über-
schätzt den Staat und unter-
schätzt den Bürger.“ 

Die Bayerische Staatsregie-

rung gestalte in der laufenden
Legislaturperiode die umfas -
sendste Strukturreform der
bayerischen Verwaltung seit den
letzten Jahrzehnten, fuhr Huber
fort. Bei voller Umsetzung der
Reformen würden zusammen
mit der Arbeitsverlängerung für
die Beamten rund 11.000 Stellen
oder rund 550 Mio. Euro pro
Jahr eingespart. 

Finanzieller Spielraum

Damit gewinne man mehr fi-
nanziellen Spielraum für das po-
litische Gestalten, für Investitio-
nen, Wachstum und damit für

neue Arbeitsplätze in der Wirt-
schaft. Gleichzeitig stehe der
Abbau von Staatsaufgaben im
Vordergrund, bemerkte der Poli-
tiker. So baut Bayern bei der
Neuorganisation der Regierun-
gen Aufgaben massiv an und de-
legiert sie soweit wie möglich
nach unten. Bei den Regierun-
gen werden 1000 Planstellen,
sprich 25 Prozent des Personals
abgebaut.

Vorschriften reduzieren

Gleichzeitig mit dem Aufga-
benabbau sollen, so der Staats-
kanzleichef, Vorschriften und
Gesetze reduziert werden. Bei-
spiel: Seit Inkrafttreten der er-
sten Bauordnungsnovelle sind
von 1994 bis heute ein Drittel al-
ler Wohngebäude genehmi-
gungsfrei gebaut worden. In
Bayern haben Bauherren in die-
sem Zeitraum über 143 Mio. Eu-
ro an Genehmigungsgebühren
gespart. Heute durchliefen nur
noch 6 Prozent aller Bauvorha-
ben das herkömmliche Geneh-
migungsverfahren. Huber: „Wir
wollen Höchstfristen für Geneh-
migungen und dadurch mehr
Planungssicherheit für Unter-
nehmer und Selbstständige. Wir

(Fortsetzung auf Seite 4) 

Bundesversammlung der Freien Wähler: 

Infrastruktur der 
Demographie anpassen

Armin Grein: Städte und Gemeinden vor großen
Herausforderungen

Der Bundesvorsitzende der Freien Wähler Deutschlands (FW),
Landrat Armin Grein, hat auf der Bundesversammlung der
Freien Wähler in Mühlhausen (Thüringen) Bund, Länder und
Kommunen aufgefordert, schnell und entschlossen auf den de-
mographischen Wandel in der Gesellschaft zu reagieren. 

Grein zufolge schrumpft
Deutschland bereits heute jedes
Jahr um die Einwohnerzahl einer
Großstadt wie Er-
furt. Jedes Jahr wer-
den 400.000 Kinder
zu wenig geboren.
Während im Jahr
2050 die unter 20-
Jährigen nur noch
ein Sechstel unserer
Bevölkerung stellen
werden, wird der
Anteil der über 60-
Jährigen auf ein
Drittel der Bevölke-
rung steigen. Der
Bund und die Länder sind gefor-

dert, dieser Entwicklung mit fa-
milienfördernden Maßnahmen
entgegenzuwirken. Die Kommu-

nen müssen ihre In-
frastruktur mit Krea-
tivität und Weit-
blick anpassen, um
in Zukunft ein at-
traktiver Lebens-
raum für ihre Bür-
ger zu bleiben.

Entlastung und
Betreuung

Grein fordert ein
umfassendes Be-

treuungs- und Bildungsangebot,
finanzielle Entlastungen von Fa-
milien mit Kindern sowie eine
auf die neuen Verhältnisse zuge-
schnittene kommunale Infra-
struktur:

1. Die Umgestaltung des Steu-
errechts vom bisherigen Ehegat-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Vor mehr als 200 Gästen aus Wirtschaft, Verwaltung und Kommunen beim CSU-Forum in der
Hanns-Seidel-Stiftung (v. l.): Generalsekretär Dr. Markus Söder, Staatsminister Erwin Huber,
Prof. Dr. Rainer Thome, Landrat Luitpold Braun und Heinrich Wallner. ?

Das KPV-Podium (v. l.): Bürgermeister Maximilian Gaul, Staatsministerin Monika Hohl-
meier, Landrat Luitpold Braun, Bürgermeister Gerhard Weber und KPV-Geschäftsfüh-
rer Florian Hahn. Foto: Rappold

Landrat Armin Grein
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Z U M  7 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Max Gast

83679 Sachsenkam
am 8.4.

Z U M  6 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Hermann Zanker
86567 Hilgertshausen-Tandern

am 4.4.
Bürgermeister Gerhard Landgraf

82216 Maisach
am 6.4.

Z U M  6 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Gert Bayerlein

96337 Ludwigsstadt
am 3.4.

Bürgermeister
Ludwig Götzelmann

97295 Waldbrunn
am 6.4.

Bürgermeister Walter Härtlein
97340 Marktbreit

am 9.4.

Z U M  5 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Anton Fleck

86874 Tussenhausen
am 2.4.

Bürgemeister Franz Schneider
92665 Kirchendemenreuth

am 4.4.

Z U M  5 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Roman Haug

87541 Hindelang
am 2.4.

Bürgermeister Georg Schützinger
83355 Grabenstätt

am 5.4.
Bürgermeister 

Hermann Rupprecht
86685 Huisheim

am 5.4.
Bürgermeister Xaver Fichtl

86980 Ingenried
am 8.4.

Bürgermeister Rudolf Heiler
85567 Grafing

am 9.4.
Bürgermeister Manfred Russer

86558 Hohenwart
am 9.4.

Z U M  4 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Martin Göbel

97783 Karsbach
am 7.4.

Wir gratulieren

CSU ändert das Schulfinanzierungsgesetz:

Kommunen können
Schulgeld erheben

Kommunale Schulträger können künftig an ihren Fachschu-
len Schulgeld erheben. Eine entsprechende Änderung des
Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes hat der Bildungs-
ausschuss des Landtags auf Initiative der CSU federführend
beschlossen. Der Mehrheitsfraktion geht es vor allem um den
Erhalt dieser fortführenden Fachschulen. Betont wird, dass
das Konnexitätsprinzip nicht berührt wird und den Kommu-
nen keine zusätzlichen Kosten entstehen. 

Durch diese Neuregelung sollen den Kommunen zusätzliche,
dringend benötigte Einnahmen ermöglicht werden, erklärte Be-
richterstatterin Ingrid Heckner (CSU). Karin Pranghofer (SPD)
sprach von einem bildungspolitischen Armutszeugnis der Staats-
regierung, die zehn Jahre lang diese Finanzierung nicht aus Lan-
desmitteln ermöglicht habe; statt dessen führe die CSU nun
Schulgeld ein. Pranghofer forderte, den Kommunen höhere Lehr-
personalkostenzuschüsse zu gewähren. 

Simone Tolle, bildungspolitische Sprecherin der Grünen, ver-
wies darauf, dass es sich bei den Schülerinnen und Schülern die-
ser Fachschulen teilweise um sozial Schwächere handele, deren
berufliche Weiterbildungschancen durch Schulgeld nicht zusätz-
lich erschwert werden dürften. Als Alternative schlug sie einen
„gesonderten Topf“ für soziale Härtefälle vor. Die CSU ging auf
die Änderungsvorschläge nicht ein. Der Landtag wird die Geset-
zesänderung nach Ostern verabschieden. rm

Chance oder 
bürokratisches Monstrum? 
Brüsseler Entwurf einer Dienstleistungsrichtlinie im Landtag gegensätzlich beurteilt 

Chancen und Risiken der kommenden europäischen Dienstlei-
stungsrichtlinie, für die seit Januar ein Vorschlag der EU-Kom-
mission vorliegt, werden im Bayerischen Landtag unterschied -
lich beurteilt. In einer Anhörung, zu der u.a. auch die kommu -
nalen Spitzenverbände eingeladen waren, beurteilten CSU-Ab-
geordnete die zweifellos in Einzelheiten noch zu verändernde
Richtlinie insgesamt positiv und geeignet, in allen Bereichen vom
Handwerk über Sozialdienste bis zu den Schlachthöfen die hei-
mischen Betriebe und Institutionen für den internationalen
Wettbewerb zu stärken. SPD und Grüne halten den Brüsseler
Entwurf für nicht akzeptabel, zumindest grundlegend verbesse-
rungsbedürftig. 

Beide Seiten konnten sich auf
die Meinung von Experten stüt-
zen. Die Fachausschüsse für
Wirtschaft und Verkehr, Bundes-
und Europaangelegenheiten so-
wie Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik hörten einen hal-
ben Tag lang Fachleute und
Praktiker aus Industrie und
Handwerk, Wohlfahrtspflege
und Krankenkassen, Gewerk-
schaften und Wirtschaftsverbän-
den sowie vom Verband kom-
munaler Unternehmen. 

Subsidiaritätskontrolle

Zusammenfassend urteilte die
stellvertretende Vorsitzende des
Europa-Ausschusses, Prof. Ur-
sula Männle (CSU), die Richtli-
nie sei positiv. Im Rahmen der
Subsidiaritätskontrolle werde es
ein Frühwarnsystem geben. Der
wirtschaftspolitische CSU-Spre-
cher Franz Josef Pschierer be-
tonte die nationale Kontrolle
auch über ausländische Dienst-
leistungsanbieter, so dass - an-

ders als jetzt - z. B. nicht erst
beim Sitz einer Baufirma in Po-
len oder Tschechien nachgefragt
werden müsse sondern die not-
wendigen Kontrollen von den
örtlichen (kommunalen) Behör-
den direkt durchgeführt werden
können. Die Sorge des Hand-
werks, es könnten einheimische
Betriebe durch ausländische Bil-
liganbieter „ausgehebelt“ wer-
den, hielt er für geringer als die
Chance, in umgekehrter Rich-
tung zur Ausweitung der Arbeit
zu kommen. Probleme bei
Schlachthöfen oder Kranken-
hausplanung und -finanzierung
seien vielfach hausgemacht. 

Im Interesse 
der sozialen Dienste

CSU-Sozialexperte Joachim
Unterländer plädierte für Korrek-
turen der Richtlinie im Interesse
der sozialen Dienste. Der CSU-
Europaabgeordnete Dr. Joachim
Wuermeling sah die EU-Vorlage
passend zur Reformpolitik der
Bayerischen Staatsregierung, die
heimische Wirtschaft in allen
Teilen international konkurrenz-
fähig zu halten oder in ihrer Effi-
zienz zu steigern. Er kritisierte
die Bundesregierung, die es bis-
her noch zu keiner einheitlichen
Stellungnahme gebracht habe.
„Das führt zu massiven Einfluss-
verlusten in Brüssel.“ Zur Sorge
Pschierers, der deutsche Meister-
brief könne unter der Dienstlei-
stungsrichtlinie entwertet wer-
den, versicherte Wuermeling,
diese Qualifikation sei nicht ge-
fährdet. Die Erfahrungen gerade
in den Grenzregionen Oberfran-

ken, Oberpfalz und Niederbayern
zeigten, dass sich etwa Bauher-
ren in Tschechien lieber bayeri-
sche, qualifizierte Fachhandwer-
ker holten als einheimische ohne
Meisterprüfung. 

Der europapolitische SPD-
Sprecher Dr. Linus Förster sah
die Vorlage der EU-Kommission
als ungeeignet, dem Dienstlei-
stungssektor zu dynamischem
Wachstum mit neuen Arbeits-
plätzen zu verhelfen. Es könne
im Gegenteil zu „einem Lohn-
und Sozialdumping zu Lasten
der Arbeitnehmer“ kommen. Es
gelte, die berechtigten Schutzbe-
lange für Dienstleistungen in den
Bereichen Soziales, Gesundheit,
Ökologie, Verkehr, Bildung,

Kultur, audiovisuelle Medien so-
wie der Daseinsvorsorge und des
Verbraucherschutzes durchzu-
setzen. Förster hob die Interven-
tion des Bundeskanzlers in die-
ser Sache hervor und verwies auf
die entsprechenden Aktivitäten
der sozialdemokratischen Frakti-
on im Europaparlament. 

Wettlauf nach unten

Ähnlich der Vorsitzende des
Europaausschusses, Dr. Martin
Runge (Grüne): In der jetzigen
Fassung provoziere die Dienst-
leistungsrichtlinie „einen Wett-
lauf nach unten“. Besonders kri-
tisch bewertete er das Her-
kunftslandprinzip, demzufolge
für jede vorübergehend erbrach-
te Dienstleistung die Standards
des Landes gelten, in dem der
jeweilige Anbieter seinen Sitz
hat. Zusammenfassend meinte
er, die EU sei dabei, „ein büro-
kratisches Monstrum zu schaf-
fen“. Brüssel müsse den Ent-
wurf zurückziehen. rm

Polizeireform im praktischen Test 
Im Sommer Start in Unterfranken - Schutzbereiche statt Polizeipräsidien

Digitalfunk kommt trotz Finanzproblemen 
Mehr Polizeibeamte auf der Straße und weniger in den Stäben.
Das bleibt das Ziel der einschlägigen Reform, über die Innenmi-
nister Dr. Günther Beckstein neuerlich im Innenausschuss des
Landtags berichtete. Er stellte den Abgeordneten jetzt die ferti-
ge Planung für den Beginn des neuen Polizeizeitalters vor. Die
Umstellung beginnt Mitte des Jahres zunächst im Bezirk Unter-
franken. Die Zustimmung der CSU war nur untermalt von der
Enttäuschung örtlicher Abgeordneter, dass die Reform nicht in
ihrem Bezirk begonnen wird. Die Opposition blieb skeptisch, so-
wohl in puncto Sicherheit als auch bei der Belastung der einzel-
nen Beamten. 

Unterfranken ist laut Beck-
stein-Modell einer der künftig
zehn Schutzbereiche, die als „re-
gionale Polizeipräsidien“ firmie-
ren und vor allem strategische
Aufgaben der bisherigen Polizei-
präsidien sowie die operativen
Aufgaben der bisherigen Polizei-
direktionen übernehmen. So
wird eine Verwaltungsebene ein-
gespart. Für jeden Schutzbereich
gibt es eine Einsatzzentrale als
„wesentlichen Eckpfeiler“ der
Polizeiarbeit. In Unterfranken
werden also die Direktionen
Würzburg, Schweinfurt und
Aschaffenburg im „regionalen
Präsidium“ Würzburg zusam -
mengeführt. Beckstein lobte die
intensive Vorbereitung. Es sei
„hart aber sachlich“ über die
Einzelheiten verhandelt worden. 

Notrufnummer 110

In Unterfranken und künftig in
ganz Bayern werden nach Mün-
chner Vorbild alle im Land ein-

gehenden Notrufe auf der Num-
mer 110 gesammelt, ebenso die
Alarme der Überfall- und Ein-
bruchs- und Brandmeldeanla-
gen. Bis zur Einrichtung der In-
tegrierten Leitstelle werden auch
die Meldungen unter Nummer
112 dorthin geleitet. Die Zentrale
disponiert und dokumentiert
dementsprechend alle Einsätze.
Erhalten bleiben die regionalen
Kriminalpolizeiinspektionen. 

Dienststellen

Das Bayerische Landeskri -
minalamt behält seinen Dienst-
sitz in München mit Außen-
stelle in Nürnberg. Das Poli-
zeiverwaltungsamt bleibt in
Straubing mit der Zentralen
Bußgeldstelle Viechtach. Die
Bayerische Bereitschaftspoli-
zei besteht als besonderer Poli-
zeiverband weiter mit acht
Standorten im Land. Die Polizei-
hubschrauberstaffel ist am Flug-
hafen München und an einer

Außensteile in Roth stationiert.

Beteiligung der Betroffenen

Ausschussvorsitzender Jakob
Kreidl (CSU) konstatierte, die
Polizeireform schreite zügig vor-
an und werde umsichtig unter
Beteiligung aller betroffenen
Verbände, Personal- und Berufs-
vertretungen umgesetzt. Er wi-
dersprach damit den Bedenken
von SPD und Grünen, wie sie
u.a. die stellvertretende Vorsit-
zende Helga Schmitt-Bussinger
(SPD) und Christine Kamm
(Grüne) erneut geltend machten.
Befürchtet wird vor allem eine
Überlastung der Beamten. Die
Opposition beruft sich auf die
Berufsvertretungen. Bei vielen
Kriminaldienststellen, hatte Wal-
ter Thurner vom bayerischen
Kriminalbeamten-Bund erklärt,
werde „die Kriminalität ohnehin
nur noch verwaltet“. Der Lan-
desvorsitzende der Polizeige-
werkschaft, Hermann Benker,
formulierte, die Polizeireform
sei „der größte Murks“, den er je
erlebt habe. 

Begonnen, aber noch nicht fi-
nanziert, ist laut Beckstein die
Einführung des digitalen Polizei-
funks. Sie soll 700 Mio. in den
nächsten zehn Jahren kosten.
„Der Finanzminister weiß, was
auf ihn zukommt,“ stellte der In-
nenminister fest. rm 

Gemeindetag zur Diskussion um die Bezirke:

Regierung muss handeln!
Brandl: Diskussion ergebnisoffen führen

Zur Diskussion um die Reform bzw. die Existenzberechtigung
der Bezirke in Bayern sagte Dr. Uwe Brandl, Präsident des
Bayerischen Gemeindetags: „Die Frage, welche Aufgaben die
Bezirke künftig leisten können, muss schnellstmöglich, aber auf
jeden Fall in diesem Jahr geklärt werden. Die bayerischen Ge-
meinden, Märkte und Städte wollen als Umlagezahler wissen, in
welchem Umfang sie in Zukunft für die Erfüllung der Bezirks-
aufgaben finanziell bluten müssen.“

In diesem Zusammenhang be-
grüßte Brandl die Aussage der
Staatsregierung ihm gegenüber,
dass sie sich in den kommenden
Wochen sowohl mit der Fort-
entwicklung des Aufgabenzu-
schnitts als auch des Finanzie-
rungssystems der Bezirke inten-
siv befassen wird. Der Präsident
wies darauf hin, dass sich in die-
ser Frage der Bayerische Ge-
meindetag, der Bayerische Städ-
tetag und der Bayerische Land-
kreistag einig seien. Der Verband
der bayerischen Bezirke habe
außerdem erst kürzlich in einer
Resolution seine Bereitschaft be-
kundet, Aufgaben an Landkreise
und kreisfreie Städte abzugeben. 

Dr. Brandl hatte während einer
Pressekonferenz im Dezember
die Frage aufgeworfen, ob die

bayerischen Bezirke ihre gesetz-
lich übertragenen Aufgaben
noch erfüllen können, ohne die
sie finanzierenden Gemeinden,
Märkte und Städte übermäßig zu
belasten. Die Mehrheit der Be-
zirke hat ihre Umlagesätze zu
Lasten der Kommunen erhöht.

Auch Staatsminister Erwin
Huber drängt auf eine rasche Lö-
sung des Problems. Brandl: „Die
Diskussion um die Bezirke muss
ergebnisoffen geführt werden.
Notwendig ist, dass die Zustän-
digkeiten der Bezirke neu gere-
gelt und Sparmaßnahmen in der
Weise umgesetzt werden, dass
die Gemeinden und Städte als ih-
re Finanziers wieder ihre eigenen
Aufgaben finanziell bewältigen
können; keinesfalls darf nur ein
„Reförmchen“ herauskommen.“ 

Zur Diskussion um die Standesämter:

Brandl gegen Auflösung
Mit Nachdruck wendet sich der Präsident des Bayerischen Ge-
meindetags, Dr. Uwe Brandl, gegen Überlegungen des Bayeri-
schen Innenministeriums, die Standesämter in den Gemeinden
flächenweit abzuschaffen. „Bayerns Bürgerinnen und Bürger
wollen auch künftig in ihrer Gemeinde heiraten und ihre Babys
im Rathaus ins Personenstandsbuch eintragen lassen. Sie identi-
fizieren sich damit viel stärker mit ihrer Heimatgemeinde. Eine
anonyme Stelle in der entfernten Kreisstadt oder gar im Land-
ratsamt kann das nicht leisten“ sagte Brandl.

Er wies darauf hin, dass kein
anderes Bundesland derzeit eine
derart radikale Neuorganisation
der Standesämter ins Auge fasse
wie der Freistaat. 

Machbarkeitsstudie

„Eine Arbeitsgruppe im
bayerischen Innenministerium,
so der Gemeindetag in einer
Presseerklärung, „schlägt in ei-
ner Vorstudie zum Projekt
‘Machbarkeitsstudie zur Ein-
führung einer zentralen elektro-
nischen Führung der Personen-
standsregister’ vor, die derzeit
1.344 Standesämter in Bayern
aufzulösen und deren Aufgaben
von lediglich 100 Standesäm-
tern, die in den Großstädten und
eventuell bei den Landratsäm-
tern angesiedelt wären, erledigen
zu lassen“. Den Bürgermeistern
in den kleinen Gemeinden ver-
bliebe lediglich die Funktion des
Eheschließungsstandesbeamten.

Dienstleistungen vor Ort

Die kommunale Finanznot,
aber auch die gestiegenen Anfor-
derungen an die Fachkenntnisse
der Standesbeamte und die Ein-
führung des elektronischen Per-
sonenstandsregisters werden als
Gründe für die Pläne zu einer
derart einschneidenden Organi-
sationsreform herangezogen.
Gemeindetagspräsident Brandl:
„Diese Gedankenspiele sollte
das Innenministerium ad acta le-
gen. Bayerns Bürger erwarten
staatliche Dienstleistungen vor
Ort. Die Leute sind mit unseren
Standesbeamten sehr zufrieden.
Das hohe fachliche Niveau und
die gewissenhafte Führung der
Personenstandsbücher sind weit-
hin anerkannt. Die Zusammenle-
gung von Standesämtern sollte -
wenn überhaupt - nur auf frei-
williger Basis erfolgen. Und wir
Bürgermeister freuen uns, wenn
wir Ehen schließen. Das wollen
wir auch in Zukunft tun.“ 

3.825 Standesbeamte

In Bayern gibt es 3.825 Stan-
desbeamte. Sie beurkunden und
führen die Personenstandsbü-
cher. Diese sind die Geburten-,
Heirats- und Sterbebücher sowie
Familienbücher. Im Durch-

schnitt der letzten drei Jahre
wurden in Bayern 17.000 Ehe-
schließungen, 125.000 Geburten
und 130.000 Sterbefälle beur-
kundet. Daneben haben die Stan-
desbeamten eine Reihe weiterer
Beurkundungen und Beglaubi-
gungen vorzunehmen wie z.B.
Vaterschaftsanerkennungen und
Namenserklärungen. 

Beckstein korrigiert

„Eheschließungen werden
auch in Zukunft in jeder Ge-
meinde beim Standesbeamten
oder Bürgermeister möglich
sein“, erklärte inzwischen Innen-
minister Dr. Günther Beckstein.
Ob und inwieweit künftig auf ei-
ne elektronische Führung der
Personenstandsregister umge-
stellt wird, prüfe derzeit der
Bund. Ein entsprechender Ge-
setzentwurf sei aber noch nicht
im Deutschen Bundestag einge-
bracht, so dass noch völlig offen
sei, ob und wie bundesrechtliche
Änderungen im Personenstands-
wesen Auswirkungen auf die Or-
ganisation und die Arbeit der
Standesämter im Freistaat haben
werden. Beckstein versicherte,
dass weder eine Entscheidung
gefallen, noch eine Machbar-
keitsstudie in Auftrag gegeben
sei. Es bleibe abzuwarten, ob der
Bundesgesetzgeber elektroni-
sche Register einführt. „Auf je-
den Fall wird es auch in Zukunft
möglich sein, Eheschließungen
in der Wohnortgemeinde beim
Standesbeamten bzw. Bürger-
meister vorzunehmen“, erklärte
der Minister und erläuterte, dass
auf Bundesebene derzeit an Vor-
schlägen für eine Änderung des
Bundespersonenstandsgesetzes
gearbeitet werde. 

Angedacht sei die Einführung
elektronischer Personenstandsre-
gister und die Möglichkeit diese
ggf. auch zentral einzurichten.
„Um bayerische Interessen in
das Gesetzgebungsverfahren
fundiert einbringen zu können,
prüfen wir - auch unter Einbin-
dung des Bayerischen Städtetags
und des Bayerischen Gemeinde-
tags - derzeit Vor- und Nachteile
solcher Lösungen.“ Zu den
Möglichkeiten eines zentralen
elektronischen Registers wurde
im Staatsministerium des Innern
eine Vorstudie durchgeführt.    ?
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GfK-Kaufkraftstudie 2005:

Jüngere Wohlhabende leben
im Süden Deutschlands

Die 40- bis 49-Jährigen sind mit durchschnittlich 24.880 Euro
pro Einwohner und Jahr die kaufkräftigste Altersgruppe
Deutschlands. Demgegenüber stehen die 20- bis 29-Jährigen,
die lediglich über ein Durchschnittseinkommen von 14.189
Euro pro Kopf verfügen. Die Altersgruppen verteilen sich re-
gional ganz unterschiedlich über Deutschland. So leben die
kaufkräftigsten Senioren im Westen Deutschlands, insbeson-
dere im Hochtaunuskreis mit einem Pro-Kopf-Einkommen
von durchschnittlich 27.462 Euro. Die kaufkräftigsten Twens
wohnen besonders häufig im Süden Deutschlands, insbeson-
dere im Kreis Starnberg mit einem verfügbaren Einkommen
von 21.459 Euro. Das sind Ergebnisse einer Studie der GfK
Marktforschung, in der erstmals Altersgruppen hinsichtlich
ihrer Kaufkraft analysiert wurden.

Zusammen mit der Alters-
gruppe der 40- bis 49-Jährigen
mit der höchsten Kaufkraft - Jah-
resnettoeinkommen inklusive
Zinsen, Mieten und staatlichen
Transferleistungen wie Renten-
und Arbeitslosengeld - pro Kopf
und Jahr von 24.880 Euro sind
auch noch die 50- bis 59-Jähri-
gen mit einer Kaufkraft von
24.008 und die 30- bis 39-Jähri-
gen mit 22.881 Euro zur Alters-
gruppe der Besserverdienenden

gen mit 323 Milliarden Euro
ebenfalls die Nase vorne, jedoch
dicht gefolgt von den Senioren
über 65 mit 293 Milliarden Euro. 

Altersspezifische Kaufkraft

Die Aufschlüsselung der al-
tersspezifischen Kaufkraft nach
Stadt- und Landkreisen zeigt,
dass bei den 20- bis 29-Jährigen
Süddeutschland ganz vorn liegt,
insbesondere der Landkreis Starn-

enden dieser Altersgruppe be-
trifft - etwa gleichermaßen in
südlichen und nördlichen Regio-
nen. Ein detaillierter Vergleich
insbesondere der großen Städte
zeigt, dass man unter Kaufkraft-
gesichtspunkten München als
Metropole der Jungen und Ham-
burg als Metropole der Älteren
bezeichnen kann. So verfügen
die rund 177.000 Münchner zwi-
schen 20 und 29 Jahren über 3,5
Milliarden Euro Einkommen,
während die rund 239.000
Hamburger der gleichen Alters-
gruppe 0,6 Milliarden Euro we-
niger besitzen. Dagegen liegt
die Gesamtkaufkraft der über
65-Jährigen in Hamburg mit
7,5 Milliarden Euro deutlich
über dem Münchener Niveau
von 4,7 Milliarden Euro in die-
ser Altersgruppe.

Schere zwischen 
Ost und West

Vergleicht man den Westen
mit dem Osten Deutschlands,
wird deutlich, dass die Schere
zwischen Ost und West am
stärksten in der Gruppe der 50-
bis 59-Jährigen auseinander-
klafft. In Westdeutschland liegt
das durchschnittliche Einkom-
men in dieser Altersgruppe bei
25.703 Euro pro Einwohner und
Jahr, in Ostdeutschland inklusive
Berlin dagegen nur bei 17.830
Euro. Dagegen ist in der Ruhe-
standsgeneration ab 65 die Ost-
West-Schere wieder erheblich
eingeebnet. Im Westen liegt die
durchschnittliche Kaufkraft hier
bei 20.393 Euro, im Osten bei
17.077 Euro.

Verfügbare Einkommen

Erstmals wurde für das Jahr
2005 die GfK Kaufkraft sowohl

Über den Standort Deutschland wird viel lamentiert. Einer
neuen Studie der Unternehmensberatung Mercer zufolge
schneiden deutsche Städte jedoch bei der Lebensqualität we-
sentlich besser ab als zahlreiche internationale Metropolen.
Kaum irgendwo auf der Welt lebe man so gesund und bequem
wie in München, Düsseldorf oder Frankfurt am Main.

215 große Städte wurden untersucht. Daraus entstand eine in-
ternationale Rangliste. Gesiegt haben Genf und Zürich, Van-
couver und Wien. Auf Platz fünf landeten punktgleich drei
deutsche Städte: Frankfurt am Main, Düsseldorf und München. 

Anhand von 39 Kriterien wurde die Lebensqualität gemes-
sen. Das Bildungs- und Verkehrsangebot, die persönliche Si-
cherheit sowie politische, soziale, wirtschaftliche, gesundheit-
liche und umweltorientierte Faktoren wurden abgefragt.

Unter den Top 25 sind vier weitere deutsche Städte: Berlin
und Stuttgart liegen auf Platz 14, Nürnberg auf Platz 22 und
Hamburg auf Platz 25. Damit hängten die genannten Städte un-
ter anderen die US-Metropole New York ab, die Rang 39 be-
legte. Leipzig kam auf Platz 68.

Die Lebensqualität in den deutschen Kommunen habe sich
sogar noch verbessert. München kletterte innerhalb eines Jah-
res von Platz zehn auf Rang fünf, Düsseldorf von Platz zwölf.
Frankfurt habe bereits 2004 auf Platz fünf gelegen. Eine auf die
persönliche und allgemeine Sicherheit abgestellte Bewertung
der Hauptstädte ergab für Berlin weltweit Platz 28 und unter
den EU-Hauptstädten Platz neun. Sicherste Stadt weltweit ist
demnach Luxemburg, gefolgt von Helsinki, Bern, Genf und
Zürich, die sich den zweiten Platz teilen.

Frankfurt punktete mit seiner guten medizinischen Versor-
gung und umfassendem Personennahverkehr, bei München und
Düsseldorf zählten Verbesserungen in der Wohnraumsituation.
Das Abfallentsorgungssystem der bayerischen Landeshaupt-
stadt wurde besonders gewürdigt; Düsseldorf wurde ausge-
zeichnet für sein umfassendes Angebot an internationalen
Schulen. Die Studie wird von Regierungen oder international
operierenden Unternehmen gerne herangezogen, wenn Mitar-
beiter ins Ausland geschickt werden sollen. ?

Gott sei Dank! Oder eigent-
lich Christ sei Dank und der
CSU-Fraktion, dass ein büro -
kratisches Monster von den
Ehrenamtlichen unserer Verei-
nen genommen ist. Und man
kann nur sagen: Weiter so! 

Denn Manfred Christ, MdL
und Stadtrat aus Aschaffen-
burg, hat einen kleinen Sieg
gegen den großen Amtsschim-
mel erzielt. Auf seine Initiative
setzte die CSU-Fraktion durch, dass die Ge-
sundheitsbelehrung für ehrenamtliche Helfer
abgeschafft wird. 

Natürlich meldeten sich dann sofort Beden-
kenträger, dass nun der hygienische Weltunter-
gang droht und die Vereine ja Vorsicht walten
lassen und am besten alles beim Alten lassen

sollten, damit nicht unvorstellbare Regressan-
sprüche im Schadensfalle auf die Vereine zu-
kommen. Der sorgsame Umgang mit Lebens-
mitteln im öffentlichen Raum bei Vereinsfesten
ist sicherlich auch weiterhin notwendig und
richtig. Und die Veranstalter tun gut daran, an
die Einhaltung der Regeln zu erinnern und sie
auch zu überwachen. Die sehr formale und for-
melle Belehrung ehrenamtlicher Helferinnen
und Helfer bei Vereinsfeisten und ähnlichen
Veranstaltungen war aber wahrhaftig ein Büro-
kratiemonster, über das man sich nicht zu Un-
recht in unseren Vereinen mokierte und lustig
machte. Die gesetzliche infektionshygienische
Belehrung unserer Ehrenamtlichen erfreute
zunächst einmal den belehrenden Arzt, der
dafür ein Honorar erhielt. Belustigt waren die
erfahrenen Hausfrauen und Hausmänner, de-
nen dieser auch nichts Neues erzählen konnte,

denn hygienische Selbstver -
ständlichkeiten wie Hände-
waschen, sauberes Geschirr
verwenden und sorgsamer
Umgang mit rohem Fleisch
und Eiern haben verant-
wortungsvolle Ehrenamtli-
che schon immer im Umgang
mit Lebensmittel walten las-
sen. Oder gab es vor dem
Jahre 2001 mehr Massenver-
giftungen bei Vereinsfesten
als danach? 

„Gesetze abschaffen, Ver -
ordnungsdschungel durch-
forsten“, so hört man es von

der hohen Politik landauf und landab. Deshalb
ist es gut, wenn man in den Ministerien und in
den nachgeordneten Behörden auch einmal auf
diejenigen hört oder hören muss, die politisch
in der Praxis stehen.

Es lebe also die Verwaltungsvereinfachung,
und ist sie auch nur klitzeklein! Man kann es ja
schon fast nicht mehr hören, überall heißt es
nur, wir ersticken in immer mehr Papierkram
und in einer uns überfordernden Bürokratie. Ir-
gendwann muss sich doch etwas bewegen in
unserem Staat! 

Aber kaum ist ein Bürokratiemonster getötet,
dann wird garantiert von irgendeiner Seite ein
neues, viel Größeres erschaffen. Das Antidis -
kriminierungsgesetz von Grün-Rot zum Bei-
spiel. 

Aber ein Rundumschlag sollte diese Kom-
mentar eigentlich gar nicht werden, nur ein
Aufruf zum Mut, etwas weniger Hoffnung auf
papierene Belehrungen zu setzen und mehr auf
das Urteil, den Sachverstand und die Verant-
wortung vor Ort.

KolumneGZ Maximilian Gaul

Ein kleiner Sieg gegen 
den großen Amtsschimmel

zu zählen. Personen, die älter als
60 oder jünger als 30 sind, verfü-
gen über ein zum Teil erheblich
geringeres Durchschnittsein-
kommen. 

Kaufaktive 50plus

Bemerkenswert ist, dass die
Pro-Kopf-Kaufkraft der Genera-
tion 50plus mit 21.244 Euro um
mehr als 2.000 Euro pro Jahr
höher ist als die der gern umwor-
benen Gruppe der Unter-50-
Jährigen mit 19.131 Euro. Be-
trachtet man die Gesamtvolumi-
na, so haben die 40- bis 49-Jähri-

berg, in dem im Durchschnitt je-
de Person dieser Altersgruppe
21.459 Euro pro Jahr zur Verfü-
gung hat. Dahinter liegen mit
20.281 Euro und 19.885 Euro
der Landkreis München bezie-
hungsweise die Stadt München.
Es folgen die Stadt Erlangen, der
Landkreis Ebersberg und der
Landkreis Fürstenfeldbruck. Auf
Platz 9 rangiert der Landkreis
Dachau, eine Position dahinter
steht die Stadt Landshut.

Ganz anders sieht das Bild bei
den Personen aus, die älter als 65
Jahre sind. Sie wohnen - vor al-
lem soweit es die Besserverdien-

Lebensqualität in den Städten:

Nürnberg läuft New York den Rang ab

regional als auch nach Alters-
gruppen analysiert. Die Kauf-
kraft bezeichnet das verfügbare
Einkommen ohne Steuern und
Sozialabgaben inklusive Trans-
ferleistungen und wird pro Kopf
und Jahr in Euro und als Index

ausgewiesen. Basis der Berech-
nung sind Daten der Einkom-
mensteuerstatistik, Statistiken
zur Berechnung von Transferlei-
stungen, Ergebnisse des Mikro-
zensus sowie Prognosewerte der
Wirtschaftsinstitute. DK

Regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnung für Bayern:

Steigende Einwohnerzahlen bis 2023
Schmid: „Bis zum Jahr 2023 wird Bayerns Bevölkerung weiter wachsen - Überalterung

schlägt nach 2011 wegen zurückgehender Netto-Zuwanderung stärker durch“
„Die Bevölkerung im Freistaat wird bis zum Jahr 2023 weiter
steigen und dann eine Einwohnerhöchstzahl mit 12,78 Millionen
Bürgern erreichen. Dabei wird sich der Altersdurchschnitt der
Bevölkerung von 40,7 Jahren (2003) auf 44,1 Jahre (2023) er-
höhen. Mit beginnender Abnahme der Nettozuwanderung in
den Freistaat wird sich nach 2011 der demographische Wandel
und damit die Überalterung der Bevölkerung im Freistaat stär-
ker als bislang auswirken“, fasste Innenstaatssekretär Georg
Schmid die Kernpunkte der vom Bayerischen Landesamt für
Statistik und Datenverarbeitung jetzt vorgelegten Fortschrei-
bung der regionalisierten Bevölkerungsvorausberechnung für
Bayern bis zum Jahr 2023 zusammen. 

Schmid wies darauf hin, dass
der demographische Wandel mit
einer mittelfristigen Zunahme
der Überalterung der Bevölke-
rung und langfristigem Rück-
gang der Bevölkerung auch im
Freistaat die künftigen politi-
schen Weichenstellungen ganz
entscheidend prägen wird:
„Auch wenn Bayern heute und
in den nächsten Jahren noch von
einer Nettozunahme der Bevöl-
kerung durch Zuzug in den Frei-
staat profitieren kann, stellt lang-
fristig Bevölkerungsrückgang
und Überalterung auch uns vor
große Herausforderungen.“

Positiver Wanderungssaldo

Nach den Berechnungen des
Bayerischen Landesamts für Sta-
tistik und Datenverarbeitung
wird die Einwohnerzahl im Frei-
staat durch Zuwanderer aus dem
übrigen Bundesgebiet und aus
dem Ausland bis zum Jahr 2010
geringfügig und mit dem Beginn
der Freizügigkeit innerhalb der
europäischen Union nach der
EU-Osterweiterung stärker stei-
gen. Nach den Modellrechnun-
gen wird der Wanderungssaldo

dann auf jeweils rund 30.000
Personen aus anderen Ländern
des Bundes und dem Ausland
steigen (Wanderungssaldo 2003:
andere Bundesländer 34.200,
Ausland 12.200; 2004: andere
Bundesländer 17.000, Ausland
5.000). Schmid: „Die Bevölke-
rungszunahme wird sich aber
nicht gleichmäßig auf alle Ge-
biete Bayerns verteilen. 

Achse Nürnberg-
Ingolstadt-München 

Weit überdurchschnittliche
Bevölkerungszunahmen sind in
den Landkreisen auf der Achse
Nürnberg-Ingolstadt-München
zu erwarten. Die Landkreise an
den Grenzen Bayerns werden
dagegen fast durchweg mit 
einem Bevölkerungsrückgang
konfrontiert werden, am stärks-
ten die Landkreise Berchtes-
gadener Land und Garmisch-
Partenkirchen.“ Den bayernweit
relativ stärksten Wanderungsge-
winn werden die Landkreise
München und Nürnberger Land
haben, den geringsten die Land-
kreise Dillingen a.d. Donau und
Günzburg. Die in absoluten Zah-

len stärksten Wanderungsbewe-
gungen sind für die Stadt Mün-
chen zu erwarten. Die Landes -
hauptstadt wird im Berichtszeit-
raum zunächst wichtigster An-
ziehungspunkt für Zuzüge aus
den anderen Bundesländern so-
wie dem Ausland, später aller-
dings auch Ausgangspunkt für
Fortzüge ins Umland sein. 

Geburtenüberschuss
in der Landeshauptstadt

Von bundesweiter Besonder-
heit ist der nach wie vor zu er-
wartende Geburtenüberschuss in
der Landeshauptstadt München
und im Landkreis Freising. Ge-
messen an der Einwohnerzahl
2003 wird der Gestorbenenüber-
schuss in den Jahren bis 2023 in
den Landkreisen Wunsiedel im
Fichtelgebirge und Berchtes -
gadener Land am höchsten sein.

Die Modellrechnungen des
Landesamts für Statistik und Da-
tenverarbeitung zur Entwicklung
der Einwohnerzahlen in den
kreisfreien Städten und Land-
kreisen Bayerns basieren auf den
tatsächlichen Verhältnissen in
den Basis-Jahren 2000 bis 2003
und schreiben diese strukturell in
die Zukunft fort. Die zukünftige
Einwohnerzahl hängt dabei von
Annahmen zur Entwicklung der
Geburten, der Sterbefälle und
der Wanderungsbewegungen ab.
Erstere gelten als relativ stabil,
die Zu- und Fortzüge sind dage-
gen ein gewisser „Unsicherheits-
faktor“. Die Berechnungen bis
zum Jahr 2023 auf Landkreise-
bene sind zusätzlich nach Ge-

schlecht und Altersgruppen dif-
ferenziert. Die aktuellen Veröf-
fentlichungen (Beitragsheft 535
mit Ergebnissen für ganz Bay-
ern, Kreishefte, CD-ROM mit
allen Ergebnissen) schreiben die
im Mai 2004 veröffentlichten
Ergebnisse fort; sie können beim
Vertrieb des Bayerischen Lan-
desamts für Statistik und Daten-
verarbeitung bezogen werden
(http://www.statistik.bayern.de/
webshop). ?

Volksbegehren G9
- stoppt das G8

Initiatoren legen Antrag beim
Innenministerium vor

Am 11. März 2005 wurde der
Antrag auf Zulassung eines
„Volksbegehrens G9 - stoppt
das G8“ im Bayerischen
Staatsministerium des Innern
übergeben. Das Innenministe-
rium prüft nunmehr die gesetz-
lichen Voraussetzungen für die
Zulassung des Volksbegehrens.
Hält es diese für nicht gegeben,
legt es den Antrag dem Bayeri-
schen Verfassungsgerichtshof
vor, der dann über die Zulas-
sung zu entscheiden hätte. Be-
jaht hingegen das Innenmini-
sterium die gesetzlichen Vor-
aussetzungen, macht es das
Volksbegehren innerhalb von
sechs Wochen ab Antragsein-
gang, also bis spätestens 22.
April 2005 im Bayerischen
Staatsanzeiger bekannt. 

Eintragungsfrist

Zugleich legt es die zwei-
wöchige Frist fest, innerhalb der
die Eintragungen für das Volks-
begehren vorgenommen werden
können. Die Eintragungsfrist be-
ginnt frühestens acht, spätestens
zwölf Wochen nach der Veröf-
fentlichung im Staatsanzeiger.
Weitere Informationen zum The-
ma Volksbegehren sind unter
http://www.stmi.bayern.de/buer-
ger/wahlen/volksbegehren/  ab-
rufbar. (siehe auch: http://www.
stmi.bayern.de). ?
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(Fortsetzung von Seite 1)
ten-Splitting hin zu einem Fami-
lien-Splitting.

2. Ein flächendeckendes Netz
von Betreuungseinrichtungen
für Kleinkinder und Schüler, an-
gefangen von Krippen und Hor-
ten bis hin zu bürgerschaftlichen
Betreuungsformen wie Leihopas
und Leihomas.

3. Den Ausbau moderner, die
Selbständigkeit unterstützender
Wohnformen für Senioren (z.B.
betreutes Wohnen).

4. Verstärkte Bildungs- und
Betreuungsangebote für Kinder
ausländischer Mitbürger: Diese
werden in Zukunft erhebliche
Beiträge für die sozialen Syste-
me zu leisten haben. Dies ist nur
möglich, wenn sie über gute
Sprachkenntnisse und eine quali-
fizierte Ausbildung verfügen.

5. Sicherung von Versorgungs-
einrichtungen auch auf dem Land
(z.B. Post-Agenturen, Dorfläden,

(Fortsetzung von Seite 1)
werden einen zentralen An-
sprechpartner in den Behörden
einführen für die Genehmigung
aus einer Hand. Ein ‚Verfah-
rensmanager’ berät den Antrag-
steller und begleitet ihn durch
das Verfahren.“

Schnelle 
Genehmigungsverfahren

Entscheidend für schnelle
Genehmigungsverfahren sei,
dass die Genehmigungsbehörde
ihren eigenen Ermessensspiel-
raum voll ausschöpft und mög-
lichst viel selbst entscheidet,
meinte Huber. Hierfür stärke
die Staatsregierung die Land-
ratsämter. Weitere Fachbehör-
den sollten nur einbezogen
werden, wenn es wirklich drin-
gend nötig ist.

Ziel sei es, so der Staatsmini-
ster, Bayern zum Land mit den
wenigsten Vorschriften zu ma-
chen. Dafür würden ein Drittel
der Verwaltungsanweisungen
ersatzlos gestrichen. Vom 1. Ja-
nuar 2003 bis 1. Januar 2005 sei
die Zahl der Landesgesetze um
fast 10 Prozent zurückgegan-

(Fortsetzung von Seite 1)
Schüler, Tendenz steigend. Das
schulpolitische Konzept der
Bayerischen Staatsregierung ha-
be sich damit eindeutig bestätigt. 

Andrang bei der R 6

Längst „hoch akzeptiert“ ist
die R 6. „Sowohl für uns als
auch für die Kommunen ist es
nicht ganz einfach, den Andrang
in den Klassen 5 und 6 zu bewäl-
tigen“, betonte die Kultusmini-
sterin. Gerade der Übergang
nach der 5. Klasse sei relativ
stark geblieben. Festzustellen
sei, dass nicht geeignete Schüler
immer noch übertreten und auch
häufig wieder zurückkommen.
Ihr Haus werde sich dieses Pro-
blems annehmen. Eine erste Ver-
schärfung werde hier zum näch-
sten Schuljahr eintreten. 

„Beratungsresistenz“

Auffallend an dieser Entwick-
lung sei, „dass die Grundschul-
lehrer aufgrund massiven elterli-
chen Drucks, hervorgerufen
durch eine offenkundige „Bera-
tungsresistenz“ in den Noten
nachgeben, weshalb wir uns das
Übertrittsverfahren noch einmal
genau ansehen werden.“ Ergeb-
nis dieses Prozesses: „Die M-
Züge wachsen an, ebenso die
Realschulen und Gymnasien.“
Letztere seien in den unteren
Jahrgangsstufen sehr stark fre-
quentiert, nach oben normalisie-
re sich das Ganze. Auch FOS
und BOS stiegen an, „und wir
wissen bald nicht mehr, wo wir
die Lehrer noch herbringen sol-
len, damit diese flächendeckend
agieren können“, bemerkte Mo-
nika Hohlmeier.

Pädagogisches Profil

Beim Thema Teilhauptschulen
wiederum dreht es sich nach
ihren Worten „nicht um einen
bloßen Auflösungsbeschluss“.
Der Ursprungsgedanke sei,
„dass Schüler der Teilhauptschu-
len 1 in keinster Weise eingeglie-
dert sind in das, was pädago-
gisch die Hauptschülerschaft
ausmacht“. Gedanklich und
schwerpunktmäßig seien sie in
einer Grundschule, „was völlig
normal ist“. Der Großteil gehe
aber nun einmal in die Haupt-
schule. Weil zudem die Demo-
graphie im ländlichen Bereich
Probleme bereite, sei es notwen-
dig, ein Regionalkonzept zu er-
stellen. Den Hauptschulen müs-
se die Gelegenheit gegeben wer-
den, „ein pädagogisches Profil
zu entwickeln und nicht nur dar-
um zu ringen, wo ich meinen
letzten Schüler herbringe“. 

Normale Hauptschüler
nicht vergessen

Es mache keinen Sinn, nur auf

Gaststätten) durch Bereitstellung
gemeindeeigener Gebäude

6. Interkommunale Zusam -
menarbeit: Verteilung von Auf-
gaben auf mehrere benachbarte
Gemeinden.

Bürger sensibilisieren

Wie Grein betonte, wird der
demographische Wandel nicht
nur Bund und Länder, sondern
auch die Städte und Gemeinden
vor enorme Herausforderungen
stellen. Unverzüglich müsse da-
mit begonnen werden, die Kom-
munen und ihre Bürger für das
Thema zu sensibilisieren und zu
mobilisieren. Durch ein neues
bürgerschaftliches Miteinander
sei sicherzustellen, „dass unsere
Kommunen auch in Zukunft für
alle Generationen - von den
Kleinkindern bis hin zu den Se-
nioren - eine lebens- und liebens-
werte Heimat bleiben“.           DK

gen. Dieser Weg werde weiter
beschritten. Die Zahl der Lan-
desverordnungen solle rasch
von über 1100 auf rund 850 re-
duziert werden. Dafür sollen
Förderprogramme weiter ver-
einfacht, Zuständigkeitsverord-
nungen weitgehend zusammen-
gefasst und in Zielgruppenbe-
fragungen und Workshops
Empfehlungen zur Deregulie-
rung erarbeitet werden. „Und
bei allen Reformen“, so Huber
abschließend, „setzen wir in
Bayern auf das Gespräch mit
den Bürgern, den Unterneh-
mern, den Kommunen, mit Ver-
bänden und Organisationen!“ 

Verworrene Wege 
des Bürokratismus

„Verwaltungsreorganisation:
Weniger Staat und mehr Frei-
raum für Bürger und Wirtschaft“
lautete das Vortragsthema von
Prof. Dr. Rainer Thome, Lehr-
stuhl für BWL und Wirt-
schaftsinformatik, Universität
Würzburg. Am Beispiel des
Buchbinder Wanninger zeigte
Thome auf, welche verworrenen
Wege Bürokratismus gehen
kann. Bürokratismen, so Thome,
müssten abgeschafft werden.
Die Eigenständigkeit einer
Kommune habe darin zu liegen,
„was sie anzubieten hat, wie nett,
wie freundlich ihre Mitarbeiter
tatsächlich sind“. 

Trotz besserer Argumente
gegen die Doppik

Als entscheidenden Gesichts-
punkt bezeichnete Thome die
doppelte Buchführung, gegen
deren Einführung sich die öffent-
liche Verwaltung vehement weh-
re. Dieses System werde es den
politischen Gremien in Zukunft
erschweren, Vorschläge im Par-
lament durchzusetzen. Ehrli-
cherweise müsse man aber ein-
gestehen, um dieses Instrument
nicht herumzukommen. Benö-
tigt werde eine gleichmaßen ge-
rechte Vorgehensweise gegen-
über allen Bürgern. 

Wie der Wissenschaftler erläu-
terte, habe die Staatskanzlei 
seinem Haus den Auftrag erteilt,

alle Verwaltungsprozesse zu
durchforsten. Diese seien zu-
nächst erfasst worden, um
anschließend ihre Konsequenzen
zu beschreiben. Dieses Procede-
re sei in Deutschland einmalig.
Aufgrund dieser Studien seien
bereits mehrere Entscheidungen
getroffen worden. 

Subtiles Zusammenspiel

Thome räumte aber ein, dass
„natürlich ein subtiles Zusam-
menspiel zwischen Gesetzen,
Vorschriften und der Reorganisa-
tion“ besteht. Es sei undenkbar,
Vorschriften zu ändern oder Ge-
setze zu erlassen, ohne entspre-
chend den Arbeitsablauf zu reor-
ganisieren. Auch könne man
nicht Vorschriften wegfallen las-
sen oder Gesetze streichen, „oh-
ne den Betroffenen irgendeine
Anleitung an die Hand zu geben,
wie sie denn damit verfahren
sollen“. Schließlich sei es ein
weiter Weg von einer Vorschrift
hin zu einem Verfahren und um-
gekehrt. Grundsätzlich gelte:
„Ich kann nicht eine im Ganzen
gut funktionierende öffentliche
Verwaltung realisieren, wenn ich
nur auf Einzelprojekte schiele.
Ich muss diese zusammen-
führen. Ich muss versuchen, ei-
nen Gleichklang herzustellen.“
Darum habe man sich beim Pro-
jekt „Verwaltung 21“ intensiv
bemüht. 

Reformprozess

Anschließend bestand die
Möglichkeit zur allgemeinen
Diskussion, an der auch der
KPV-Landesvorsitzende, Land-
rat Luitpold Braun, der mittel-
ständische Unternehmer Hein-
rich Wallner sowie Umwelt-
staatssekretärin Emilia Müller
und die Staatssekretäre Jürgen
W. Heike (Soziales) und Georg
Schmid (Inneres) teilnahmen.
Markus Söder kündigte an, die
Ergebnisse des Kongresses in
den Reformprozess einzubrin-
gen und forderte die Bürger auf,
auch auf der CSU-Homepage
www.csu.de Anregungen zur
Streichung überflüssiger Vor-
schriften zu machen.              DK

die Klassen 5 und 6 zu schielen
und nicht auf die restlichen Jahr-
gangsstufen 7, 8 und 9, betonte
die Ministerin. Man dürfe nicht
den Fehler begehen, die „norma-
len Hauptschüler, die Regelklas-
se der Hauptschule“ zu verges-
sen. Ihnen müsse die „Kernauf-
merksamkeit“ zuteil werden,
„weshalb das Kultusministerium
ein differenziertes Konzept ent-
wickeln wird, wie wir diesen
zentralen Bereich der Schüler
noch besser qualifizieren und
praxisnäher von der Realschule
und den Gymnasien abkoppeln
können“. 

G 8 solide gestartet

„Insgesamt solide gestartet“
ist nach Ansicht der Ministerin
das achtjährige Gymnasium.
Allerdings befinde sich noch
ein Teil der Lehrer „im stillen
Widerstand“. An zwei Drittel
der Gymnasien funktioniere das
neue G 8 gut. Der neue Lehr-
plan sei auf der Basis neuester
pädagogischer, didaktischer und
methodischer Erkenntnisse er-
stellt worden. Er lege besonde-
ren Wert auf die Vermittlung
von Grund- und Basiswissen.
Beim Detailwissen dagegen sei-
en weitere Streichungen vorge-
nommen worden. Lehrer müs-
sten nun selbst ihre Schwer-
punkte wählen. Damit werde ei-
ner Überforderung der Schüler
vorgebeugt, ohne die Qualität
der gymnasialen Ausbildung zu
gefährden. 

Eine Untersuchung aller Zwi-

schenzeugnisse unterfränkischer
Kinder habe inzwischen erge-
ben, dass auch nicht mehr Kin-
der durchfallen. „Es gibt nicht
mehr Fünfen und Sechsen als
vorher“, sagte Frau Hohlmeier.
Jedoch seien Unterschiede zwi-
schen den einzelnen Schulen
feststellbar.

Neues Gymnasium

Nunmehr werde versucht,
„diejenigen, die mit dem G 8
hervorragend umzugehen wissen
und sehr gute Konzepte vorlegen
können, zu vernetzen mit denje-
nigen, die immer noch sehr unsi-
cher sind und sich gegen das G 8
sträuben“. Das G 8 sei in der Tat
„ein Stück weit neues Gymnasi-
um“, das ein neues Denken er-
forderlich mache, so die Ministe-
rin. Sie erwarte, dass entspre-
chende Diskussionen konstruk-
tiv geführt werden. Im übrigen
glaube sie nicht, dass die Initiati-
ve Volksbegehren G 9 Aussicht
auf Erfolg hat, „denn die Über-
zeugung, dass das G 8 notwen-
dig ist, ist vorhanden“.

Kinderfreundliche 
Schülerbeförderung

Durch eine kinderfreundliche
Organisation der Schülerbeför-
derung könnten und würden vie-
le Kommunen ganz entschei-
dend zum Gelingen des G 8 bei-
tragen, fuhr Frau Hohlmeier fort.
Verschiedene Kommunen hätten
sich in punkto Schülerbeförde-
rung bereits mächtig ins Zeug

gelegt und die Busfahrpläne in
vorbildlicher Weise an den Inter-
essen der Kinder und Jugendli-
chen ausgerichtet. Dies solle der
Maßstab für ganz Bayern sein.
Wo vereinzelt Schülerinnen und
Schüler am Nachmittag bis zu
zwei Stunden auf den Bus war-
ten müssten, gebe es Verbesse-
rungsbedarf für kindgerechte
Fahrpläne. Hohlmeier appellier-
te in diesem Zusammenhang
auch an die einzelnen Landkrei-
se, gemeinsam mit den Schulen
für Kinder und Jugendliche die
notwendigen Verbesserungen
herbeizuführen. 

Moderne Infrastruktur 
im Ganztagsschulbereich 

Mit dem Investitionspro-
gramm „Zukunft Bildung und
Betreuung 2003 - 2007“ (IZBB)
will der Freistaat die Schaffung
einer modernen Infrastruktur im
Ganztagsschulbereich unterstüt-
zen und eine Qualitätsverbesse-
rung des Bildungssystems errei-
chen. Laut Monika Hohlmeier
wurde mit den  Regierungen ab-
gesprochen, möglichst rasch zu
agieren; vorgegeben wurde ein
Zeitraum von sechs Wochen.
Von 340 gymnasialen Anträgen
seien 150 ohne jegliche Bera-
tung eingereicht worden. Verfah-
ren werde nach der Devise,
„dass nur das Notwendige aner-
kannt wird“. Dies bedeutet:
„Wenn jemand etwas Wün-
schenswertes aus dem normalen
Rahmenprogramm des FAG ha-
ben will, wird dies über das
IZBB nicht mehr funktionieren,
weil dieses sonst überzeichnet
wäre.“ DK

Infrastruktur der ...

Mehr Freiraum für Ideen ...

Drehscheibe Bildung ...

Gemeinsames Positionspapier
Sparkassenverband Bayern und Genossenschaftsverband

Bayern fordern Abbau von Wettbewerbsnachteilen 

In einem gemeinsamen Positionspapier weisen der Sparkas-
senverband Bayern und der Genossenschaftsverband Bayern
darauf hin, dass die deutschen Banken und Sparkassen durch
unterschiedliche Rahmenbedingungen gegenüber ausländi-
schen Konkurrenten massiv benachteiligt sind. Der Wettbe-
werb über die Grenzen hinweg sei grundsätzlich zu begrüßen.
Dabei müssten aber Nachteile aufgrund unterschiedlicher Re-
gulierung vermieden werden. 

Besonders deutlich werde die
Benachteiligung im Bereich des
Kreditgeschäfts. Gegenüber den
bayerischen Wettbewerbern
sind die österreichischen Ban-
ken bei den gesetzlichen und
bankaufsichtlichen Anforderun-
gen an die Offenlegung der
wirtschaftlichen Verhältnisse
von Kreditnehmern klar im Vor-
teil. Um zu gleichen Rahmen-
bedingungen zu kommen,
schlagen die beiden Verbände
folgende Änderungen vor:

Mittelstandsfinanzierung

Die Offenlegungsgrenze des
§ 18 KWG sollte auf 750.000
Euro erhöht werden, mit der
Möglichkeit einer weiteren Er-
höhung auf 1 Mio. Euro bei der
Umsetzung der neuen Eigenka-
pitalrichtlinie Basel II, die Ver-
lautbarungen der Bundesanstalt
für Finanzdienstleistungsauf-

sicht (BaFin) zu § 18 KWG
sollten aufgehoben oder ver-
schlankt werden, die Umset-
zung der erweiterten Kontoab-
fragemöglichkeiten gemäß §§
24c KWG, 93b AO sollte bis zur
Klärung der Verfassungsmäßig-
keit durch das Bundesverfas-
sungsgericht aufgeschoben wer-
den, das wettbewerbsrelevante
Bankaufsichtsrechts auf EU-
Ebene sollte harmonisiert wer-
den, die zu formalistische Auf-
sichts- und Prüfungspraxis soll-
te vereinfacht werden. 

Sparkassen sowie Volksban-
ken und Raiffeisenbanken leis-
ten in Bayern einen Großteil der
Mittelstandsfinanzierung. Wenn
sie dieser wichtigen gesamt-
wirtschaftlichen Aufgabe wei-
terhin nachkommen sollen, dür-
fe es keine systematischen
Nachteile durch die Regulie-
rung geben, fordern die beiden
Verbände. ?

Bayerischer Gemeindetag:

Investitionsprogramm 
für Kommunen

Brandl: Arbeitsplätze schaffen 
mit Geld für kommunale Investitionen

5,2 Millionen Arbeitslose in Deutschland. Jedes Jahr gehen
durch Insolvenzen von Betrieben weitere Arbeitsplätze verloren.
Die kommunalen Investitionen nehmen gleichzeitig kontinuier-
lich ab. Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl: „Die Schmerz-
grenze ist überschritten. Jetzt muss richtig angepackt werden!
Die Menschen im Lande erwarten, dass noch vor der Bundes-
tagswahl 2006 wirksame Konzepte zur Senkung der Arbeitslo-
sigkeit in Angriff genommen werden. Bayerns Gemeinden,
Märkte und Städte fordern die Bundesregierung und die Bayeri-
sche Staatsregierung auf: Legt ein Investitionsprogramm für die
Kommunen auf, damit wir in unseren Kommunen Arbeitsplätze
schaffen können!“

Bekanntlich sind Gemeinden und Städte wichtige Investoren.
Etwa zwei Drittel der öffentlichen Investitionen werden von den
Kommunen getätigt. Vor allem in Schulen und Straßen fließen
die kommunalen Gelder. Aufgrund der seit Jahren grassierenden
Finanznot in den Rathäusern können die meisten Kommunen
seit längerem keine Investitionen mehr tätigen. Soll die Arbeits-
losenquote in Deutschland spürbar gesenkt werden, so müssen
Bund und Freistaat Investitionsprogramme auflegen, um den
Kommunen die Gelder zu geben, die sie für Investitionsmaß-
nahmen brauchen. Die Finanzierung eines Investitionspro-
gramms des Bundes muss entweder über Umschichtungen in-
nerhalb des Bundeshaushalts, über den Abbau von Subventionen
oder über eine Erhöhung der Mehrwertsteuer umgesetzt werden.
Aber auch im Freistaat Bayern ist antizyklisches Verhalten er-
forderlich. Der Freistaat Bayern hat heute schon einen Spitzen-
platz mit der geringsten Staatsverschuldung eingenommen.
Brandl: „Jetzt muss die Investitionskraft auf allen Gebieten ge-
stärkt werden, um Arbeitsplätze zu schaffen. Die Gemeinden
und Städte wünschen sich nichts sehnlicher, als längst überfälli-
ge Investitionen mit frischem Geld tätigen zu können. Mit För-
dermitteln für Investitionen werden zugleich private Mittel frei-
gesetzt, daher muss jetzt gehandelt werden.“ ?

Zum Schutz der Regenwälder: 

Holzhäuser für Flutopfer
Mit der Lieferung von Fertighäusern und Baumaterial aus Holz
soll sich Deutschland am Wiederaufbau der von der Flutkatastro-
phe betroffenen Gebiete in Südostasien beteiligen und dafür Mit-
tel aus dem Hilfsfonds der Bundesregierung bereit stellen. Dafür
hat sich Bayerns Forstminister Josef Miller in einem Schreiben an
Bundesagrarministerin Renate Künast ausgesprochen. 

Eines der größten Probleme in
der Region ist laut Miller die
enorme Nachfrage nach Holz als
Bau- und Brennstoff. Allein in
der Provinz Aceh schätzt der
World Wide Fund For Nature
(WWF) den Bedarf in den näch-
sten fünf Jahren auf bis zu acht
Millionen Kubikmeter Holz. Ein
Einschlag in dieser Größenord-
nung würde das Aus für die be-
drohten Regenwälder Indonesi-
ens bedeuten, heißt es in dem
Brief des Ministers. Er unter-
stützt deshalb die Forderung des

WWF, einen Teil der finanziel-
len Hilfen in Holzlieferungen
umzuwandeln. Mit den Unter-
künften und dem Baumaterial
könne den notleidenden Men-
schen rasch, unbürokratisch und
ohne Umwege geholfen werden,
so Miller. Das benötigte Holz
stamme in Deutschland aus
nachhaltig bewirtschafteten
Wäldern, die nach internationa-
len Standards zertifziert sind.
Außerdem verfüge Deutschland
über eine leistungsfähige Forst-
und Holzwirtschaft. ?
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Erfolg für die Region
Sparkasse Schrobenhausen im Gespräch mit der Bayerischen Gemeindezeitung
„Sparkasse bedeutet, den Erfolg in den Dienst der Menschen zu
stellen.“ Für den Vorstandsvorsitzenden der Sparkasse Schro-
benhausen, Thomas Schwarzbauer, ist dies das Erfolgsrezept für
ein verantwortungsvolles Banking. Dass er mit dieser Philoso-
phie Recht behalten hat, zeigen die jährlichen Bilanzen. Tatsa-
che ist: Die Sparkasse Schrobenhausen belegt seit Jahren in
wichtigen Geschäftsfeldern Spitzenplätze im Vergleich der
Bayerischen Sparkassen.

Seit ihrer Gründung im Jahr
1853 ist eine tiefe Beziehung zur
Stadt Schrobenhausen und zum
Umland gewachsen. Zehn Ge-
schäftsstellen und die Hauptstel-
le bedeuten flächendeckende
Präsenz für den Kunden. Seit
1992 bekleidet Thomas Schwarz-
bauer das Amt des Vorstandsvor-
sitzenden der Stadtsparkasse
Schrobenhausen. Seit über 30
Jahren sei er „Sparkassler mit
Leib und Seele“, betont der
Bankdirektor, der es sich bei sei-
nem Amtsantritt zur Aufgabe ge-
macht hat, „vor allem für die Sa-
che und nicht von ihr“ zu leben. 

Jubiläumsstiftung

Ein erster Schritt hierzu war
die Gründung der Jubiläums-
stiftung der Stadtsparkasse
Schrobenhausen im Jahre 1993.
Die Stiftung, deren Kapital En-
de 2003 auf insgesamt 370.000
Euro aufgestockt wurde, unter-
stützt Aktionen oder Personen
im Altlandkreis Schrobenhau-
sen. Der durch regelmäßige Zu-
spendungen verstärkte Zinser-
trag steht für die Unterstützung
gemeinnütziger Belange zur
Verfügung.

Haus der Begegnung

2004 stand die Eröffnung des
„Hauses der Begegnung“ im
Mittelpunkt. Die Finanzierung
stammt zu einem nicht unerheb-
lichen Teil aus dem Fundus der
Jubiläumsstiftung der Stadtspar-
kasse Schrobenhausen sowie aus
einer bedeutenden Förderung der
Bayerischen Sparkassenstiftung.
Die Sparkasse selbst übernahm
die Kosten für die komplette
Ausstattung und trägt künftig die
laufenden Kosten des Projekts.

Mit dem stilvoll renovierten
Haus verfolgt die Sparkasse
mehrere Ziele. So wurden ein
moderner Medienraum geschaf-

fen, ausgestattet mit Beamer und
Internet-Arbeitsplätzen, zudem
ein geräumiger Konferenzraum
und einige kleinere Büros sowie
eine Versorgungsküche. Bei der
Sanierung bekam der historische
Bau ein völlig neues Innenleben,
eine Ausstattung, die zukunfts -
weisend ist - die ARGE Silberne
Raute koordiniert in ständiger
Präsenz Bürgerengagement und
Ehrenamtsaktivitäten.

Internet-Arbeitsplätze 

Die Internet-Arbeitsplätze
sind allen Interessierten, Jugend-
lichen, Senioren oder Vereins-
funktionären zugängig, die sich
hier den Umgang mit dem Inter-
net und generell mit den Neuen
Medien erobern. Vor allem ha-
ben die Initiatoren das kostenlo-
se Projekt SiSSI - „Sicheres Sur-
fen der Schüler im Internet“ im
Auge. SiSSI versteht sich als 
ein praxisorientiertes, interdis-
ziplinäres, wissenschaftliches
Forschungsvorhaben mit einer
vorgegebenen politischen Bot-
schaft. Schulklassen in Schro-
benhausen haben die Gelegen-
heit, an den ersten Kursen dieser
neuen und zukunftsweisenden
Form teilzunehmen. Ebenfalls
fungiert diese Medienplattform
als IT-Drehscheibe für die VHS
und den Bürgernetzverein.

Internet-Marktplatz

Mit dem Internet-Marktplatz
www.marktplatz-schrobenhau-
sen.de hat die Sparkasse Schro-
benhausen ca. 500 kleineren und
mittleren Unternehmen einen ei-
genen Internetauftritt verschafft.
Mit Stolz verweist Thomas
Schwarzbauer bei dieser Idee auf
den Initiator Hans Götz, als Vor-
standskollege zuständig für das
Firmenkundenkreditgeschäft.

Als Ideenträger und unterstüt-
zende Kraft fungiert die Spar-

kasse Schrobenhausen jedoch
nicht nur bei gemeinnützigen
Belangen, sondern auch bei um-
weltpolitischen und kulturellen
Anliegen. Ein herausragendes
Beispiel für moderne Umwelt-
technik ist die biologische Pflan-
zenkläranlage, die für die „Oase
Steinerskirchen“ errichtet wurde.
Weil die Oase - das kleine Pfarr-
kirchlein und das überregional
bedeutende Besinnungshaus der
Herz-Jesu-Missionare - nicht an
eine kommunale Kläranlage an-
geschlossen werden kann, wurde
die biologisch arbeitende Klär-
anlage entwickelt. Das Abwasser
sammelt sich in sandgefüllten
Becken und wird durch Bakteri-
en, denen Schilfpflanzen Sauer-
stoff zuführen, wieder gereinigt.
Die laufende Betreuung der Ein-
richtung vollzieht sich in Unter-
richtsprojekten der Landwirt-
schaftsschulen Pfaffenhofen und
Eichstätt. 

Unterstützung 
für Umwelt und Kultur 

Die Bayerische Sparkas-
senstiftung und die Sparkasse
Schrobenhausen haben zur Er-
richtung der biologischen Klär-
anlage einen finanziellen Beitrag
in Höhe von 50.000 DM unter
Einbindung der Berufsschulen
Eichstätt und Pfaffenhofen gelei-
stet. Beide Organisationen för-
derten auch die Herstellung der
Video-Dokumentation über die
Pflanzenkläranlage durch die
Gruppe Laterna Magica in Pfaf-
fenhofen. Unter dem Titel
„Fließt Wasser über sieben
Stein“ wird das Projekt erläutert,
das Thema Wasser sensibel auf-
bereitet und im Unterricht über-
regional eingesetzt. Grenzgänger
war Thomas Schwarzbauer auch
bei der Umweltbildungsstätte
„Haus im Moos“, gelegen in
Süddeutschlands größtem Nie-
dermoorbereich. Das exakt sich
zwischen dem Wirkungsbereich
der Sparkassen Neuburg und
Schrobenhausen befindende
Projekt wurde mit 100.000 DM
unterstützt. 

Darüber hinaus wurde zum
100. Ehrenbürgerjahr des Maler-

(Fortsetzung auf Seite 6)

Jahrespressekonferenz in München:

Bayerische Sparkassen 
weiter in der Spitzenposition

Zufrieden zeigte sich Dr. Siegfried Naser, Geschäftsführender
Präsident des Sparkassenverbandes Bayern, bei der Vorlage
der Geschäftszahlen 2004. So seien Betriebsergebnis und Jah-
resüberschuss der 80 rechtlich selbstständigen Sparkassen in
Bayern weiter angestiegen. Dankbar zeigte sich der Präsident
dafür, dass der Freistaat Bayern und die kommunalen Träger
sich unverändert und eindeutig zur öffentlichen Kreditwirt-
schaft bekennen. Auch nach dem 18. Juli 2005 seien die Spar-
kassen nicht verkäuflich.

Im Gegensatz zu einigen ande-
ren Bundesländern bestünden im
Freistaat keinerlei Verkaufsab-
sichten der kommunalen Ei-
gentümer. Regional verankerte
Kreditinstitute, die sich ohne
jeglichen Wettbewerbsvorteil gut
im Markt bewähren, aber ihre
Geschäftspolitik nicht an kurzfri-
stigen und häufig wechselnden
Aktionärsinteressen ausrichten,
seien unverzichtbar für die wei-
tere positive wirtschaftliche Ent-
wicklung Bayerns. Deshalb wol-
le die Sparkassenorganisation
auch in Zukunft an der öffentli-
chen Rechtsform, ihrer Unver-
äußerlichkeit und ihrer rechtli-
chen und wirtschaftlichen Selbst-
ständigkeit festhalten.

Weitere Fusionen

Der Fusionsprozess der baye-
rischen Sparkassen schreitet
weiter voran. Vereinigt haben
sich zum 1. 1. 2005 die Sparkas-
sen von Coburg und Lichtenfels,
zum 1. 2. verbanden sich Rain
am Lech und Neuburg an der
Donau, am 1. 4. folgten Rosen-
heim und Bad Aibling. Für den
1. Juli planen Kulmbach und

Kronach ihre Fusion. In der
Oberpfalz gibt es Gespräche
zwischen den Instituten von
Weiden, Tirschenreuth und den
vereinigten Sparkassen von 
Eschenbach, Neustadt a. d.
Waldnaab und Vohenstrauß.

Ertrag ist nicht alles

In 3.000 Geschäftsstellen wer-
den 49.340 Mitarbeiter beschäf-
tigt. Die Bilanzsumme aller
bayerischen Sparkassen belief
sich auf insgesamt 152,7 Mrd.
Euro. Sie verfügen über 115
Mrd. Euro Kundeneinlagen,
rund 95 Mrd. Euro Kundenkre-
dite und verwalten über 19 Mil-
lionen Konten. 

Die bayerischen Sparkassen
wollen ihren bisherigen Kurs -
bei konstantem Geschäftsmodell
nachhaltig finanzwirtschaftliche
Dienstleistungen zu vermarkten
- fortsetzen, versicherte Naser.
Ertrag sei dabei sehr wichtig,
aber nicht der alleinige Maßstab
des Handelns. Vielmehr stärke
man das Rückgrat der ausgewo-
genen Wirtschaftsstruktur Bay-
erns mit einer flächendecken-
den Versorgung aller Regionen,

durch gelebte soziale und kultu-
relle Verantwortung und durch
aktives Engagement für Exis-
tenzgründer, Unternehmens-
nachfolger, Handwerker und
kleine und mittlere Unterneh-
men. Dies gelte auch für die Zeit
nach dem 18. Juli 2005. An die-
sem Tag treten die geänderten
Haftungsgrundlagen innerhalb
der öffentlich-rechtlichten Kre-
ditwirtschaft in Kraft.

Ihre Marktstellung konnten
die bayerischen Sparkassen nach
Nasers Worten weiter ausbauen.
Die Gesamtkundeneinlagen blie-
ben stabil bei 114,8 Mrd. Euro;
die Spareinlagen wuchsen leicht
um 616 Mio. Euro (+1,2 %). Da-
mit stellt der Spareinlagenbe-
stand mit einem Anteil von 45 %
an allen Kundenverbindlichkei-
ten weiterhin die wichtigste Re-
finanzierungsquelle dar.

Zunahmen 
im Wertpapiergeschäft

Im Wertpapiergeschäft stiegen
die Umsätze der Sparkassen in
Bayern gegenüber dem Vorjahr
um 3,5 % auf 12,1 Mrd. Euro.
Im Kreditgeschäft verzeichnete
man eine Abnahme um 0,8 %
auf 95,2 Mrd. Euro (Vorjahr 96,0
Mrd. Euro). Aufgrund der nach
wie vor schwierigen wirtschaftli-
chen Lage sei die Kreditnachfra-
ge geringer gewesen. Da andere
Bankengruppen jedoch ihre Kre-
ditbestände stärker reduziert hät-

(Fortsetzung auf Seite 8)

Das Podium bei der Pressekonferenz des Sparkassenverbands Bayern (v. l.): Pressesprecher
Hans Schmid, Geschäftsführender Präsident Dr. Siegfried Naser, sowie die Vizepräsidenten
Werner Netzel und Rudolf Faltermeier. Bild: Astrid Schmidhuber

Sparkassenfachgespräch. Unser Bild zeigt (v. l.): Die BayernLB-Vertreter Götz Rinn und Tho-
mas Neher, Anne-Marie von Hassel, Thomas Schwarzbauer, Vorstandsvorsitzender der Spar-
kasse Schrobenhausen, und Doris Kirchner. Foto: Lamminger
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(Fortsetzung von Seite 5)
fürsten Franz von Lenbach 1998
eine eigene Schmuckanleihe ge-
schaffen. Die Sparkasse Schro-
benhausen hatte das Wertpapier
in einem Umfang von fünf Mil-
lionen DM aufgelegt. Die Lauf-
zeit endete im Oktober 2004, je-
nem Jahr, an dem sich Lenbachs
100. Todestag jährte. Der Zins-
satz betrug 4,5 Prozent, die Ren-
dite war abhängig vom jeweili-
gen Tageskurs. 

Sonne, Mond 
und Sternfahrer 

Unter den Veranstaltungen,
mit denen die Sparkasse sich der
Öffentlichkeit präsentiert, ragte
zuletzt wieder das Sparkassenfo-
rum heraus, das mit dem Vortrag
des Physikers und Astronauten
Ulrich Walter glänzende Reso-
nanz verzeichnete. Diesen „Blick
in den Raum“ will die Sparkasse
weiter fördern: Unter dem Motto
„Sonne, Mond und Sternfahrer“
bekommen Kinder von Grund-
schulen und aus dem Vorschul-
bereich im Einsteinjahr Gelegen-
heit, unter pädagogischer Füh-
rung das Deutsche Museum in
München kennen zu lernen. 

Den Kindern will man zudem
den Zugang zur Astronomie er-
möglichen. Bei einem differen-
zierten Angebot an Workshops
soll das naturwissenschaftliche
Verständnis gefördert werden
(z.B. Bauen einer Sonnenuhr).
Ebenso soll durch die Einbezie-
hung einer künstlerischen Kom-
ponente der ganzheitliche Zu-
gang altersgerecht gefördert
werden (z.B. Planetensysteme
aus Pappmaché). Außerdem sind
ein Schattentheater, Führungen
in der Abteilung Raumfahrt und
Astronomie des Deutschen Mu-
seums, eine Abendveranstaltung
für Familien in der Sternwarte
und eine Vorführung des Mär-
chens „Filine im All“ im Plane-
tarium vorgesehen. Die Veran-
staltung soll eine Woche dauern
und zu Beginn der Sommerferi-
en 2005 angeboten werden. 

Partner der Kommunen

Als starker Partner erweist
sich die Sparkasse auch, wenn es
um Finanzgeschäfte mit den
Kommunen geht. Projektent-
wicklung, Projektbegleitung und
Projektfinanzierung in der an-
spruchsvollen Verzahnung ver-
schiedenster Träger- und Lei-
stungsformen sind auf diesem

Feld mittlerweile zur Kernkom-
petenz der Sparkasse geworden.
Wichtig ist dabei die Verknüp-
fung von haushaltsrechtlichen
Notwendigkeiten der Kommu-
nen mit den aktuellsten Finan-
zierungsmöglichkeiten.

Partner BayernLB

Letztlich aber sind für deren
optimale Betreuung das Wissen
und der Einsatz der gesamten
Sparkassenfinanzgruppe aus-
schlaggebend. In ihrer Funktion
als Kommunalbank ist die Bay-
ernLB Partner in allen Finanzie-
rungsfragen. Die organisatori-
sche Bündelung im Geschäfts-
feld „Sparkassen und Markt
Bayern“ unterstreicht die Bedeu-
tung dieser Gruppen für die Bay-
ernLB und setzt den öffentlichen
Auftrag konsequent um.

Vielschichtig und intensiv ist
die geschäftliche Verflechtung
der Sparkassen als 50%-iger Trä-
ger der BayernLB mit ihrem
Spitzeninstitut. Götz Rinn, Leiter
des Teams Zielkunden- und Ver-
triebspartnerbetreuung Bayeri-
sche Kommunalkunden im Ge-
schäftsfeld „Sparkassen und
Markt Bayern“ der BayernLB
untersucht gemeinsam mit den
Sparkassen im Kommunalen
Kompetenz-Center Tendenzen
bzw. Neuheiten auf dem Kom-
munalmarkt. Ziel ist es, bayern-
weite Lösungen zu finden, wie
Thomas Neher, Leiter des Ge-
schäftsfeldes „Sparkassen und
Markt Bayern“ der BayernLB,
betont. „Wir sind am Markt sehr
gut positioniert“, konstatiert
Neher. Eine zentrale Anlaufstelle
bei den Sparkassen sowie ein
schnelles und kompetentes Auf-
treten sorgten für Verbindlichkeit
vor Ort und seien Garanten für
den Erfolg.

Zielgruppenmanagement

Thomas Schwarzbauer zufol-
ge wird Zielgruppenmanage-
ment betrieben, „das darauf ab-
zielt, sich um jedes Projekt, egal
ob groß oder klein, zu küm-
mern“. Dies sei Mittelstandsför-
derung im besten Sinne. Wichtig
sei, immer wieder darauf zu ach-
ten, dass von den Sparkassen ein
völlig anderer Beitrag in der
Wirtschaft und im gesellschaftli-
chen Leben erwartet werde, als
von anderen Kreditinstituten,
„was aber per se nicht als Blan-
koscheck gedeutet werden darf“. 

Liegt eine kommunale Investi-

tion an, so ist die Ausgangsposi-
tion zunächst für alle Kreditinsti-
tute gleich. Es wird eine Aus-
schreibung durchgeführt und die
Sparkasse gibt ihr Angebot ab in
der Hoffnung, den Zuschlag zu
bekommen. 

Kommunale Projekte

Diese Handlungsweise wertet
Schwarzbauer als „grundsätzlich
richtig, generell aber problema-
tisch“. Schließlich seien Schwie-
rigkeiten in der Kommunalinve-
stition nicht ausschließlich am
Zinssatz der Finanzierung fest-
zumachen. Keiner könne sich
den Marktgegebenheiten entzie-
hen. Als „wichtigen Erfolgs-
aber auch Problemfaktor“ sieht
Schwarzbauer „dass während
der gesamten Projektphase die
Autorität der Gremien, sprich z.
B. der Stadtrat, um Projektopti-
mierung bemüht ist - diesbezüg-
liche Veränderungen der Erstpla-
nung bewirken nicht selten deut-
liche Mehrkosten, die häufig
außerhalb der Ausschreibungs-
disziplin liegen“. Grundsätzlich
gelte: „Immer wieder, wo be-
triebswirtschaftlich unternehme-
risches Projektmanagement und
Controlling fehlt, ist die Wahr-
scheinlichkeit, dass  Plandaten
nicht eingehalten werden relativ
groß. Und dies gilt grundsätzlich
für alle Wirtschaftsbereiche und
Unternehmen“ stellte der Vor-
standsvorsitzende fest.

Vernetztes Denken und 
kooperierendes Handeln

Zwingend geboten sei „ver-
netztes Denken und kooperieren-
des Handeln“, so Schwarzbauer:
„Die Kommune gibt vor, was sie
will, sie zeigt ihre Möglichkeiten
und Grenzen im pekunären Be-
reich auf und dann müssen die
jeweiligen Spezialisten ran.“ Ei-
nes setzt sich bei den Kommu-
nen bzw. der öffentlichen Hand
durch: Sie managen „ihr Unter-
nehmen“ (Gemeinde, Stadt,
Landkreis) so „wie jeder Unter-
nehmer seine Firma managen
muss“. 

Erfolgsfaktor 
Kommunikation 

Kommunalforen sind für
Schwarzbauer ein Weg, die
Kommunikation zwischen Kom-
munen und Sparkasse weiter
auszubauen. Verantwortungsträ-
ger, allen voran Bürgermeister
und Kämmerer, werden zu die-
sen Foren regelmäßig eingela-
den. Man gibt aktuelle Einschät-
zungen und malt Szenarien zu
den Kapitalmärkten. Hier wer-
den mögliche Finanz- und Pro-
jektmanagementmodelle vorge-
stellt. Außerdem wird der „In-
strumentenkasten des Investie-
rens und Finanzierens, den die
Sparkassen vorhalten, den Kom-
munen exemplarisch dargestellt
und neue Entwicklungen wer-
den diskutiert. Zum Beispiel
werden interessante Projekte un-
mittelbar aus ihrem Geschäfts-
bezirk oder darüber hinaus - von
der kommunalpolitischen Inten-
tion bis hin zur finanzwirtschaft-
lichen Finalkomponente vorge-
stellt und besprochen. Auch sol-
len sich am Rande kommunal-
politische Spitzenvertreter aus-
tauschen können. Ziel ist es, für
Projekte Anstöße zu geben und
sich über den Dialog gegenseitig
zu befruchten. 

Zentraler Ansprechpartner

Wichtig ist, dass die Kommu-
nen einen zentralen Ansprech-
partner in der Sparkasse haben,
erklärt Schwarzbauer. Dieser
Ansprechpartner koordiniert die
Aktivitäten der Sparkasse und
ihrer Verbundpartner in der Re-
gion, gibt Anstöße und treibt die
Projekte voran. Seit einem hal-

Erfolg für die Region ...

Wissenschaftsminister Dr. Thomas Goppel (ganz links) Dr. Rudolf Hanisch, Vorstandsmitglied der
BayernLB (ganz rechts) rahmten die Preistrager  des Wissenschaftspreises der BayernLB ein.       ?

BayernLB verlieh 
Wissenschaftspreis 2005

Hervorragende Arbeiten von Jungakademikern bayerischer
Universitäten prämierte die BayernLB in Gegenwart des
bayerischen Wissenschaftsministers Dr. Thomas Goppel mit
dem Wissenschaftspreis. 

Intention des Preises ist es, ei-
ne Brücke zwischen Wirtschaft
und Wissenschaft zu bauen. Un-
ter dem Motto „Wer Spitzenlei-
stungen fordert, muss sie för-
dern“ werden seit über zehn Jah-
ren hervorragende Dissertatio-
nen und Habilitationen ausge-
zeichnet, die an bayerischen
Universitäten abgeschlossen
wurden und sich bankwirtschaft-
lichen Fragestellungen widmen. 

Innovationen 
aus der Wissenschaft

Die beiden Hauptpreise gin-
gen dieses Jahr an Dr. Marcus
Mittendorf, Universität der
Bundeswehr München, und an
Dr. Martin E. Schwarz, Techni-
sche Universität München. Die
Hauptpreise waren jeweils mit
5.000,- Euro dotiert. Alle ande-
ren eingereichten Arbeiten er-
hielten einen Förderpreis, der bei
Habilitationen 1.500,- Euro und
bei Dissertationen 750,- Euro be-
trägt. „Der Wirtschaftsstandort
Deutschland ist auf Innovationen
aus der Wissenschaft angewie-
sen, um auf Dauer global kon-
kurrenzfähig zu bleiben. Um
diesen Prozess zu unterstützen,
laden wir die elf bayerischen
Universitäten jährlich ein, prä-
mierungswürdige Arbeiten ein-
zureichen, die von einer unab-
hängigen Jury beurteilt werden“,
erklärte Dr. Rudolf Hanisch,

Vorstandsmitglied der Bayern-
LB, die Zielsetzung des Wissen-
schaftspreises. Die Bank würdigt
mit der Vergabe von zwei Haupt-
preisen und 10 Förderpreisen das
Engagement der Jungakademi-
ker für die Lösung hochkomple-
xer, bankwirtschaftlicher Fra-
gestellungen. 

Für eine stärkere gesellschaft-
liche Würdigung wissenschaftli-
cher Leistungen hat Wissen-
schaftsminister Thomas Goppel
anlässlich der Preisverleihung
geworben. Der Minister betonte,
dass „gemessen an ihrer Bedeu-
tung für die Zukunft unseres
Landes unsere Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler min-
destens so viel öffentliche Auf-
merksamkeit bekommen müs-
sten wie mancher Sportler oder
Entertainer.“ Es bestehe eine
„gewisse Schieflage“, wenn der
Vereinswechsel eines Zweitliga-
Fußballspielers breiten Platz in
der Berichterstattung einnehme
und über die Gewinnung eines
internationalen Spitzenwissen-
schaftlers lediglich mit einem
Dreizeiler berichtet werde. 

Gewinn für beide Seiten

Die Wissenschaftspreise der
BayernLB lenkten die Aufmerk-
samkeit auf vielversprechende
junge Wissenschaftler und seien
so für die öffentliche Anerken-
nung von Nachwuchswissen-
schaftlern seit Jahren wegwei-
send. Neben der öffentlichen
Würdigung der Preisträger er-
mögliche das Engagement der
BayernLB zugleich den engeren
Kontakt zwischen Wissenschaft-
lern und Wirtschaft. „Kein Wirt-
schaftsunternehmen kann es sich
erlauben, die aktuelle Forschung
an den Hochschulen aus dem
Blick zu verlieren. Umgekehrt
profitieren die Hochschulen von
der Praxiserfahrung und dem
enormen Wissens- und Ideen-
reichtum der Unternehmen. En-
ge Zusammenarbeit bringt des-
halb fast immer einen Gewinn
für beide Seiten“, so Goppel .  ?

ben Jahr steht das Kommunal-
kundengeschäft in der Ge-
schäftsverteilung der Sparkasse
Schrobenhausen auf Vorstandse-
bene in seiner Verantwortung. Er
betreut den Bereich „Institutio-
nelle Finanzanlagen und Refi-
nanzierungen“. 

Enge Beziehungen zu 
den Entscheidungsträgern

Das Kommunalgeschäft und
die engen Beziehungen zu den
Entscheidungsträgern in den
Kommunen sind ihm ein beson-
deres Anliegen und daher Chef-
sache. Die Zusammenarbeit zwi-
schen Sparkasse und Kommu-
nen muss aus seiner Sicht eine
„Win-Win-Situation“ für alle
Beteiligten und damit gut für die
Region sein.

Privatkundengeschäft

„Die Sparkasse Schrobenhau-
sen ist auch im Privatkundenge-
schäft innovativ und erfolg-
reich“, so Neher abschließend.
Für die Sparkassen sei es heute
möglich, ein Depot - perfekt aus-
gewertet und dargestellt - zu be-
kommen. Den Impuls hierfür ha-
be auch die Sparkasse Schroben-
hausen gegeben, mit dem Ergeb-
nis, dass die Sparkassenorgani-
sation die Vorreiterrolle über-
nommen habe. Thomas
Schwarzbauer gibt das Kompli-
ment gerne zurück: „Was letzt-
lich ausschlaggebend ist und
hervorragend funktioniert, ist die
Kompetenz der gesamten Spar-
kassenfinanzgruppe. Die Spar-
kasse Schrobenhausen bemüht
sich lediglich, die bereits vor-
handenen Instrumente für Spar-
kassenzwecke vernünftig einzu-
setzen.“ DK

FDP will Sparkassen 
in Bayern stärken 

Klaus Breil kündigt Grundsatzpapier an

München (lp). Bayerns Liberale wollen sich nachhaltig für
eine Stärkung der Sparkassen im Freistaat einsetzen. Da-
mit sollen die Kreditinstitute besser auf Änderungen vor-
bereitet werden, die im Rahmen der vollzogenen rechtli-
chen Neuerungen in Zukunft vermehrt zutage treten. Der
Wirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Bayern, Klaus
Breil, kündigte ein Grundsatzpapier dazu an. 

„Zur Versorgung der Regionen in Bayern mit Bankdienstleis-
tungen, insbesondere auch für den Mittelstand als tragende
Säule unserer Wirtschaft, sind die Sparkassen - wie auch die
Genossenschaftsbanken - unverzichtbar“, heißt es in einer
Presseerklärung der Liberalen. Das Sparkassengesetz müsse
hin zur Öffnung der einzelnen Institute für privates Kapital mit
allen Rechten und Pflichten weiterentwickelt werden. Nur so
könnten die Sparkassen auf die kommenden Herausforderun-
gen der sich wandelnden Wirtschaft hinsichtlich Kapitalaus-
stattung vorbereitet werden, zeigte sich Breil überzeugt. Dazu
sei auch die Erweiterung der Kompetenz durch Vertreter wei-
terer privater Kapitalgeber in den Beschluss- und Aufsichtsgre-
mien hilfreich. 

Gesetzliche Änderungen halten die Liberalen dazu für un-
vermeidlich: „Den Kommunen muss außerdem die volle Ver-
fügungsberechtigung - bis hin zum Verkauf - über ihre jeweili-
ge Sparkasse auch gesetzlich eingeräumt werden. Die FDP-
Bayern sieht sich in dieser Forderung mit vielen Kommunalpo-
litikern über das gesamte Parteienspektrum einig. „Wir müssen
die Sparkassen auf die veränderten Rahmenbedingungen nach
Wegfall von Anstaltslast und Gewährträgerhaftung ab Juli die-
ses Jahres umfassend vorbereiten“, erklärte der Breil. ?

Bayern LB mit neuem Design
Werner Schmidt: Fit für den Wettbewerb ohne Staatshaftung

München. Der Umwandlungsprozess der Bayerischen Landes-
bank ist nahezu abgeschlossen. Seit Anfang Februar nennt sich
das öffentlich-rechtliche Geldinstitut BayernLB. „Bayerische
Landesbank“ lautet nur noch die handelsrechtliche Bezeich-
nung. Der jüngste Marktauftritt startete mit einem neuen Logo
und neuem Corporate Design.

„Die blaue Raute im neuen
Logo betont gezielt die bayeri-
sche Erfolgsmischung aus Tra-
dition und Moderne“, betonte
Vorstandsvorsitzender Werner
Schmidt vor der Presse in Mün-
chen. „Gleichzeitig macht der in
Leserichtung deutende Pfeil das
in die Zukunft gerichtete Denken
und Handeln der BayernLB
sichtbar“. Bayern sei und bleibe
im Rahmen des neuen Ge-
schäftsmodells Kernmarkt der
BayernLB. Die neue Strategie
nach dem Wegfall der Staatshaf-
lung sei klar strukturiert und auf
ausgewählte Kundengruppen
und spezielle Produktangebote
ausgerichtet. Die regionale Fo-
kussierung auf den Kernmarkt
Bayern und Deutschland sowie
auf ausgewählte internationale
Finanzzentren und die Vertie-
fung der Zusammenarbeit mit
den bayerischen Sparkassen sei-
en wesentliche Faktoren der neu-
en Strategie. Damit habe sich die

BayernLB fit gemacht als Wett-
bewerbsbank. „Neben dem neu-
en Logo spiegelt die neue Kern-
botschaft ‘Maßgeschneiderte Fi-
nanzlösungen made in Bayern’
unser Selbstverständnis und un-
sere Identität mit der klaren Aus-
richtung auf den Kunden wider“.

Auch der Personalabbau ist
nach den weiteren Worten
Schmidts abgeschlossen. „Eine
Hauptverantwortung der Bank
ist, Arbeitsplätze zu sichern und
zu erhalten“. Eine gute Bank ha-
be damit keine Probleme. Die
Bayerische Landesbank hatte
über 750 von einst 9605 Stellen
gestrichen. Die andauernden De-
batten über Fusionen von Lan-
desbanken kann Schmidt nicht
nachvollziehen. Fusionen bräch-
ten regelmäßig nur dann einen
Mehrwert, wenn unterschiedli-
che Strukturen zusammenge-
führt werden. Oft käme es zu
Reibungsverlusten und Klum-
penrisiken. Die BayernLB je-

denfalls habe einen Zusammen-
schluss nicht nötig, schliesslich
müsse jede Bank ihre Hausauf-
gaben selbst machen. Jetzt for-
ciert die BayernLB, wie der Vor-
standsvorsitzende abschliessend
mitteilte, auch ihre Strategie für
für die Länder Mittel- und Ost-
europas (MOE). Die MOE-Län-
der seien wachstumsstark, sie
benötigten aber noch drei bis
fünf Jahre für ihren Weg in die
Stabilität. Die LayernLB unter-
stütze die 82 bayerischen Spar-
kassen und deren Kunden auf
den MOE-Märkten mit kompe-
tenter Beratung und einem Netz-
werk von Kooperationspartnern
vor Ort. E. Scholl



24. 03. 2005 KOMMUNALFINANZENGZ 7

Erfolgreiches Geschäftsjahr bei Bayerns Volks- und Raiffeisenbanken:

„Guerillia-Konkurrenz“
aus Österreich

Verbandspräsident Stephan Götzl wirft dem Nachbarland vor allem 
eine laschere Bankenaufsicht vor, beklagt aber auch hausgemachte Ursachen

Für Bayerns Volks- und Raiffeisenbanken war 2004 ein erfolg-
reiches Jahr. In einem schwierigen Umfeld konnten die Genos-
senschaftsbanken ihre Erträge steigern, das Eigenkapital stär-
ken und die Risikokosten im Griff behalten. Trotzdem ist der seit
Jahresbeginn amtierende neue Präsident des Genossenschafts-
verbandes Bayern (GVB), Stephan Götzl, alles andere als zu-
frieden. Denn er sieht die Genossenschaftsbanken, „die sich be-
sonders dem Mittelstand verpflichtet fühlen“, durch „Ungleich -
behandlung einem unfairen Wettbewerb durch ausländische
Banken“ ausgesetzt. Dabei hat er besonders die Konkurrenz aus
Österreich im Visier.

Götzl warf in seiner von einem
unerwartet starken Medienauf-
trieb gekennzeichneten ersten
Bilanzpressekonferenz der Kon-
kurrenz aus dem Nachbarland
„Guerilla-Taktik“ vor: „Die Ver-
triebler reisen morgens über die
Grenze und abends wieder
zurück“. Auf diese Weise hätten,
so habe eine Umfrage unter den
bayerischen Volks- und Raiffei-
senbanken ergeben, die Mit-
gliedsbanken Firmenkunden an
die ausländische Konkurrenz
verloren. Außerdem hätten 31
Banken insgesamt 154 Mio. Eu-
ro Einlangen über die Grenze ab-
gegeben. Nach der Befragung
kommen 82 Prozent der auslän-
dischen Konkurrenten aus Öster-
reich. Nach Götzls Darstellung
gibt es ähnliche Probleme in Ba-
den-Württemberg mit Schweizer
Banken und in Nordrhein-West-
falen mit niederländischen Insti-
tuten. Und in Zukunft sei nicht
auszuschließen, dass es zu ver-
gleichbaren Verhältnissen durch
Konkurrenten aus Polen oder der
Tschechischen Republik kom-
men werde.

Deutsche Bürokratiedichte

Die Ursache für diese Ent-
wicklung sieht Götzl einerseits
hausgemacht, nämlich in der
Bürokratie und Regulierungs-
dichte in Deutschland, anderseits
in den schwächeren bankenauf-
sichtlichen Anforderungen so-
wie in einer besonderen steuerre-

levanten EU-Regelung bei Ein-
lagengeschäften in Österreich.
So verlange der Paragraph 18
des deutschen Kreditwesenge-
setzes (KWG) von einem Kre-
ditkunden die „formalistische
Offenlegung“ seiner wirtschaftli-
chen Verhältnisse bereits von ei-
nem Kreditbetrag von 250.000 €

dynamik und Betonung formaler
Erfordernisse statt materieller
Gesichtspunkte“ durch Rund-
schreiben und Verlautbarungen,
die über das von der Politik Vor-
gegebene noch hinausgehen, die
neue Regelung „teilweise wieder
aushebelt“.

So dürfen dank bankenauf-
sichtlicher Regelung Kredite 10
Prozent des Eigenkapitals nicht
übersteigen. Im Verbandsbereich
des GVB werden damit neun
Banken mit weniger als 2,5 Mio.
Euro Eigenkapital schlechter ge-
stellt. Und weitere 92 Banken
mit weniger als 7,5 Mio. Euro
Eigenkapital können die neue
Offenlegungsgrenze auf Grund
der Eigenkapital-Restriktionen
nicht ausschöpfen. Götzl: „Es
geht nicht darum, dass die Ban-
ken künftig unkalkulierbare Ri-
siken eingehen. Das ist nicht im
Interesse unserer Banken - aller-
dings genauso wenig wie ban-
ken-aufsichtliche Bevormun-
dung und Gesetzesbürokratie
durch Betonung formaler Erfor-
dernisse.“ Inzwischen habe das
BaFin Gespräche über eine ku-
lantere Regelung „im bisherigen
Rahmen“ für die betroffenen
Banken zugesagt.

Hohe Kosten und Wegfall
des Bankgeheimnisses

Eine weitere Benachteilung
sieht Götzl im Kontenabrufver-
fahren des Paragraphen 24c
KWG, der der Terrorismus-
bekämpfung und dem Kampf
gegen Geldwäsche dient. Wäh-
rend die deutsche Kreditwirt-
schaft die Kosten dieser Rege-
lung zu 100 % tragen müsse,
was im Jahr mehr als 100 Mio.
Euro ausmache, gewähre Öster-
reich seinen Banken jedes Jahr
einen spürbaren Zuschuss.

Außerdem falle durch die Er-
weiterung der staatlichen Abfra-
gebefugnisse das Bankgeheim-
nis in Deutschland nun völlig
weg, was die Ungleichbehand-
lung zwischen deutschen und
österreichischen Instituten nur
noch steigere. Den Banken im
Nachbarland komme auch zu-
gute, dass die EU Österreich
übergangsweise eine Quellen-
steuererhebung (mit 15 Prozent
beginnend und über etliche Jahre
auf 35 Prozent steigend) statt Er-
tragsmeldungen ans Finanzamt
zugestanden habe. Götzl: „Das
alles verzerrt die geschäftliche
Konkurrenz. Wir sind nicht ge-
gen Wettbewerb, aber so geht’s
nicht.“

Expansionsgelüste

Unterdessen hat die Raiffeisen
Landesbank Oberösterreich AG
(RLB OÖ) angekündigt, dass sie
in Bayern weiter expandieren
will. Die Linzer Genossen-
schaftsbank sieht ihr Potenzial
vor allem in Bayern, weil hier
die Margen besser als in Öster-
reich und noch längst nicht aus-
gereizt seien. Der Geschäftsra-
dius aus Linzer Sicht soll von
300 auf 500 km ausgeweitet
werden. Die Bank will in den
bayerischen Westen vordringen
und neben den bisherigen Nie-
derlassungen in München, Nürn-
berg, Regensburg, Landshut und
Passau mit insgesamt 110 Mitar-
beitern auch bald in Ulm und
Würzburg vertreten sein. Binnen
Jahresfrist, so die Angaben der
österreichischen Bank, sei die
Zahl der bayerischen Kunden
um gut 1000 auf 4110 Firmen
und 1486 besser betuchte Privat-
leute gestiegen. Diese Zunahme
habe nur die Mundpropaganda

besorgt, denn an Kundenbera-
tern an der Grenze habe es sogar
gemangelt.

Die österreichischen Banker
bestreiten im übrigen vehement,
dass sie wegen der lascheren
Bankenaufsicht in Österreich
und der EU-Sonderregelung
Vorteile hätten. Sie verweisen
vielmehr darauf, dass sie eine
bessere Relation von Aufwand
und Ertrag (Cost-Income-Ratio)
als ihre bayerischen Konkurren-
ten hätten. Dazu Götzl: „Wenn
ich Österreicher wäre, würde ich
auch so argumentieren.“ Als Re-
aktion auf die Konkurrenz aus
dem Nachbarland haben zwei
Genossenschaftsbanken, näm-
lich die Volksbank Raiffeisen-
bank Rottal-Inn eG (Bilanzsum-
me etwa 1 Mrd. Euro) und die
kleinere Volksbank Raiffeisen-
bank im Berchtesgadener Land
eG jeweils eine Niederlassung in
Österreich gegründet, die im
Mai die Geschäfte aufnehmen.
Aber mit einer größeren Grün-
dungswelle rechnet Götzl den-
noch nicht.

Eine Milliarde Euro Gewinn

Im Berichtsjahr 2004 haben
die 364 (Vorjahr: 386) Genos-
senschaftsbanken in Bayern bei
einer addierten Bilanzsumme
von 100,6 (99,4) Mrd. Euro ein
Betriebsergebnis vor Risikovor-
sorge von wieder 1,03 Prozent
der durchschnittlichen Bilanz-
summe (DBS) erzielt, was einem
Gewinn von gut 1 Mrd. Euro
entspricht. Der Jahresüberschuss
hingegen stieg auf 0,30 (0,23)
Prozent, wobei die Zinsspanne
mit 2,65 (2,67) Prozent nahezu
konstant blieb, die Provisions-
spanne aber auf 0,70 (0,66) Pro-
zent zulegte und andererseits der
Verwaltungsaufwand auf 2,37
(2,40) Prozent gedrückt werdenStephan Götzl. ?

an. In Österreich liege die Gren-
ze bei 750.000 €. Diese Hürde
solle zwar vom 1. April an durch
einen Beschluss des Bundesfi-
nanzministeriums, „zu dem Bay-
erns Wirtschaftsminister Otto
Wiesheu wesentlich beigetragen
hat“, beseitigt werden. Doch ver-
ärgert ist der Verbandspräsident
darüber, dass das Bundesamt für
Finanzdienstleistungen (BaFin)
als Aufsichtsbehörde „in Eigen-

konnte. Pro Kunde wurde ein Er-
trag von 470 Euro erreicht. 

Besonders gut verlief die Ver-
mittlung von Bauspar- und Ver-
sicherungsverträgen sowie von
Wertpapieren, besonders Fonds-
anteilen. Zum guten Ergebnis
trug auch die Verminderung der
Risikoaufwendungen bei. Nach
0,33 Prozent im Jahr zuvor wer-
den es diesmal zwischen 0,25
und 0,30 Prozent sein.

Traditionelle Kundennähe 

Für die traditionelle Kun-
dennähe der Volks- und Raiffei-
senbanken spricht, dass mit 2,4
Mio. Bürgern über ein Viertel
der erwachsenen bayerischen
Bevölkerung Mitglied einer Ge-
nossenschaftsbank ist. Und mit
7,1 Mio. Bürgern ist weit mehr
als die Hälfte der bayerischen
Gesamtbevölkerung Kunde ei-
ner Genossenschaftsbank.

Ihr haftendes Eigenkapital
konnten die Genossenschafts -
banken auf 7,8 (7,5) % der DBS
erhöhen - bei einer Benchmark
von 5 %! Nach 22 Fusionen in
2004 dürften in diesem Jahr 15
bis 17 weitere folgen, wodurch
die Präsenz in der Fläche, die für
Genossenschaftsbanken unab-
dingbar sei, keineswegs ver-
nachlässigt werde. Mit mehr als
3.400 Filialen unterhalten die
Volks- und Raiffeisenbanken in
Bayern das dichteste Bankennetz
entsprechend ihrer Maxime
„Konzentration auf regionale
Märkte“. Dementsprechend nahm
die Zahl der Mitarbeiter mit
35.120 (35.500) kaum ab. Die
Azubiquote liegt bei 7,9 Prozent.
Dazu Götzl: „Wer bietet mehr?“
Weil das Vertrauen der Kunden
nur mit einem umfassenden Ser-
vice vor Ort zu gewährleisten
sei, hält man bei den Volks- und
Raiffeisenbanken nichts von ei-

ner Politik des Hire and Fire.
In Bayern unterhalten die Ge-

nossenschaftsbanken 3.850 Geld-
ausgabeautomaten und 4.400
Kontoauszugdrucker. Weil es
längst nicht mehr kostendeckend
sei, soll die Abhebung durch
Kunden von Privatbanken, ins-
besondere von Onlinebanken, an
den Geldautomaten der Volks-
und Raiffeisenbanken um bis zu
1,50 Euro teurer werden.

Die bilanzwirksamen Einla-
gen nahmen leicht auf 80,2
(79,0) Mio. Euro zu, die insge-
samt betreuten Kundeneinlagen,
also einschließlich der Kunden-
einlagen im Depot, auf 120,6
(116,5) Mio. Euro. Wegen der
schwachen Inlandskonjunktur
und der hohen Insolvenzzahlen
blieb das Kreditvolumen mit
59,3 (59,5) fast auf dem Stand
des Vorjahres. Dabei gab es eine
Verschiebung zu langfristigen
Ausleihungen. Der Marktanteil
im Einlagengeschäft stieg leicht
auf 19, der im Kreditgeschäft auf
fast 14 Prozent.

Förderkredite 

Ein besonderes Engagement
zeigten die Genossenschaftsban-
ken bei der für den Mittelstand
wichtigen Vermittlung der För-
derkredite der LfA Förderbank
Bayern. Nach der Anzahl waren
es 53 (47), nach dem Volumen
42 (39) Prozent, womit die
Volks- und Raiffeisenbanken auf
diesem Gebiet führend sind.

Als einen weiteren bedeuten-
den Beitrag zur bayerischen
Gesamtwirtschaft sehen die
Genossenschaftsbanken, dass
sie 2004 rund 327 Mio. Euro
Steuern auf Ertrag und Einkom-
men geleistet haben. Dies, so
Götzl, sei besonders wichtig für
die Städte und Gemeinden in
den Regionen. dhg.

Rechts- und Betriebsform 
der Bezirkskrankenhäuser
In ihrer jüngsten Sitzung im Bezirksklinikum Mainkofen be-
rieten die Mitglieder des Bezirksausschusses unter dem Vorsitz
von Bezirkstagspräsident Manfred Hölzlein über die Rechts-
und Betriebsform der Bezirkskrankenhäuser. Nach dem
Bayerischen Krankenhausgesetz können die Bezirke Kranken-
häuser und die damit verbundenen Einrichtungen als Regiebe-
trieb, Eigenbetrieb, selbstständiges Kommunalunternehmen
des öffentlichen Rechts oder in einer Rechtsform des privaten
Rechts führen.

Von den sieben bayerischen
Bezirken führen Oberbayern,
Oberpfalz und Schwaben ihre
Krankenhäuser als Eigenbetrie-
be, Unterfranken als Regiebe-
triebe, Mittelfranken und Ober-
franken seit Beginn des Jahres
2005 als selbstständige Kommu-
nalunternehmen.

Die Bezirkskrankenhäuser in
Niederbayern sind seit Jahren als
optimierte Regiebetriebe ausge-
staltet und arbeiten trotz schwie-
riger Rahmenbedingungen nach
wie vor kostendeckend. Insofern
bestünde für den Bezirk Nieder-
bayern kein dringender Hand-
lungsbedarf. Um jedoch die Zu-
kunftsfähigkeit der Bezirkskran-
kenhäuser langfristig zu sichern,
stimmten die Mitglieder der
CSU-Bezirkstagsfraktion für ei-
ne Umwandlung der Rechts-
bzw. Betriebsform. CSU-Frak-
tionsvorsitzender Dr. Franz
Lichtnecker sah in Synergieef-
fekten und kürzeren Entschei-
dungswegen die Pluspunkte für
diese Änderung. Als zusätzlicher
Einsparfaktor könnte sich auch
die mögliche Lösung aus dem
öffentlichen Tarifwerk bei neu
einzustellendem Personal erwei-

sen. Die Analyse der Verwaltung
sollte deshalb auf ein Kommu-
nalunternehmen ausgerichtet
werden.

Gegen diesen Vorschlag spra-
chen sich die SPD-Fraktionsvor-
sitzende Rita Röhrl und Renate
Franzel von Bündnis90/Grüne
aus; gerade weil bisher keine
Defizite zu verzeichnen waren.

Mit einem Abstimmungser-
gebnis von 6:2 (bei 8 Stimmbe-
rechtigten) wurde die Bezirks-
verwaltung beauftragt, für eine
Rechts- und Betriebsformände-
rung die nötigen Schritte in die
Wege zu leiten. Insbesondere ist
zu prüfen, ob alle Bezirkskran-
kenhäuser in einem Unterneh-
men zusammengefasst werden
oder mehrere selbstständige Be-
triebe zu gründen sind; der Guts-
hof in Mainkofen ist davon aus-
genommen.

Inwieweit das Bezirkskran-
kenhaus Straubing als rein fo-
rensische Klinik und zentrale
Maßregelvollzugsanstalt für
ganz Bayern in ein gemeinsa-
mes Unternehmen einbezogen
werden könnte, bedarf einer
Abklärung mit dem Freistaat
Bayern. ?
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(Fortsetzung von Seite 5)
ten, so Naser, sei der Marktanteil
der Sparkassen bei den Kunden-
krediten von 18,6 % auf 19,1 %
gestiegen.

Die addierte Bilanzsumme der
82 bayerischen Sparkassen ging
leicht zurück von 153,0 Mrd.
Euro (2003) auf 152,7 Mrd. Euro
2004 (- 0,2 %). Der Zinsüber-
schuss bei den bayerischen Spar-
kassen blieb mit 2,4% der DBS
gegenüber dem Vorjahr nahezu
konstant. Die zweite Ertrags-
komponente, der Provisions-
überschuss, zog auf 0,60% der
DBS an (Vorjahr 0,56 %). Das
Betriebsergebnis vor Bewertung
stieg von 1,00 % auf 1,04 % der
Durchschnittsbilanzsumme, in

absoluten Beträgen von 1,53
Mrd. Euro auf 1,59 Mrd. Euro
(+3,9 %).

Der vorläufige Jahresüber-
schuss erhöhte sich von 0,22 %
auf 0,24% der DBS bzw. auf 370
Mio. Euro. Zufrieden zeigte sich
Dr. Naser mit der Entwicklung
der Cost-Income-Ratio, die von
66,7 % auf 65,59 % zurück ging.
Dies sei für eine flächendeckend
tätige Organisation mit ihren
zahlreichen stationären Ver-
triebsstellen eine große Leistung.
Immerhin unterhalten die bayeri-
schen Sparkassen 2672 konven-
tionelle Geschäftsstellen (- 127),
272 SB-Geschäftsstellen (+ 30)
und 307 Beratungscenter (+ 20)
in allen Landesteilen Bayerns.

Beteiligungen positiv

Positiv entwickelten sich nach
den Ausführungen Dr. Nasers
auch die Beteiligungen der
bayerischen Sparkassen. Na-
mentlich erwähnte er die Bay-
ernLB und die Versicherungs-
kammer Bayern. Die BayernLB
habe die mit Blick auf den anste-
henden Wegfall von Anstaltslast
und Gewährträgerhaftung erfor-
derliche Restrukturierung erfolg-
reich abgeschlossen und werde
gegenüber dem Vorjahr ein deut-
lich verbessertes Ergebnis prä-
sentieren. Auch die Zusammen-
arbeit mit den bayerischen Spar-
kassen konnte weiter intensiviert
werden. Zwischenzeitlich haben
76 der 80 bayerischen Sparkas-
sen den Verbundvertrag mit der
BayernLB unterzeichnet.

Rating und Basel II

Über die Gründung der „Spar-
kassen Rating und Risikosyste-
me GmbH“ berichtete Vizepräsi-
dent Rudolf Faltermeier. In den
Bereichen Risikoklassifizierung
und Adressenrisiko habe die
Sparkassen-Finanzgruppe neue
Verfahren entwickelt. Damit sol-
le der heimische Mittelstand im

Gemeinnützige Förderleistungen
von 37,3 Mio Euro 

Im Jahr 2004 haben die bayerischen Sparkassen für ge-
meinnützige Zwecke und Einrichtungen insgesamt 37,3
Mio. Euro bereitgestellt. In dieser Summe sind Spenden,
Stiftungsausschüttungen und sonstige Förderbeiträge zu-
sammengefasst. 

Insgesamt gibt es in Bayern 69 Sparkassen-Stiftungen, dazu
kommen die überregionale Bayerische Sparkassenstiftung sowie
die Sportjugendstiftung der bayersichen Sparkassen. Allein
sechs Stiftungen wurden im Jahr 2004 neu geschaffen. Zusam-
men halten diese Einrichtungen 109 Mio. Euro Stiftungskapital.
Die Förderleistungen werden für soziale, kulturelle, breiten-
sportliche und umweltbezogene Vorhaben verwendet. ?

Erfolg stabilisieren
Wachstum gestalten 

Mutige Unternehmerper-
sönlichkeiten bei ihrer Ge-
schäftsentwicklung zu unter-
stützen ist Ziel der StartUp-
Konferenz, die der Sparkas -
senverband Bayern inzwi-
schen zum dritten Mal durch-
führt. Am 2. Juni 2005 wer-
den dazu im CCN Congress-
Center Nürnberg über 300
Teilnehmer erwartet. 

Hauptanliegen wird es in
diesem Jahr sein, Jungunter-
nehmer und Gründer, die 
ihre StartUp-Phase bereits er-
folgreich abgeschlossen ha-
ben, auf dem weiteren
Wachs-tumspfad mit einem
vielfältigen Angebot nützli-
cher Informationen zu unter-
stützen. Entsprechend lautet
das diesjährige Motto der
Konferenz: „Erfolg stabilisie-
ren – Wachstum gestalten.“
Weitere Informationen und
Anmeldung über www.spar-
kassenverband-Bayern.de/
startup oder direkt an das Re-
ferat Firmenkunden des Spar-
kassenverbandes Bayern, Tel.
089/2173-1310. ?

Wettbewerb gestärkt werden, in-
dem man ihm Optionen zur Ra-
tingverbesserung erschließt.

Aus der Gesamtbewertung der
deutschen Sparkassen, Landes-
banken und der Bausparkassen
durch die Rating-Agentur Moo-
dy’s mit einer Mindestbewer-
tung von A1 leitet Faltermeier
den Beweis für den guten Zu-
sammenhalt, die wirtschaftliche
Kraft sowie die Marktführer-
schaft der Sparkassen-Finanz-
gruppe ab. Nach den Worten 
des Vizepräsidenten betrachtet
Moody’s die Sparkassen-Finanz-
gruppe als einen Verbund, des-
sen finanzielle Stärke primär auf
den Sparkassen ruht. Deren
große Stubstanz führe zu einer
Kapitalstärke, die sich im natio-
nalen und internationalen Ver-
gleich mit den besten Adressen
messen könne.

Die neuen Eigenkapitalregeln
des Baseler Ausschusses für
Bankenaufsicht - kurz: Basel II -
treten zwar erst Anfang 2007 in
Kraft; trotzdem hätten die Spar-
kassen bereits jetzt deutlich
höhere Anforderungen zu erfül-
len als bisher.

Gut für Deutschland

Über die Informationskam-
pagne des Verbandes „Sparkas-
sen. Gut für Deutschland.“ refe-
rierte Vizepräsident Werner Net-
zel. Öffentlich-rechtlich bedeu-
tet: „Für alle da sein“, versicher-
te er. Diese Philosophie setze
man „bis in die Fingerspitzen“
um. Seit Jahren bemühten sich
die Sparkassen um alle Kunden,
zeigten Flagge vor Ort und er-
reichten durch ihre flächen-
deckende Präsenz eine einzigar-
tige Stärke im Markt. Die neue-
ste Kundenzufriedenheitsstudie
bestätige diese Positionierung.
Die Sparkassen seien die Insti-
tutsgruppe, die in Bezug auf Ser-
vice und Leistung die größte
Steigerung der Kundenzufrie-
denheit vorweisen könne. ?

Bayerische Sparkassen bleiben ...

Unternehmerische Abgabenlast:

Vergleich zwischen 
Österreich und Bayern 

Ergebnisse einer Studie im Rahmen einer Expertentagung in Simbach am Inn
Wenn es um die wirtschaftliche Attraktivität ihrer Länder geht,
verstehen Bayern und Österreich keinen Spaß. Das beweisen seit
längerem die jeweiligen Firmen-Ansiedlungs-Agenturen, die in
der Vergangenheit eine Streitrunde nach der anderen eingeläu-
tet haben. Auf Initiative der Wirtschaftsförderung am Landrats-
amt Rottal-Inn fand im Bürgerhaus in Simbach am Inn eine In-
formationsveranstaltung mit rund 100 Teilnehmern, darunter
vor allem Unternehmer, Steuerberater und Politiker, statt. Auch
von österreichischer Seite meldeten sich Interessierte.

Seit dem 1. Januar 2005 gelten
im Nachbarland neue Regelun-
gen für die Unternehmensbe-
steuerung. So wurde die Körper-
schaftssteuer von 34 Prozent auf
25 Prozent gesenkt und eine
Gruppenbesteuerung eingeführt.
Hinzu kommt, dass es in Öster-

reich keine Gewerbesteuer gibt.
Dadurch soll der Wirtschafts-
standort Österreich gestärkt und
Anreize für ausländische Inve-
storen gegeben werden. Den
bayerischen Unternehmen stellt
sich daher die Frage, ob der
Standort Österreich wirklich
attraktiver, die Abgabenlast tat-
sächlich geringer ist. 

Vergleichbare Grundlagen

Letztlich mussten beide Seiten
einräumen, dass für eine objekti-
ve Beurteilung schlicht und er-
greifend die vergleichbaren
Grundlagen fehlen. Und so ließ
die für „invest-in-bavaria“ arbei-
tende Wirtschaftsprüfer- und
Steuerberatergesellschaft Pape
& Partner bei ihrem Vergleich
Fakten wie Beiträge zur Berufs-
genossenschaft, Lohnfortzah-
lungsversicherung oder IHK-
Umlage ebenso weg wie die
nach Meinung der Österreicher
großen Unterschiede beider Län-
der im Gehaltsgefüge. 

Arthur Pape verwies auf die
Basis seiner Studie und betonte,
er habe einen reinen Steuerver-
gleich gemacht - „und da schnei-

det Bayern insgesamt gesehen
meist besser ab als Österreich.“
Kleine und mittlere Unterneh-
men, so die Studie, werden in
Österreich stärker mit Steuern
und Abgaben belastet als in
Deutschland. Die österreichi-
schen Lohnsummenabgaben füh-
ren meist zu einer höheren Be-
lastung als die deutsche Gewer-
besteuer. Die Lohnsummenab-
gaben in Österreich fallen unab-
hängig vom Gewinn an, weil sie
ausschließlich an die Bruttolöh-
ne anknüpfen. 

Holding-Strukturen

Dieses Ergebnis gilt auch für
deutsche Unternehmen, die sich
in Österreich engagieren, da die
Unternehmensbesteuerung in
dem Land erfolgt, in dem die un-
ternehmerische Tätigkeit entfal-
tet wird. Der Untersuchung zu-
folge verändern Gewinntransfers
über die Grenze diese Grundaus-
sage nicht. Einem allgemein gül-
tigen Belastungsvergleich ent-
ziehen sich grenzüberschreiten-
de Holding-Strukturen, da es
hier immer auf die konkreten
Umstände im Einzelfall an-
kommt.  

Magister Johann Eder von der
Firma EMB, der als Wirt-
schaftsprüfer und Steuerberater
für die österreichische Ansied-
lungs-Agentur ABA tätig ist,
kam seinerseits zu der Erkennt-
nis, dass ein „reiner Steuerver-
gleich zwischen den beiden Län-

dern sowieso unsinnig ist“. We -
gen der Steuern allein sollte und
brauche kein einziges bayeri-
sches Unternehmen seinen Stan-
dort nach Österreich verlagern.
Eine Niederlassung aufbauen, ja,
eine Flucht nein“, riet Eder. 

Individuelle Faktoren

Ein Standortvorteil ist mehr
als ein Steuervergleich - denn
hier spielen zu viele firmenindi-
viduelle Faktoren eine Rolle“,
waren sich schließlich beide Sei-
ten einig. Dazu gehörten Qualifi-
kation der Mitarbeiter, spezielle
Förderprogramme wie Arbeits-
zeiten und Innovationskraft ge-
nauso. Und hier habe einmal die
eine Seite und dann wieder die
andere Vorteile. „Wir Österrei-
cher sind sicher besser was
schnellere Genehmigungs-Mög-
lichkeiten, flexibleres Arbeits-
recht und Gruppenbesteuerung
anbelangt, die Bayern haben die
Nase in Sachen Innovationskraft
ihrer Firmen vorn - und zusätz-
lich haben sie den großen deut-
schen Markt im Rücken“, beton-
te Johann Eder.

Übermäßige Bürokratie

Dass die Auseinandersetzung
darüber, wo die Abgabenlast für
Firmen nun kleiner oder größer
ist, nur „einen Nebenkriegs-
schauplatz“ darstellt, betonten
Rottal-Inns Landrätin Bruni
Mayer sowie Bürgermeister
Richard Findl, Simbach am Inn.
„Viel mehr als marginale Steuer-
unterschiede drückt uns in Bay-
ern die übermäßige Bürokratie“,
kritisierten beide. Findl verwies
auf den in Waltersdorf geplanten
Bau eines Fachmarktzentrums,
an dem die Stadt schon über
zwei Jahre „dran“ sei. „Bei uns
geht nichts vorwärts und in
Braunau kann man kaum so
schnell schauen, wie die ihre
Projekte verwirklichen“, erklärte
der Rathauschef. Das aber führe
zum Abfluss von Kaufkraft.  DK

Landrätin Bruni Mayer. ?

Beckstein zu neuen Finanzierungsmodellen: 

Prüfung mit großer
Nüchternheit

„Bei neuen Finanzierungswegen und Betriebsformen sollen die
Kommunen ohne Scheuklappen, aber mit großer Nüchternheit
prüfen, ob diese Modelle Vorteile bieten oder zumindest nicht
mit Nachteilen gegenüber konventionellen Wegen behaftet sind.
Dabei müssen die Kommunen wirtschaftlich, aber ebenso sozial
denken und handeln, denn die Kommune ist dem Gemeinwohl
verpflichtet“, betonte Innenminister Dr. Günther Beckstein an-
lässlich des 2. Bayerischen Kommunalforums „Konzern Kom-
mune - Partnerschaft mit Privaten“ in Nürnberg. 

Diese neuen Finanzierungs-
und Betriebsmodelle sind auch
bekannt unter dem Überbegriff
„Public Private Partnership“,
kurz „PPP“ - gelegentlich auch
„Öffentlich Private Partner-
schaft“, „ÖPP“ - genannt.

PPP oder ÖPP gibt es schon
seit rund 20 Jahren. Dabei über-
trägt der öffentliche Auftragge-
ber einem Privaten zum Beispiel
nicht nur einen Bauauftrag, son-
dern auch weitere Aufgaben wie
etwa den baulichen Unterhalt
oder den Betrieb eines Gebäudes
für mehrere Jahrzehnte. „PPP-
Modelle kommen regelmäßig
insbesondere in Zeiten knapper
Kassen immer wieder ins Ge-
spräch. Sie sind jedoch nicht als
Wunder- oder Allheilmittel an-
zusehen, vielmehr müssen die
Kommunen deren Wirtschaft-
lichkeit in jedem Einzelfall prü-
fen. Modellanpreisungen unter
der Überschrift „Kläranlage zum
Nulltarif“, die es auch in Bayern
gegeben hat, sollten eher arg-
wöhnisch stimmen“, so Beck-
stein. 

Die Notwendigkeit eines Wirt-
schaftlichkeitsvergleichs beruht
auf dem Gebot der sparsamen
und wirtschaftlichen Haushalts-
führung. Neue Modelle müssen
daher bei gleichem Leistungs-
umfang und gleicher Leistungs-
qualität mindestens ebenso wirt-
schaftlich errichtet und bezogen

auf ihre Lebensdauer betrieben
werden können. „Selbstver-
ständlich ist in den Wirtschaft-
lichkeitsvergleich nicht nur das
Ergebnis für die Gemeinde, son-
dern für den Bürger einzubezie-
hen. Nach unseren bisherigen
Erfahrungen haben sich reine
Vorfinanzierungsmodelle in der
Regel nicht als kostengünstiger
gegenüber herkömmlicher Fi-
nanzierung erwiesen. Erst durch
Einbeziehung des Betriebs- und
Bauunterhalts für eine lange
Laufzeit können sich für den In-
vestor wettbewerbserhebliche
Vorteile eröffnen“, berichtet
Beckstein.

Bereits 1991 hat das Bayeri-
sche Innenministerium den
Kommunen einen Leitfaden zu
PPP an die Hand gegeben und
diesen vor drei Jahren zusam-
men mit dem Finanzministerium
und dem Umweltministerium
aktualisiert. Seit einem Jahr erör-
tern die Oberste Baubehörde im
Bayerischen Staatsministerium
des Innern, Vertreter der anderen
betroffenen Ministerien, der
Bayerische Oberste Rechnungs-
hof, der Bayerische Kommunale
Prüfungsverband, die kommuna-
len Spitzenverbände sowie die
Kredit- und Bauwirtschaft regel-
mäßig gemeinsam die Ziele und
Meinungen zum Thema Public
Private Partnership im Bereich
Bauen. ?

Bezirk Oberfranken:

Kommunalunternehmen gegründet
Der Bezirkstag von Oberfranken hat eine zukunftsweisende
Entscheidung getroffen und die Gründung eines Kommunalun-
ternehmens beschlossen. Das Kommunalunternehmen trägt die
Bezeichnung „Kliniken und Heime des Bezirks Oberfranken“
und vereint die Bezirkskliniken in Bayreuth, Kutzenberg, Hoch -
stadt und Rehau und die Heime in Bayreuth und Kutzenberg
unter einem Dach. Nach der Satzung steht an der Spitze des
Kommunalunternehmens ein neunköpfiger Verwaltungsrat un-
ter Vorsitz des Bezirkstagspräsidenten Dr. Günther Denzler. In
den Verwaltungsrat wurden die bisherigen Mitglieder des Ge-
sundheitsausschusses berufen. 

Die Geschäftsführung obliegt
einem Vorstand, der mit weitrei-
chenden Kompetenzen ausge-
stattet wurde. Seine Bestellung
erfolgt durch das Unternehmen
nach dessen Gründung. Das Per-
sonal wird unter Wahrung aller
Besitzstände übernommen und
kann zu den bisherigen tarifli-
chen Bedingungen weiterbe-
schäftigt werden. Bezirkstags-
präsident Dr. Günther Denzler
bedankte sich in diesem Zusam-
menhang bei den Personalräten
der bisherigen Eigenbetriebe und
wies ausdrücklich darauf hin,
dass ohne deren Mitarbeit und
Engagement die Gründung eines
Kommunalunternehmens nicht
möglich gewesen wäre.

Zudem beschloss der Bezirks-

tag, 2005 sämtliche neuen Anträ-
ge im Bereich der freiwilligen
Leistungen und grundsätzlich
auch jede Erhöhung in diesem
Bereich abzulehnen. Damit
konnte eine pauschale Kürzung
vermieden werden, die ein fal-
sches Signal für Oberfranken be-
deutet hätte. Der Bezirkstag will
mit diesen Einsparungen, die
sich mit 0,03 Punkten nur sehr
gering auf die Höhe der Bezirks-
umlage auswirken, deutlich ma-
chen, dass auch Einsparpoten-
ziale in diesem Bereich herange-
zogen werden müssen.

Darüber hinaus wurden eine
überarbeitete Hauptsatzung und
Geschäftsordnung verabschie-
det. Die Überarbeitung war not-
wendig geworden, da durch die

Umwandlung der Gesundheits-
ausschuss entfällt. Gemäß der
neuen Hauptsatzung wird es
weiterhin einen Ausschuss für
Soziales geben, obwohl dieser
wegen des neuen Ausführungs-
gesetzes zum Sozialgesetzbuch
seine rechtliche Grundlage ver-
loren hat. Die Fraktionen plä-
dierten allerdings für den Erhalt
des Ausschusses im Hinblick auf
die Zusammenarbeit mit den So-
zialverbänden.

Zukunftskommission für
Soziales in Oberfranken

Ins Leben gerufen wurde über-
dies eine „Zukunftskommission
für Soziales in Oberfranken“.
Diese Kommission hat die Auf-
gabe, grundsätzliche und allge-
meine Angelegenheiten des So-
zialwesens zu beraten und Visio-
nen hinsichtlich Fragen der Qua-
litätssicherung und Entbürokrati-
sierung zu entwickeln. Der So-
zialausschuss zeigte sich erfreut
über Einsparungen bei der So-
zialhilfe, die nicht zuletzt aus
den entsprechenden Beschlüssen
des Bezirks zu Jahresbeginn
2004 resultieren. Dennoch wird
für 2004 bei den Sozialhilfeaus-
gaben ein Fehlbetrag in Höhe
von 7 Mio. Euro erwartet.

Für den Haushalt 2005 wur-
den bei der Hilfe zur Pflege die
Ausgaben um 3,9 Mio. Euro an-
gehoben. Für die Eingliede-
rungshilfe wurde eine Ausga-
bensteigerung von 3,8 Mio. Euro
eingeplant. Der Kämmerer des
Bezirks erläuterte in diesem Zu-
sammenhang die Auswirkungen
auf den Bezirkshaushalt 2005.
Bei den Sozialhilfeausgaben
wird im Jahr 2005 im Vergleich
zum Jahr 2004 insgesamt ein
Fehlbetrag von 17 Mio. Euro er-
wartet. DK
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Forderung der Bauindustrie an die Kommunen:

Mehreinnahmen für Investitionen
und Bauen verwenden

Von Dr. Josef Wallner, Bayerischer Bauindustrieverband

Die bayerischen Kommunen konnten sich im Jahr 2004 über ei-
nen Anstieg ihrer Steuereinnahmen um 12,8 % auf 9.428,3 Millio-
nen Euro freuen. Diese Mehreinnahmen von über 1 Mrd. Euro
müssen die Kommunen hauptsächlich für Sanierung, Erhalt und
Ausbau ihrer Infrastruktur ausgeben - im Sinne einer nachhalti-
gen Zukunftsvorsorge.

Kommunen sind der bedeu-
tendste öffentliche Bauauftrag-
geber. Als Gestalter des unmit-
telbaren Lebensumfelds des Bür-
gers sind die Kommunen ein be-
deutender öffentlicher Bauauf-
traggeber. Von den Baumaßnah-
men der öffentlichen Hand in
Deutschland in Höhe von 27
Mrd. € werden 16,8 Mrd. €, das
sind 62,3 %, von Städten, Ge-
meinden und Landkreisen
getätigt. Mit einem Anteil von
62,3 % am gesamten öffentli-
chen Bauvolumen sind die Kom-
munen der mit Abstand bedeu-
tendste öffentliche Bauauftrag-
geber.

Wer am Bau „spart“, 
der zahlt später drauf

Bei den Bauausgaben zu spa-
ren, das kann unter Umständen
später teuer werden. Wenn Er-
haltungsaufwendungen unterlas-
sen, notwendige Reparaturen
und Sanierungsaufwand nicht
getätigt werden, so zieht das oft
weit höhere Folgekosten in der
Zukunft nach sich. Wer an sol-
chen Ausgaben „spart“, der för-
dert den Substanzverzehr, der
verschleudert letztlich Geld des
Steuerzahlers. 

Hohes Erhaltungsdefizit
bei Verkehrsinfrastruktur

Die Kommunen tragen Verant-
wortung für einen bedeutenden
Teil des öffentlichen Vermögens.
Dazu zählen kommunale Bauten,
Straßen, Brücken, Kanäle und
andere Aktiva. Doch aufgrund
ihres veralteten Rechnungswe-
sens, der Kameralistik, kennen
sie weder den Wert ihres Vermö-

Verkehrsinfrastruktur und den
Hochbauten dürfte die Lage
ähnlich sein, auch wenn genaue
Zahlen nicht vorliegen.

Rückläufige Ausgaben für
Abwasserentsorgung - 
trotz tickender Bombe im
Untergrund

Deutlich rückläufig sind die
kommunalen Ausgaben für die
Abwasserentsorgung. Innerhalb
eines Jahrzehnts haben sie sich
beinahe halbiert. Auch hier be-
steht das Risiko: Ausgaben ver-
mieden - aber nicht gespart.
Denn viele Kommunen haben ih-
re Ausgaben für die Abwasse-
rentsorgung gekürzt, obwohl sie
keine verlässlichen Daten über
den Zustand ihres Kanalnetzes
haben. Dafür sind umfangreiche
Untersuchungen notwendig - und
sie sind auch gesetzlich vorge-
schrieben. So schreibt die Baye-
rische Eigenüberwachungsver-
ordnung den Kommunen vor, in
bestimmten Abständen das Ka-
nalnetz und die zugehörigen
Bauwerke auf Bauzustand, Be-
triebssicherheit und Funktions-
fähigkeit zu überprüfen. Die Er-
gebnisse der Untersuchung sind
zu dokumentieren und 5 Jahre

gekosten bis zu Gesundheitsge-
fahren. Die Kommunen, welche
die Eigenüberwachungsverord -
nung noch nicht umgesetzt ha-
ben, sind aufgerufen, dies unver-
züglich nachzuholen.

Abwasserentsorgung 
in Eigenverantwortung 
der Kommunen

Bislang konnten die bayeri-
schen Kommunen bei der Abwas-
serentsorgung wie der Wasser-
versorgung auf große Unterstüt-
zung des Freistaats bauen. Doch
diese Mittel laufen aus - und dies
ist so richtig. Nachdem bayern-
weit nahezu Vollversorgung mit
Kanälen erreicht ist, gibt es kei-
nen Grund mehr, dass das Land -
von Ausnahmen abgesehen - auf
diesem Gebiet mit Fördergeldern
tätig werden muss.

Wasser und Abwasser
auf Gebührenbasis

Die Kommunen sollten daher
bei Wasser und Abwasser auf
Gebührenfinanzierung umstel-
len. Bei beiden Kategorien ist ge-
nau zuordenbar, wer der Nutzer
ist. Wasser und Abwasser können

Bayerische Kommunalhaushalte von nachhaltiger Ausgabenexplosion geprägt
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Baumaßnahmen der öffentlichen
Hand 2003 insgesamt 27,0 Mrd. Euro
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Die Kommunen sind der größ-
te Auftraggeber der deutschen
Bauwirtschaft. ?

Seit 2000 anhaltend hohes
Defizit in den 
Kommunalhaushalten

Weiter ansteigende Einnah-
men trotz rückläufiger Einnah-
men haben die kommunalen
Haushalte 2001 in das Defizit
rutschen lassen. 2002 hat sich
das Minus ausgeweitet, 2003
konnte der Fehlbetrag nur leicht
vermindert werden. Trotz des ho-
hen Einnahmenzuwachses ha-
ben die Kommunalhaushalte
wohl auch 2004 defizitär abge-
schlossen (genaue Zahlen liegen
noch nicht vor).

Die Kommunen „sparen“
hauptsächlich bei ihren
Baumaßnahmen

Als Reaktion auf die Fehlbe-
träge in ihren Haushalten haben
die Kommunen nicht ihre laufen-
den Ausgaben zu beschränken
versucht, sondern sie haben
hauptsächlich die Investitionen
eingeschränkt. Der Großteil der
kommunalen Investitionen be-
steht aus Baumaßnahmen.

wenig Anreiz, mit Erhaltungs-
und Sanierungsinvestitionen et-
was dagegen zu unternehmen.
Die Dimensionen sind gewaltig.
Bei den Bundesverkehrswegen
hat man versucht, das aufgelau-
fene Erhaltungsdefizit zumindest
annäherungsweise zu ermitteln.
Dieses wird bald die ungeheuere
Summe von einer Drittel Billion
Euro umfassen. Und das wahre
Ausmaß dürfte noch weit darü-
ber liegen. Bei der kommunalen

Gesamtausgaben Personal Verwaltung Sozialhilfe Baumaßnahmen
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Dazu kommt eine
massive Unter-
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bau.
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gens noch dessen Wertverfall.
Dieses Problem betrifft alle
staatlichen Ebenen und die Fol-
gen sind verheerend. Denn wer
nicht weiß, wie es um den Wert
seines Vermögens steht, der hat

lang aufzubewahren.
Doch die Eigenüberwachungs-

verordnung wird nicht umge-
setzt. Nach den Erkenntnissen
der auf diesem Markt tätigen In-
genieurbüros und bauausführen-
den Unternehmen wird die seit
1995 bestehende Eigenüberwa-
chungsverordnung von den
Kommunen nur sporadisch und
sachlich unzureichend umge-
setzt. Die geplante flächen-
deckende Schadenserfassung bis
zum Jahr 2005 ist ebenfalls nicht
gewährleistet. Im Gegenteil:
Aufgrund der prekären Finanzsi-
tuation der Kommunen wurde
bereits eine Verlängerung der
Fristen bei der Schadenserfas-
sung und -kontrolle sowie eine
Aufweichung von Grenzwerten
gestattet.

Das ist kein auf Bayern be-
schränktes Problem. Fachleute
halten ein Sechstel des öffentli-
chen Kanalnetzes in Deutsch-
land für sanierungsbedürftig. Es
geht um gewaltige Summen:
Deutschlandweit dürften Scha-
denssummen von rund 75 Milli-
arden Euro zusammenkommen.
Auf Bayern dürften rund 7,5
Mrd. € entfallen. Möglicherwei-
se tickt also bereits vielerorts ei-
ne Bombe im Untergrund. Schät-
zungen zufolge dürften deutsch-
landweit rund 400 Millionen Ku-
bikmeter aus defekten Abwasser-
kanälen entweichen - eine Men-
ge, die einen Güterzug füllen
würde, der zweieinhalbmal um
den Globus reicht. 

Lecke Abwasserkanäle sind ei-
ne Gefahr für Umwelt und Ge-
sundheit. Wenn ungeklärte Ab-
wässer durch Lecks entweichen,
können Trinkwasserreservoirs
verunreinigt, Badeseen ver-
schmutzt werden, mit hohen Fol-
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wie ein normales Gut bepreist
werden. Eine Steuerfinanzierung
ist jedenfalls nicht mehr nötig. 

Privatwirtschaftliche 
Lösungsansätze

Privatwirtschaftliche Lö-
sungsansätze wie PPP (Public
Private Partnership) oder die
vollständige Privatisierung soll-
ten nicht hauptsächlich deshalb
zum Zuge kommen, weil die öf-
fentliche Hand ihre Mittel ander-
weitig ausgibt. Für privatwirt-
schaftliche Lösungen spricht
hauptsächlich der Effizienzge-
danke: Häufig sind Private deut-
lich billiger als der Staat. Und
diese entspricht dem Subsi-
diaritätsprinzip, nach dem der
Staat und die Kommunen nur
das tun sollen, was sie nachweis-
lich besser können.

Weg mit der Kameralistik 

Damit die Kommunen besser
über den Wert ihrer Infrastruktur
(Straßen und Kanäle) sowie ihrer
Hochbauten Bescheid wissen,
müssen sie baldmöglichst zu ei-
nem modernen Rechnungswesen
mit Erfassung des Vermögens-

wertes und dessen Entwicklung
im Lauf der Zeit übergehen. Die
Kameralistik hat als ein über 450
Jahre altes Rechnungslegungssy-
stem ausgedient!

Hilfestellung 
durch den Bayerischen 
Bauindustrieverband

Viele Kommunen sehen noch
Probleme, ihr Vermögen richtig
zu bewerten. Hier ist der Bauin-
dustrieverband zusammen mit
der vbw bereit, zu helfen. Im Auf-
trag der beiden Verbände wird in
Zusammenarbeit mit dem Innen-
ministerium, dem Kommunalen
Prüfungsverband, dem Gemein-
detag und dem Landkreistag ein
Leitfaden zur Erfassung und Be-
wertung kommunalen Vermögens
erstellt. Dieses „Vademecum“
für die kommunale Bilanz, das
zur Jahresmitte 2005 veröffent-
licht wird, soll den Kommunen
Rechts- und Anwendungssicher-
heit mit detaillierten Beispielen
und nachvollziehbarer Handha-
bung für die Praxis bieten. Dann
gibt es für die Kommunen kein
Hindernis mehr, die Kameralistik
aufzugeben und ein modernes
Rechnungswesen einzuführen. ?

Kommunale Ausgaben für Abwasserentsorgung in Bayern:
Entwicklung der Kassenergebnisse 1992 bis 2003

Quelle: Bayerisches Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
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„Mobile Schule hat sich bewährt“
GRAEFF stellt nach Schulbrand Ersatzräume - große Herausforderung

mit Bravour gemeistert
In Neckargemünd, einer beschaulichen, 14.000 Einwohner
zählenden Gemeinde vor den Toren Heidelbergs, ging der 
2. Juni 2003 als ein „schwarzer Tag“ in die über tausendjähri-
ge Stadtgeschichte ein. Bei einem durch Schweißarbeiten aus-
gelösten Großbrand wurde das Schulzentrum, in dem bis dato
rund 1250 Gymnasiasten und Realschüler aus Neckargemünd
und den umliegenden Odenwaldgemeinden untergebracht wa-
ren, bis auf die Grundmauern zerstört. An einen geregelten
Lehrbetrieb war von einem Tag auf den anderen nicht mehr zu
denken. Nur mit Mühe konnte der Unterricht aufrecht erhal-
ten werden - ganze Klassenverbände wurden provisorisch in
Museen, Sporthallen, ja selbst in Seminarräumen nahegelege-
ner Banken umgesiedelt. 

Heute, mehr als anderthalb
Jahre später, herrscht in Nek-
kargemünd wieder hektisches
Alltagstreiben. Mit einem Un-
terschied: Bei den Klassenräu-
men handelt es sich um mo-
bile Schulpavillons der Firma 
GRAEFF. Der Mannheimer Fer-

tigbauspezialist erhielt von der
Stadtverwaltung den Auftrag,
innerhalb von nur sechs Wo-
chen Ersatzräume bereitzustel-
len und somit das größte Con-
tainerdorf Baden-Württembergs
zu errichten. Das Wandern von
einem Provisorium zum Näch-

sten sollte für Lehrer und
Schüler ein Ende haben, nach
den Sommerferien ein geregelter
Unterricht möglich sein - und
das auf einer Fläche von insge-
samt 3900 qm. Eine zunächst
völlig harmlos klingende Zahl,
hinter der sich jedoch nicht we-
niger als 45 Klassenzimmer, 14
Fachräume für Informatik, Phy-
sik und Chemie sowie ausrei-
chend Platz für Sanitäreinrich-
tungen verbergen. Dazu wurden
bei GRAEFF in Rekordzeit
knapp 250 Einzelcontainer ge-
fertigt. Möglich wurde dies
durch die enorme Flexibilität der
Belegschaft, denn produziert
wurde beinahe rund um die Uhr,
an sieben Tagen die Woche. 

Lohnender Einsatz

Der Einsatz hatte sich ge-
lohnt. Pünktlich zum Ferienen-
de war das neue Schulzentrum
bezugsfertig und konnte unter
großem Öffentlichkeitsinteresse
seiner Nutzung übergeben wer-
den. „Für uns war dies eine ech-
te Herausforderung, schließ-
lich handelte es sich um einen
sehr umfangreichen Auftrag, bei
dessen Umsetzung viele Details
zu berücksichtigen waren“, be-
richtet Geschäftsführer Hein-
rich Graeff rückblickend über
das Neckargemünder Ersatz-
schulprojekt. „Unsere große Er-
fahrung im Schul- und Kinder-
gartenbau kam uns natürlich

sehr zugute. So hat denn auch
alles hervorragend geklappt“,
resümiert Graeff und stellt her-
aus: „Die Unterstützung seitens
der Neckargemünder Stadtver-
waltung war unbürokratisch
und absolut vorbildlich.“ Neck-
argemünds Bürgermeister Horst
Althoff zieht ebenfalls ein posi-
tives Fazit: „Mit der Firma
GRAEFF haben wir einen kom-
petenten und professionellen
Fertigbaulieferanten gefunden.
Die neuen Gebäude haben sich
im Alltagseinsatz voll bewährt.“ 

Zeitplan

In den vergangenen Wochen
hat sich die Stadt Neckar-
gemünd in Zusammenarbeit mit
der Schule intensiv mit der Ver-
gabe der Planung für den Neu-
bau des Schulzentrums beschäf-
tigt. In der letzten Stadtratssit-
zung wurden die Ergebnisse des
Entscheidungsfindungsprozes-
ses der Öffentlichkeit bekannt-
gegegeben. 

Der Zeitplan steht bereits: 
Mit Beginn des Schuljahres
2007/2008 soll die modernste
Schule der Region bezugs-
fertig sein. Dann haben die
GRAEFF-Ersatzgebäude ihre
Aufgabe erfüllt und werden in
den firmeneigenen Container-
Mietpark übernommen, wo
neue, vielseitige Einsatzmög-
lichkeiten warten.

Weitere Informationen:
GRAEFF Container & Hal-
lenbau GmbH, Pfingstweid-
str. 25-27, 68199 Mannheim,
Tel. 0621-8444-4, Internet:
www.graeff-gmbh.de ?

Innerhalb von nur sechs Wochen wurden Ersatzräume bereit-
gestellt und somit das größte Containerdorf Baden-Württem-
bergs errichtet. ?

Schwäbisch Hall glänzt in
Bayern an der Spitze

Bauspar-Marktanteil wächst auf knapp 35 Prozent
Kooperation mit Genossenschaftsbanken als Erfolgsgarant

In Bayern blieb die Bausparkasse Schwäbisch Hall auch 2004
wieder auf Erfolgskurs. Mit einem eingelösten Bausparvolu-
men von 6,5 Mrd. EUR wurde der Marktanteil auf 34,8 Pro-
zent ausgebaut. Zum fünften Mal in Folge verteidigte die größ-
te deutsche Bausparkasse ihre Spitzenposition im Freistaat.
„Mit diesem Resultat sind wir sehr zufrieden“, betonte Schwä-
bisch Hall Landesdirektor Reiner Waltersbacher in München.

Beim Absatz von Baufinanzie-
rungen wartet der Branchenfüh-
rer mit sehr guten Zahlen auf: Ge-
genüber dem Vorjahr stieg das
Volumen um 6,7 Prozent auf 838
Mio. EUR, während der Bran-
chentrend negativ ausfällt. Der
Schwäbisch Hall-Landesdirek-
tor sieht den entscheidenden Vor-
teil in der Zusammenarbeit mit
den bayerischen Kreditgenossen-
schaften. „Wir werden diese ver-
trauensvolle Partnerschaft auch
dieses Jahr weiter intensivieren“,
sagte Waltersbacher.

Im Berichtsjahr haben die ge-
nossenschaftlichen Banken und
Schwäbisch Hall in Bayern fast
210.000 neue Bausparverträge
mit einem eingelösten Volumen
von 6,5 Mrd. EUR abgeschlos-
sen. Mit diesem Ergebnis war
der Branchenführer bis auf zwei
Prozent an das Resultat des Aus-
nahmejahres 2003 herangekom-
men und hat das „Normaljahr“
2002 gar um 43,9 Prozent über-
troffen. Jeder fünfte Neuvertrag
bei Schwäbisch Hall kam aus
dem Freistaat. Zum 31.12.2004
betreute das Unternehmen in
Bayern 1,4 Mio. Bausparer, die
1,6 Mrd. EUR Sparbeiträge ge-
leistet hatten. Das Vertragsvolu-
men wuchs im Vergleich zum
Vorjahr um 4,4 Prozent auf mehr
als 41 Mrd. EUR.

Baufinanzierungsgeschäft
weiter gewachsen

In Zusammenarbeit mit den
bayerischen Genossenschafts-
banken gelang es Schwäbisch
Hall das Baufinanzierungsge-
schäft auszubauen und damit
dem Branchentrend zu trotzen.
Das Gesamtvolumen wurde ge-
genüber 2003 um 6,7 Prozent
auf 838 Mio. EUR gesteigert.
Das davon in die Bücher der ört-
lichen Genossenschaftsbanken
vermittelte Volumen nahm um
70,2 Prozent auf 376 Mio. EUR
zu. Früchte trägt auch die Zu-
sammenarbeit mit den genossen-
schaftlichen Hypothekenbanken
DG Hyp und Münchner Hypo-
thekenbank. Über den Schwä-
bisch Hall-Außendienst wurden
Hypothekendarlehen im Um-
fang von 45 Mio. EUR -  55,9
Prozent mehr als im Jahr zuvor -
an die beiden Hypothekenban-
ken vermittelt. 

Neben den Geschäftsfeldern
Bausparen und Baufinanzierung
hat Schwäbisch Hall auch das
weitere Vorsorgegeschäft ausge-
baut. Das vom mobilen Schwä-
bisch Hall-Vertrieb vermittelte
Abschlussvolumen von Vorsor-
geprodukten für die genossen-
schaftlichen Banken sowie In-

vestmentfonds und Versicherun-
gen der Verbundpartner Union
Investment und R+V stieg ge-
genüber 2003 um 23,2 Prozent
auf 664 Mio. EUR. Großen An-
teil hatten die vermittelten Vor-
sorgeprodukte der genossen-
schaftlichen Banken. Ihr Volu-
men stieg um 87,7 Prozent auf
76 Mio. EUR. Auch das an die
Union Investment vermittelte
Fondsvolumen legte kräftig zu
um beinahe 70 Prozent auf
knapp 70 Mio. EUR. 

Ergänzend zum Bausparen
vermittelten die 600 Schwäbisch
Hall-Außendienstmitarbeiter in
Bayern insgesamt knapp 43.000
Bank-, Baufinanzierungs-, Versi-
cherungs- und Fondsprodukte
für die Genossenschaftsbanken
und unsere Verbundpartner Uni-
on Investment, R+V-Versiche-
rung sowie die genossenschaftli-
chen Hypothekenbanken. Das
sind beinahe 20 Prozent mehr als
im Jahr davor.

Altersvorsorge auch
aus dem Bestand

Im Altersvorsorgemarkt und
speziell beim Wohneigentum
sieht Schwäbisch Hall-Landes-
direktor Waltersbacher echte
Chancen: „Die Menschen haben
verinnerlicht, dass zusätzliche
private Vorsorge notwendig ist.
Und das selbst genutzte Wohnei-
gentum ist für 66 Prozent der
Deutschen die ideale Altersvor-
sorge.“ Nach Prognosen des
Bundesamtes für Bauwesen und
Raumordnung wird die Wohnei-
gentumsquote in Bayern von
heute 49 Prozent auf über 53
Prozent im Jahr 2015 steigen.
Für München, Regensburg und
Nürnberg und deren Umland
sind die Wachstums- und Bevöl-
kerungsprognosen positiv. Sie
lassen in eine zunehmende
Nachfrage nach Wohneigentum
erwarten. Verstärkt wird diese
Entwicklung in den Wachstums-
regionen Bayerns durch mittel-
und langfristig wirkende Trends
wie die zunehmende Zahl der
Haushalte oder der steigende
Wohnflächenbedarf pro Kopf.

An Bedeutung gewinnen wird
die Finanzierung von Investitio-
nen in bestehende Gebäude.
Mehr als 60 Prozent des Bauvo-
lumens entfallen auf den Moder-
nisierungsmarkt. Dieses Potenzi-
al ergibt sich aus der Tatsache,
dass vier von fünf Wohnungen in
Bayern älter als 20 Jahre sind.
Neue staatliche Vorschriften und
Richtwerte für den Energiever-
brauch, beispielsweise der Ener-
giebedarfsausweis, geben zu-
sätzliche Impulse. ?

6. Allgäuer Altbautage:

Große Resonanz bei
Hausbesitzern

Es ist die Vielfalt, die jährlich mehrere tausend Besucher zu
den Altbautagen zieht. „Eine so große Auswahl zu so vielen
Themenbereichen gibt es sonst nirgendwo,“ betonte Besuche-
rin Sabine Ullrich, die aus Marktoberdorf zu den Allgäuer Alt-
bautagen gekommen war. Dieses Lob freute auch den Mitver-
anstalter, das Energie- und Umweltzentrum Allgäu (eza!), der
sich mit der Resonanz durchweg zufrieden zeigte.

Die Themen „Lüftungsanla-
gen“ und „Vorbeugung gegen
Schimmel“ waren dieses Jahr
besonders gefragt. Sowohl die
Aussteller als auch die Vorträge
zu diesen Themen waren gut
besucht. Ein Dauerbrenner war
wie die Jahre zuvor auch die
Wärmedämmung. „Mit unseren
Schlagwörtern ‚darf’s ein bis-
schen mehr sein’ erhalten wir
schon Aufmerksamkeit“, erklärt
eza!-Geschäftsführer Martin
Sambale. Die Dämmstoffstärke
sei bei einer Sanierung nicht der
eigentliche Kostenfaktor, son-
dern die Arbeitszeit. Und eine
dickere Dämmschicht wirke
sich doch sehr positiv auf den
Heizenergieverbrauch aus, be-
tont Sambale.

Vorzeigeanlagen

Aufklärung in Sachen Sanie-
rung wollten auch die über 90
Aussteller betreiben. „Viele
Leute wissen gar nicht, was
heute technisch alles möglich
ist“, bemerkte ein Aussteller.
Der Heizungstechniker setzt zu-
dem auf „Vorzeigeanlagen“:
„Wenn einer in der Straße eine
Solaranlage auf dem Dach hat,
rüsten die Nachbarn Zug um
Zug nach“, so seine Erfahrung. 

Nicht die Nachbarn, sondern
der Kaminkehrer bewegte An-
ton Schmölz zu einer neuen
Heizung. Sein Modell aus dem
Jahre 1973 muss dringend aus-
getauscht werden. Der Ober-
ostendorfer wünscht sich eine
Entscheidungshilfe für den an-
stehenden Austausch. Nach ei-
nem Gespräch mit dem eza!-
Energieberater glaubt er bei den
Altbautagen fündig geworden
zu sein. Für ihn, die Aussteller

und Veranstalter hat sich das
Wochenende auf alle Fälle ge-
lohnt.

Regeln nicht verstanden? 

„...oder darf es etwas weniger
sein?“ Seltsam, diese Frage
wird einem beim Bäcker oder
Gemüsehändler kaum gestellt.
Wohl aber im Bauhandwerk
und bei der Bauwirtschaft,
wenn es darum geht, an der
Wärmedämmung, der Qualität
der Fenster und der Effizienz
der Lüftung zu „sparen“. Hat
man hier etwa die Regeln eines
erfolgreichen Händlers noch
nicht verstanden?

Dr. Wolfgang Feist vom Pas-
sivhausinstitut brachte die Si-
tuation in der Baubranche bei
der Eröffnung der Altbautage
auf den Punkt. Er zeigte auf,
dass ein Mehr an Wärmedäm-
mung, eine bessere Qualität bei
Fenster und Lüftungsanlage
letztlich oft entscheidend für
den Komfort oder die Vermei-
dung von Bauschäden sein
kann.

Energiepass

Martin Sambale verwies bei
der Eröffnung auf den Energie-
pass. Nach einer EU-Richtlinie
muss dieser bis Anfang 2006 in
Deutschland für Gebäude ein-
geführt werden. Dieser Ener-
giepass, der einfach und nach-
vollziehbar, ähnlich wie die
Klassenbezeichnung bei Kühl-
geräten, den energetischen Stand-
ard eines Gebäudes auch für Lai-
en offensichtlich macht, wird
dann Pflicht sein, wenn eine
Wohnung oder ein Haus verkauft
oder neu vermietet wird. DK

Wohn- und Gewerbebau aktuell:

Wenn Bauland jetzt
brach liegt ...

Das Frühjahr steht vor der Tür und die ersten Bautätigkeiten
beginnen. Doch nicht jede Kommune hat ihre erschlossenen
Bauplätze auch an den Mann bzw. den Bauherrn gebracht. 

Die Gründe dafür sind vielfäl-
tig - die Folgen aber für alle
Schwarz auf Weiß ersichtlich:
Jeder brachliegende Quadratme-
ter erschlossenes Bauland kostet
die Gemeinde Tag für Tag bares
Geld - gebundene Finanzen, die
im Haushalt nicht mehr ander-
weitig zur Verfügung stehen. 

Angesichts der angespannten
Situation sehen immer mehr
Kommunen akuten Handlungs-
bedarf. Gerade für kleine und
mittlere Gemeinden ist die sin-
kende Nachfrage nach Bauland
oft katastrophal. Aufgrund der
rückläufigen Bevölkerungsent-
wicklung wird bis zum Jahr
2020 kein neues Bauland benö-
tigt; das bestehende wird wohl
nicht einmal mehr aufgebraucht
werden. Konkurrenz der Anbie-
ter - ob kommunal oder privat -
wird damit immer größer. 

Problemstellungen 

Vor diesem Hintergrund sind
die Fragen an die Verantwortli-
chen vielfältig: Welche Mög-
lichkeiten der Vermarktung gibt
es? Welche Faktoren beeinflus-
sen den Verkauf von Baugebie-
ten - positiv oder negativ? Wo
liegen gerade in unserem Bau-
land die Stärken und Schwä-
chen? Wie kann ich die gebun-
denen Finanzen schnellstmög-
lich für den Haushalt aktivie-
ren? Und letztlich: Wie kann ich
der Nachbarkommune die
berühmte „Nasenlänge“ voraus
sein? Starkes Interesse an Fra-
gen rund um das Thema „Bau-
land erfolgreich verkaufen“ be-
legt die gut besuchte Workshop-
Reihe der kommunal manage-

ment AG, Kulmbach. Der Inten-
siv-Tagesworkshop des Unter-
nehmens, das in Nordbayern be-
reits über 100 Kommunen in den
Bereichen Software, GIS und
Standortmarketing betreut, startet
mit einer Bestandsaufnahme. An-
hand von Checklisten wird der in-
dividuelle Projektstand mittels ei-
nes Stärken-Schwächen-Profils
ermittelt: Wo besteht konkreter
Handlungsbedarf? 

Praktische Tipps gefragt 

Von der Erschließung bis zum
Spatenstich sind praktische
Tipps und sofort umsetzbare
Hinweise gefragt. Auch der Er-
fahrungsaustausch mit Kolle-
ginnen und Kollegen bringt im-
mer wieder neue Anregungen.
Vom zuständigen Mitarbeiter in
der Bauverwaltung über den
Kämmerer, Geschäftsstellenlei-
ter bis hin zum Bürgermeister
und kommunalen Mandatsträ-
ger sind alle Verantwortlichen
gefordert. Gerade der persönli-
che Kontakt bildet einen wichti-
gen Baustein für den Akquise-
Erfolg. Weitere Informationen
sowie die aktuellen Workshop-
Termine erhalten Interessenten
im Internet unter www.kommu-
nal-management-ag.de. 

Kontakt: km kommunal
management AG, PR - Mi-
riam Kuhn, Werbefachwirtin
BAW, Alte Forstlahmer Stras-
se 22 . 95326 Kulmbach, Tele-
fon: 09221/973-450, Fax: 09221/
973-451, E-Mail: info@kom -
munal-management-ag.de,
Internet: www.kommunal-
management-ag.de ?
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Pfarrhof Mickhausen: 

Raumkonzept für Umbau
und Sanierung steht

Pfarrbüro, Pfarrerwohnung und Gästeappartement sind geplant
Rund 500.000 Euro Gesamtkosten erwartet - Baubeginn weiter offen

Mickhausen (wkl). Nicht nur die politische Gemeinde, auch die
kirchlichen Gremien ziehen in Mickhausen einmal im Jahr -
beim Pfarrfamilienabend - Bilanz.  Im Mittelpunkt des Rechen -
schaftsberichtes von Kirchenpflegerin Beate Berger stand dabei
ein weiteres Mal der Umbau und die Sanierung des denkmalge-
schützten Pfarrhofes. Vom Augsburger Diözesanbauamt sei
mittlerweile der im benachbarten Grimoldsried ansässige Ar-
chitekt Roland Rieger mit der Planung der Baumaßnahme be-
auftragt worden. Gemeinsam mit Pfarrer Stefan Gast und der
örtlichen Kirchenverwaltung sei ein detailliertes Raumpro-
gramm erarbeitet worden, das jetzt als Grundlage für alle wei-
teren Planungen und für die Kostenermittlung dient.

Aus Gründen einer langfristi-
gen und zeitgemäßen Nutzbar-
keit des aus dem 16. Jahrhun-
dert stammenden Gebäudes, so
Beate Berger, müsse eine räum-
liche Trennung der Funktionen
Pfarrbüro, Pfarrerwohnung und
Archiv/Gästeappartement ange-
strebt werden. Im Detail ist vor-
gesehen, das Pfarrbüro im Erd-
geschoss um einen zusätzlichen
Büroraum sowie um einen Ko-
pier- und Technikraum zu er-
weitern. 

Den gestiegenen Platzbedarf
begründete die Kirchenpflege-
rin mit der seit Herbst vergange-
nen Jahres um die Pfarrei Lan-
genneufnach erweiterten Pfar-
reiengemeinschaft Stauden. Die
Pfarrerwohnung soll künftig
komplett im Obergeschoss zu-

sammen gefasst werden. Der-
zeit befinden sich Küche und
Bad noch im Erdgeschoss,
während nur die Wohn- und
Schlafräume im Obergeschoss
angesiedelt sind. „Dieser Zu-
stand ist in der heutigen Zeit
nicht mehr zumutbar“, so Beate
Berger. Im Dachgeschoss, wo
schon bisher das Pfarrarchiv un-
tergebracht war, soll zusätzlich
ein kleines Appartement einge-
baut werden. 

Vorentwurfsplanung

Gästen der Pfarrei, einer
Haushaltshilfe oder einer Ge-
meindereferentin kann hier Un-
terkunft auf Zeit geboten wer-
den. Auf Geheiß des Landesam-
tes für Denkmalpflege muss ge-

rade im Dachgeschoss mit
äußerster Sorgfalt vorgegangen
werden: „Weil der Dachstuhl
vermutlich im gleichen Zeit-
raum wie das Mickhausener
Fuggerschloss errichtet wurde,
legen die Fachleute der Denk-
malpflege größten Wert auf 
dessen Erhaltung und eine fach-
gerechte Sanierung.“ Deshalb
werden die Einbauten im Dach-
boden als eigenständige Ele-
mente konzipiert, die sozusagen
nur „hineingestellt“ werden und
das historische Gebälk schonen. 

Mehr Raumhöhe

Für eine optimale Anbin-
dung und Erschließung der
oberen Stockwerke ist es erfor-
derlich, den bestehenden Trep-
penhausanbau abzutragen und
durch ein neues Treppenhaus
zu ersetzen. Erhalten bleibt das
Kellergeschoss. Allerdings soll
der Boden hier etwas abge-
senkt werden, um mehr Raum-
höhe zu gewinnen.

Auf der Grundlage dieser
Vorentwurfsplanung wurden

mittlerweile ein Maßnahmenka-
talog und eine grobe Kosten-
schätzung erstellt. Darin aufge-
führt sind alle Maßnahmen, die
zur vollständigen und umfas-
senden Sanierung und Instand-
setzung in bau- und installati-
onstechnischer sowie in denk-
malpflegerischer Hinsicht erfor-
derlich sind.

Die geschätzten Kosten für
das gesamte Projekt beziffert
der Architekt auf rund 500.000
Euro. Allerdings berge diese
Zahl noch gewisse Unsicherhei-
ten, da einige Bereiche, wie 
beispielsweise die Geschoss-
decken, die Bodenaufbauten
und die Fundamentierung, noch
nicht eingehend untersucht und
bewertet werden konnten. Eine
definitive Finanzierungszusage
der Bischöflichen Finanzkam-
mer stehe deshalb noch aus. 

Erst nach deren Vorliegen, so
die Kirchenpflegerin, könne die
Pfarrei St. Wolfgang einen
außerordentlichen Haushalts-
und Finanzierungsplan aufstel-
len. Dann werde es sich zeigen,
welcher Anteil an den Gesamt-
kosten von der Staudenpfarrei
selber für den Umbau und die
Sanierung ihres Pfarrhofes auf-
gebracht werden muss. Beate
Berger jedenfalls appellierte
schon jetzt an die Spenden- und
Hilfsbereitschaft der Gläubigen
und der gesamten Bürgerschaft:
„Wir wollen doch, dass sich un-
ser Pfarrer Stefan Gast bei uns
wohl fühlt und noch lange in
unserer Pfarrei bleibt!“ ?

Beim Pfarrfamilienabend wurde das Raumkonzept für Umbau
und Sanierung des denkmalgeschützen Mickhausener Pfarrhofes
vorgestellt. Bild: Walter Kleber

Kreisheimatpfleger Professor Dr. Walter Pötzl (vorne rechts)
und Vize-Landrat Fritz Hölzl (hinten links) zeichneten elf An-
wesen im schwäbischen Baustil aus dem Landkreis Augsburg
aus. Die „Bauherren und -frauen“ erhielten Urkunden und ei-
ne Anerkennungsprämie von 500 Euro. ?

Landratsamt Augsburg:

Bewunderung
schwäbischer Baukunst

Im Mittelpunkt einer Foto-Ausstellung im Landratsamt Augs-
burg standen die prämierten Objekte des Jahres 2004, die in
jeweils mehreren Aufnahmen vorgestellt wurden. Überdies
war von den vorhergegangenen Prämierungen eine Auswahl
zu sehen, so dass in dieser Ausstellung etliche Beispiele schwä-
bischen Bauens vorgeführt wurden. 

Darunter befanden sich unter
anderem zwei ehemalige Pfarr-
höfe und drei Mühlen vornehm-
lich junger Bauherren. Um-
rahmt wurden die Bilder des-
halb von einer kleinen themati-
schen Ausstellung zum Thema
„Mühlen“. 

Kreistagsbeschluss

Schon Mitte der 80er Jahre
beschloss der Kulturausschuss
des Kreistages auf Anregung
des Kreisheimatpflegers Prof.
Dr. Walter Pötzl, in einem all-
jährlich stattfindenden Wettbe-
werb alte typisch schwäbische
Häuser, die gepflegt oder reno-
viert sind, und neue Anwesen,
die unter Beachtung schwäbi-
scher Stilelemente erst in den
letzten Jahren gebaut wurden,
auszuzeichnen und in einer Fo-
to-Ausstellung der Öffentlich-

keit vorzustellen. Im Jahr 2004
konnten elf Prämien zu je 500
Euro vergeben werden.

Der Kulturausschuss des
Kreistages will mit diesem
Wettbewerb einen Beitrag zur
privaten Denkmalpflege und
zur Förderung schwäbischen
Stilbewusstseins leisten. Ziel ist
es, schwäbisches Bauen auch
im Landkreis Augsburg wieder
stärker in den Mittelpunkt zu
rücken. 

Vize-Landrat Fritz Hölzl, der
die Ehrung zusammen mit dem
Kreisheimatpfleger vornahm,
dazu: „Kulturelles Erbe gilt es
zu bewahren - das ist ein Auf-
trag. Jedes Haus vermittelt ein
Stück Heimat und Geborgen-
heit. Moderne Einheitsbauten
gibt es genug. Diese schwäbi-
sche Baukunst hat auch einen
positiven Einfluss auf die Orts -
bilder.“ ?

Beckstein zur städtebaulichen Sanierung:

„EU und Bayern investieren 2005
gemeinsam 25,5 Millionen Euro“

Der Freistaat Bayern erhält in diesem Jahr 17 Millionen EU-
Finanzhilfen im Rahmen der Städtebauförderung. Zusammen
mit den ergänzenden Landesmitteln der Städtebauförderung
in Höhe von 8,5 Millionen Euro stehen damit in Bayern insge-
samt 25,5 Millionen Euro für die städtebauliche Sanierung im
Rahmen des EU-Programms Ziel-2 zur Verfügung. „Damit
können zusammen mit den Anteilen der im Programm aufge-
nommenen 23 Kommunen in diesem Jahr in Bayern städte-
bauliche Investitionen in Höhe von 34 Millionen Euro unmit-
telbar finanziert werden,“ freut sich Innenminister Dr.
Günther Beckstein.

Die Mittel der EU kommen
Städten und Gemeinden in den so
genannten Ziel-2-Gebieten Bay-
erns (Grenzregionen zur Tsche-
chischen Republik sowie städti-
sche Problemgebiete) zu Gute.
Das alphabetische Verzeichnis der
geförderten Kommunen und Wei-
teres zur Städtebauförderung ist
unter http://www.stmi.bayern.de/
bauen/staedtebaufoerderung/ ab-
rufbar. 

Für Beckstein ist das bayeri-
sche Ziel-2-Programm in der
Kombination mit der Städte-
bauförderung eine hervorra-
gende Ergänzung und Erwei-
terung der Städtebauförde-
rungsprogramme: „Es trägt in
den Grenzregionen zur Tsche-
chischen Republik und in den
städtischen Problemgebieten
wesentlich dazu bei, die regio-
nalen Ungleichgewichte auszu-
gleichen und die Entwicklung
der betroffenen Regionen vor-
anzutreiben“.

Kommunen profitieren

Trotz des Konsolidierungskur-
ses der Staatsregierung steht für
die Kommunen ergänzend zu
den EU-Finanzhilfen auch 2005
wiederum ein stattlicher Betrag
aus Mitteln des Freistaats bereit.
Insbesondere in der Grenzregion
zu Tschechien und in Hochfran-
ken können Kommunen in be-
sonderen Einzelfällen, die eine
herausragende Bedeutung für die
Entwicklung der Region haben,
durch eine erhöhte Landesbetei-
ligung eine Förderung bis zu 80
Prozent erhalten. 

„Eine Voraussetzung für die
Bewältigung des Strukturwan-
dels sind leistungsstarke und im
überregionalen Standortver-
gleich konkurrenzfähige Zen-
tren in den Verdichtungsräumen

und im ländlichen Raum. Hier-
zu ist die Förderung ein wichti-
ger Baustein, Ziele der Stadtent-
wicklung umzusetzen und den
Abwärtstrend in den städtischen
Problemgebieten aufzuhalten“,
so Beckstein. 

Einen Schwerpunkt bildet da-
bei die Wiederbelebung von
Brachflächen. In den Zentren
des ländlichen Raums sind
brach gefallene Flächen von
Militär, Industrie, Gewerbe,
Bahn und Post wesentliche Re-
serveflächen für eine positive
städtebauliche Entwicklung, die
mit Hilfe einer umfassenden Er-
neuerung reaktiviert und einer
neuen Nutzung zugeführt wer-
den können. ?

Stadtgestalt prägt auch
Stadtgesellschaft

„Die Stadtgestalt prägt auch die Stadtgesellschaft. Alle Pro-
gramme der Städtebauförderung vom Stadtumbau bis zur
klassischen Stadterneuerung zielen daher insbesondere darauf
ab, die Lebensqualität der Bürgerinnen und Bürger zu verbes-
sern. Besonders deutlich wird das im Programm ´Soziale
Stadt`“ so Innenminister Dr. Günther Beckstein anlässlich der
Tagung „Stadtgestalt - ihre soziale Dimension“’ der evangeli-
schen Akademie  in Tutzing. 

Das Programm „Soziale
Stadt“ unterstützt aktuell 41
Städte, Märkte und Gemeinden
in Bayern mit insgesamt 50 Pro-
grammgebieten. Die einzelnen
Kommunen wie auch die Pro-
grammgebiete sind unter
http://www.stmi.bayern.de/bau-
en/staedtebaufoerderung/pro -
gramme/ im Internet abrufbar.

„Soziale Stadt“ vor Ort

Ziel der Gemeinschaftsinitia-
tive „Soziale Stadt“ von Bund,
Land und Kommunen ist, die
Lebenssituation in Stadtteilen
mit besonderem Entwicklungs-
bedarf aufzuwerten und die
Chancen der Bewohnerinnen
und Bewohner in der Gesell-
schaft zu steigern. Dazu gehört,
dass sich die Wohnungssituati-
on verbessert, die örtliche Nah-
versorgung ausgebaut wird und
die Stadtteile und der öffentli-
che Raum sicher, gut nutzbar
und lebendig gestaltet sind. Par-
allel hierzu werden Qualifizie-
rung und Bildung gestärkt, so-
ziale Netze und Infrastrukturen
aufgebaut und gefestigt, so dass
sich zugewanderte und wenig
privilegierte Menschen besser
in die Stadtgesellschaft integrie-
ren können. Um dieses Ziel zu
erreichen, arbeiten Politik und

Verwaltung, Träger und Institu-
tionen, Wohnungsunternehmen,
Schulen, soziale Einrichtungen
und Vereine, Kirchen, Architek-
ten und Städtebauer und vor al-
lem Bewohnerinnen und Be-
wohner zusammen. „Wir erle-
ben das in Bayern auf einer sehr
breiten Basis, denn: „Soziale
Stadt“ wird vor Ort gemacht.
Auf diese Weise werden auch
Abwägungsprozesse für die
Bürgerinnen und Bürger nach-
vollziehbar und Entscheidungen
auf eine breite Basis gestellt“,
betonte Beckstein. ?

Transrapid-Baubeginn
für 2006 erwartet

München (AP) - Der Bau
der Münchner Transrapid-
Strecke rückt näher. „Wenn
das Verfahren normal läuft,
kann im nächsten Jahr das
Baurecht für die gesamte
Strecke erteilt werden“, sagte
der bayerische Verkehrsmini-
ster Otto Wiesheu in München.
Die Deutsche Bahn habe die
Unterlagen für die ersten zwei
Bauabschnitte eingereicht, die
restlichen drei sollten bis zum
Frühjahr folgen. Er erwarte,
„dass der Transrapid im Jahr
2010 zwischen Flughafen und
Hauptbahnhof fährt“. ?
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Wasserversorgung und Abwasserentsorgung:

Auf dem Prüfstand
Erstellung oder Bewertung von Ver- und Entsorgungskonzepten

Häufig wurden im Zuge der Gebietsreform Gemeinden zu
größeren Verwaltungseinheiten vereinigt. Vielfach wurde da-
bei auch die Wasserversorgung zu einem Versorgungsbereich
zusammengefügt. Dennoch sind noch Jahre danach die Struk-
turen einzelner Orts-Wasserversorgungen mit ihren Gewin-
nungsgebieten, Hochbehältern und Netzen isoliert vorhanden,
ohne zu einem gut funktionierenden Versorgungssystem zu-
sammengefasst worden zu sein. Oft fehlen sinnvolle Netzver-
bindungen oder wichtige Betriebspunkte. Zum Beispiel kön-
nen wegen nicht vorhandener Absperreinrichtungen nur sehr
schwer Netzuntersuchungen zur Leckortung durchgeführt
werden, obwohl sehr häufig hohe Verlustraten im Netz zu be-
klagen sind. Auch erschweren fehlende Vorsorgeeinrichtungen
häufig ein schnelles Handeln im Falle von notwendig werden-
den Desinfektionsmaßnahmen bei Verunreinigungen im Netz .

Ebenso ergibt sich aus der
Sicht der Abwasserentsorgung
die Notwendigkeit einer ge-
ordneten Sammlung und Be-
handlung der Abwässer mit
dem Ziel eines optimalen Ge-
wässerschutzes oder die Er-
neuerung von Anlagen, die in-
zwischen in die Jahre gekom-
men sind. Noch immer werden
Entscheidungen mangels ver-

fügbarer Investitionsmittel in
die Zukunft verschoben. Damit
entfernt man sich natürlich im-
mer mehr von einer Problem-
lösung, zumal davon auszuge-
hen ist, dass mit einer Zuwei-
sung von Zuschüssen aus den
öffentlichen Haushalten kaum
noch zu rechnen ist.

Im Zuge von Erneuerungs-
maßnahmen ist es sinnvoll, vor-

handene gewachsene Strukturen
zu überdenken und Maßnahmen
so zu gestalten, dass sie sowohl
in technischer als auch in wirt-
schaftlicher Hinsicht den gestie-
genen Anforderungen an eine
moderne Wasserversorgung, wie
sie die Trinkwasser-Verordnung
verlangt, oder den Anforderun-
gen an eine zeitgemäße Abwas-
serentsorgung entsprechen. 

Meinungsunterschiede

Beispielsweise untersucht
aquaKomm derzeit das Konzept
eines Wasserversorgungs- und
Abwasserzweckverbandes mit
einem Versorgungsraum von
50.000 Einwohnern mit dem
Schwerpunkt auf technisch und
betrieblich relevante Fragestel-
lungen. Anlass zu dieser Aufga-
be gaben massive Meinungsun-
terschiede zwischen den Verant-
wortlichen des Zweckverbandes
und den versorgten Bürgern hin-
sichtlich der Notwendigkeit der
zu tätigenden Investitionen und
damit verbundenen Lasten aus
Gebührenerhöhungen oder Bei-
tragserhebungen. 

Ablauf der Untersuchung

Einer Erfassung des gegen-
wärtigen Standes der Ver- und
Entsorgungseinrichtungen unter
Berücksichtigung bereits getä-
tigter Investitionen und den ge-
planten Maßnahmen der näch-
sten zwanzig Jahre folgt die Dar-
stellung faktischer, rechtlicher
und örtlicher Gegebenheiten.
Die Hauptzielsetzung, unter Ein-
haltung der gesetzlichen Anfor-

derungen, ist die Ermittlung von
Einsparpotentialen.

Das Ergebnis der Untersu-
chung macht den Verantwortli-
chen in den Kommunen, den
Bürgervertretern und der Lei-
tung des Zweckverbandes die
Sinnhaftigkeit der Maßnahmen
transparent. Auf der Grundlage
dieser Untersuchung können
langfristig alle weiteren Ent-
scheidungen für die Modernisie-
rung der Wasserver- und Abwas-
serentsorgung gesichert getrof-
fen werden.

Basis für Vertrauen

Eine erfolgreiche Durchfüh-
rung der Beratung setzt die
lückenlose Einbindung und vor-
behaltlose Zusammenarbeit der
zuständigen Verantwortlichen bei
Behörden, in Kommunalverwal-
tungen und im Zweckverband
voraus. Sie schafft die Basis für
ein nachhaltiges Vertrauen der
Bürger in die kommunale Versor-
gungswirtschaft.

Vielfältige Kompetenz

In diese Arbeit bringt aqua-
Komm durch eine Einbindung
von Mitarbeitern seiner Gesell-
schafterunternehmen, namhafter
südbayerischer Versorgungsun-
ternehmen, nicht nur seine Kom-
petenz als Planer, sondern auch
seine jahrelange Erfahrung als
kommunaler Betreiber von Ver-
und Entsorgungsanlagen ein. 

Aus diesem Erfahrungspoten-
tial heraus werden auch Vor-
schläge zur kooperativen Zusam-
menarbeit mit anderen Nachbar-
gemeinden oder Versorgungsun-
ternehmen entwickelt, um damit
die kommunale Wasserwirtschaft
gegenüber den Herausforderun-
gen aus der europäischen wasser-
politischen Entwicklung zu stär-
ken. Jörg Schuchardt

Vogelwild - „Die schöne
große Unbekannte“ 
Eine Perle der Natur versteckt zwischen

Millionenmetropole und A99  

Wellness und Erholung für 10 Tausende Zugvögel und Enten -
der Ascheimer Speichersee mit seinen Fischteichen. Kaum ei-
ner kennt das Gebiet. Versteckt liegt es zwischen dem stark be-
fahrenen Autobahnostring, dem Testgelände der BMW-AG
und dem Betriebsgelände der E.ON Wasserkraft GmbH am
Rande von München. Doch jedes Jahr kommen 40 000 Was-
servögel aus ganz Europa und sogar aus Sibirien im Sommer
zur Mauser nach Aschheim.

Naturschutz braucht
Öffentlichkeit

Es ist schon ein kleines Wun-
der, welche Artenvielfalt hier an
der A99 Zwischenstopp macht,
völlig unbeeindruckt von Lärm
und Hektik der Blechlawinen
gleich neben an. Nicht umsonst
ist der erste Mann in Aschheim
Helmut J. Englmann mächtig
stolz auf „die schöne große Un-
bekannte in der Region Mün-
chen“, wie er das Gewässer
nennt. Der Bürgermeister freut
sich, dass sich jetzt der Doku-
mentarfilmer Christian Herr-
mann in das EU-Vogelschutzge-
biet getraut hat. Ein Jahr beob-
achtete dieser mit einem Kame-
rateam die Tiere in ihrer abge-
schlossenen Welt. Denn „Natur-
schutz braucht Öffentlichkeit“,
meint auch die Programmleite-
rin des Bayerischen Fernsehens
Ulrike Leutheusser bei der Pres-
sevorführung des Films „Zwi-
schenstopp in Oberbayern -
Zugvögel an der A99“. Für Bür-
germeister Engelmann ist der
Film der erste wichtige Schritt,
den Menschen die Einzigartig-
keit des Vogelschutzgebiets
näher zu bringen. Ihm könnte
das mit der Öffentlichkeit je-
doch ruhig noch ein bisschen
weiter gehen. Er fordert einen
Aussichtsturm, um die Wasser-
landschaft besser einsehen zu
können. Dann könnten auch
Anwohner und Touristen ein
kleines Stück Wildnis am Ran-
de der Großstadt bewundern.
Genehmigung und Finanzie-
rung für dieses Projekt stehen
jedoch noch aus. 

Wasserkraft und
Vogelschutz 

Es ist gerade die Abgeschlos-
senheit, die das Teichgebiet so
einmalig macht. Bade- und
Wassersportbetrieb sind un-
möglich, die seltenen Zwergsä-
ger, Schwarzhalstaucher und
Kormorane bleiben völlig unter
sich. Dank der E.ON Wasser-
kraft GmbH ist das Gelände
zum größten Teil eingezäunt.
Der geschützte Raum ist für die
kommenden 30 Jahre sicher,
denn der Bayerische Natur-
schutzfond hat das Gebiet für
diese Zeit von E.ON gepachtet.
Das Vogelschutzgebiet ist neben
den Renaturierungsprojekten an
Inn und Isar, eines von insge-
samt 111 Schutzgebieten, die
von Bayerns großem Energie-

versorger mitbetreut werden.
„Wir machen nicht viel Wer-
bung damit, aber wir sind stolz
auf unsere Arbeit“ meint dazu
der Pressesprecher von E.ON
Wasserkraft Erhard von Kue-
pach.

„Zwischenstopp in
Oberbayern - Zugvögel
an der A 99“

„Ein kleines Paradies der Na-
tur umtost von Verkehr“ so
beschreibt Umwelt-Staatsse-
kretärin Emilia Müller den
Speichersee, der zu den drei be-
deutendsten Mausergebieten für
Wasservögel in ganz Europa
gehört. Sie freut sich - zusam-
men mit Bürgermeister Engel-
mann - dass der neue Film der
ARD-Sendereihe „Welt der Tie-
re“ „auch auf der Bundesgarten-
schau die Aufmerksamkeit auf
diesen ökologischen Schatz len-
ken“ wird.

„Zwischenstopp in Ober-
bayern - Zugvögel an der
A 99“ läuft auch im Bayeri-
schen Fernsehen, am Sonn-
tag, den 10. April 2005 um 
16 Uhr. Einschalten und Stau-
nen! JST

Von links: Dr. Dominik Godde, Geschäftsführer E.ON Wasser-
kraft GmbH, Christian Herrmann, Dokumentarfilmer, Dr. Hel-
mut Rennau, Ornithologe, Helmut J. Englmann, 1. Bürgermei-
ster von Aschheim, Erhard von Kuepach, Leiter Unternehmens-
kommunikation E.ON Wasserkraft GmbH. Bild: JST

„Gesund.Leben.Bayern“
Umweltminister Werner Schnappauf „outet“ sich

als Kneippianer

Bad Wörishofen. Vor kurzem hielt sich Staatsminister Werner
Schnappauf zu einem Besuch in der Kneippstadt auf. Anlass
seines Besuches war die Verleihung der Auszeichnung „Well-
ness im Kurort“ durch den Präsidenten des Deutschen Heilbä-
derverbandes, Professor Manfred Steinbach.

In seiner Begrüßung wies
Bürgermeister Klaus Holet-
schek auf die Bedeutung der
Kneipp´schen Lehre in Zusam-
menhang mit ganzheitlichen
Naturheilverfahren hin und be-
tonte die Bedeutung der Ge-
sundheitsprävention, allerdings
sei das geplante Präventionsge-
setz noch nicht ausgereift. Eine
Lanze brach Holetschek für die
Gesundheitsregion Allgäu, die
den Wettbewerb keinesfalls zu
scheuen brauche.

Umweltminister Schnappauf
„outete“ sich gleich zu Beginn
seiner Ausführungen als über-
zeugter Kneippianer. Er habe
bei früheren Aufenthalten in 
der Kneippstadt die Kneippkur
kennen und schätzen gelernt -
„mein Leben und mein Wohlbe-
finden haben sich durch Kneipp
zum Positiven verändert! Wir
leben in einer Zeit, die reif ist
für Prävention“, so der Minister.
„Die Gesundheitsvorsorge ist
wesentliches Fundament des
bayerischen Gesundheitswe-
sens.“ Wenn Europa innovativ-
ster Wirtschaftsstandort Euro-
pas werden solle, so müsse er
auch zum gesündesten Stand-
ort werden. „Wirtschaftlichkeit,
Zukunftsfähigkeit und Gesund-
heitsmarkt sind zwei Seiten ei-
ner Medaille“.

Dabei spiele die Erhaltung
der Gesundheit eine wesentli-
che Rolle, aus diesem Grund
solle die Prävention nun auch
gesetzlich verankert werden.
Der Bürger sei auch bereit,
mehr Geld für die Gesundheits-
vorsorge auszugeben, das An-
spruchsdenken falle allmählich
weg. „Wir sind in einer Phase,
in der der Bürger erkennt, dass

er selbst für die Erhaltung seiner
Gesundheit verantwortlich ist.“
Um Gesundheitsförderung und
Prävention noch effektiver zu
gestalten, habe die Bayerische
Staatsregierung die neue Ge-
sundheitsinitiative „Gesund.Le-
ben.Bayern.“ beschlossen. De-
ren inhaltliche Schwerpunkte
sind das Nichtrauchen, der ver-
antwortungsvolle Umgang mit
Alkohol, die Vermeidung von
kindlicher Fettleibigkeit durch
gesunde Ernährung und ausrei-
chend Bewegung sowie betrieb-
liche Gesundheitsförderung.

Zentrum der Prävention

Immerhin seien bereits 46 Pro-
zent der Bundesbürger überge-
wichtig, davon 11,3 Prozent Kin-
der und Jugendliche. 50 Prozent
der Bürger bewege sich außer-
halb der Arbeitszeit nicht mehr.
„Wir setzen an den Lebensum-
feldern der Menschen an“ so 
Schnappauf. Die Kneippstadt be-
zeichnete Schnappauf als „Zen-
trum der Prävention in Europa“.

In der sich anschließenden
kurzen Diskussion waren sich
die Teilnehmer der Gesprächs-
runde einig, dass das geplante
Präventionsgesetz dringender
Nachbesserung bedürfe und
über die Qualitätsstandards ein
Ausgleich im europäischen
Wettbewerb geschaffen werden
müsse. Mit der Verleihung des
Prädikates „Wellness im Ku-
rort“ wurde der Kneippstadt ein
Gütesiegel des Deutschen Heil-
bäderverbandes verliehen, das
strengsten Qualitätskriterien un-
terliegt und Erholung und Ent-
spannung auf höchstem Niveau
garantiert.             Karin Donath

Pfarrkirchen:

Schutz vor 100jährigem
Hochwasser

Umweltstaatssekretärin Emi-
lia Müller hat den Startschuss
zur Hochwasserschutzmaßnah-
me an der Rott, mit der die Stadt
Pfarrkirchen vor einem hundert-
jährigem Hochwasser geschützt
werden soll, gegeben. Müller:
„Durch die ganzheitliche Maß-
nahme werden Hochwasser-
schutz, ökologische Sanierung
und Naherholungsraum der
Stadt Pfarrkirchen optimal ver-
bunden.“ Mit dem neuen Hoch-
wasserschutz Pfarrkirchen sollen
der Staatssekretärin zufolge ins-
gesamt 56 Hektar bestehendes
Gewerbe-, Misch-, Wohn- und
Sondergebiet geschützt werden.
In diesem Gebiet befinden sich
auch über 500 Arbeitsplätze. Zu-
dem sei geplant, wieder einen
naturnahen Flusslauf herzustel-
len, um zusätzlichen Rückhalte-
raum bei Überschwemmungen
zu gewinnen, Lebensräume für
Tiere und Pflanzen zu schaffen
und die Gewässergüte zu verbes-
sern. Die Kosten der Gesamt-
maßnahme belaufen sich auf
rund 20 Millionen Euro. ?
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IFAT 2005 vom 25. bis 29. April:

Abwassertechnik im Wandel
Führende Fachmesse für Umwelt und Entsorgung in München

präsentiert sich mit erweitertem Messekonzept
Kaum ein Markt entwickelt sich so schnell wie der für Umwelt
und Entsorgung - und zwar weltweit. Die IFAT 2005, 14. Inter-
nationale Fachmesse für Wasser, Abwasser, Abfall und Recyc-
ling, zeigt vom 25. bis 29. April in München spezifische Bran-
chenlösungen und den neuesten Stand der Technik zur Umset-
zung praxisorientierter, wirtschaftlicher Lösungen sowie ein
breites Angebot an qualifizierten Dienstleistungen im Bereich
der Wasser-, Abwasser- und Abfallwirtschaft.

Auf dem Abwassersektor geht
die Ära großtechnischer und
flächendeckender Entsorgungs-
systeme zu Ende. Verbraucherna-
he Siedlungstechnik erobert das
Terrain. Dezentrale und anpas-
sungsfähige Einheiten verbinden
die Ver- und Entsorgungsberei-
che Abwasser, Wasser, Regen-
nutzung, Bioabfall und Energie.
Neben diesem Trend gewinnen
Verfahrenslösungen zur Elimina-
tion höchst brisanter Risikostoffe
an Bedeutung. 

„Wie sollen Abwassersyste-
me in 100 Jahren aussehen?“,
hat sich eine Arbeitsgruppe der
DWA - Deutsche Vereinigung
für Wasserwirtschaft, Abwasser
und Abfall e.V. vor rund drei
Jahren gefragt, und die Exper-
ten meinten: „Insgesamt sind
erhebliche Verbesserungen im
Vergleich zum konventionel-
len System möglich“, denn ein
entsprechender Strukturwandel
„kann durch Synergien mit an-
deren Bereichen der Siedlungs-
technik, insbesondere der Ab-
fall- und der dezentralen Ener-
giewirtschaft, große Chancen
bieten“. 

Pilotprojekt

Was das in der Praxis bedeu-
tet, zeigt ein Pilotprojekt, das
Mitte 2004 in der deutschen Ge-
meinde Knittlingen an den Start
ging. Rund 100 Wohngrund-
stücke erhielten dezentrale Sy-
steme zur Abwasseraufberei-
tung, die aufwändige Kanalsy-

steme überflüssig machen und
neue Ressourcen für die Was-
serversorgung erschließen. Das
Abwasser wird mit Hilfe mo-
derner Membran- und Reaktor-
technologie aufbereitet. Dabei
vergären die organischen Be-
standteile zu Biogas. Phosphor-
und Stickstoff-Salze werden als
wertvolle Düngemittel zurück-
gewonnen. Das Gas, bei dessen
Herstellung sich auch Bioabfäl-
le mitverwerten lassen, versorgt
die Wohnanlage mit Strom und
Wärme. Es entsteht praktisch
kein Klärschlamm, und das ge-
reinigte Abwasser wird zur Be-
wässerung verwendet oder ver-
sickert. Gleichzeitig installierte
Regenwasserzisternen versor-
gen die Haushalte mit Brauch-
wasser. 

Rund um den Globus

Solche Systeme zeichnen sich
durch hohe Anpassungsfähigkeit
aus. Deshalb sind sie rund um
den Globus einsetzbar - in urba-
nen Ballungsräumen wie in länd-
lichen Regionen; auf High-Tech-
Niveau in Industrienationen und
mit solider, einfach handhabba-
rer Ausführung in Entwicklungs-
ländern. Die deutsche Entwick-
lungszusammenarbeit verfolgt
mit dem ecosan-Projekt 
der GTZ (Deutsche Gesellschaft 
für Technische Zusammenarbeit;
ww.gtz.de/ecosan) schon seit
Jahren diesen Ansatz. 

Viele Hersteller abwasser-
technischer Systeme und Kom-

ponenten sind mittlerweile dem
Trend zu dezentral und flexibel
konzipierten Anlagen gefolgt.
Dabei wurde die Integration
von Abwasserbehandlung und
Wasserversorgung mit Hilfe
kreislauf- und stoffstromorien-
tierter Verfahren unter Einbezug
von Bioabfallverwertung, Ener-
giegewinnung, Nährstoffrecyc-
ling und Regenwassernutzung
immer mehr zum Standard. Die
IFAT zeigt das Spektrum der
heute verfügbaren Technologien. 

Hochbrisantes Problem

Ebenfalls im Angebot von
Messeausstellern finden die Be-
sucher erste Verfahrenslösun-
gen für ein noch junges und zu-
gleich hochbrisantes Abwasser-
problem. Seit einigen Jahren
werden Arzneimittelrückstände
und endokrin wirksame Sub-
stanzen in Grund- und Ober-
flächenwässern, vereinzelt auch
schon im Trinkwasser nachge-
wiesen. Der Eintrag erfolgt viel-
fach über den Abwasserpfad:
von Menschen und Tieren aus-
geschiedene Steroidhormone
sowie Kontrazeptiva und andere
Medikamentenwirkstoffe, aber
auch verschiedene Industrieche-
mikalien wie Weichmacher und
die als Tenside eingesetzten Al-
kylphenolethoxylate mit ihren
Abbauprodukten. 

Verfahrensansätze

Das in Schiffsanstrichen ent-
haltene TBT und einige Pestizi-
de gehören ebenfalls zu dieser
Gruppe von Substanzen, die mit
Störungen der Geschlechtsdiffe-
renzierung und der Fortpflan-
zung in Zusammenhang ge-
bracht werden. Über 550 sol-
cher Stoffe hat die EU-Kom-
mission bereits auf einer Ver-
dachtsliste hormonell wirksa-
mer Substanzen. Gegenüber
herkömmlichen Abwasserreini-
gungsverfahren erweisen sie
sich als ziemlich resistent. Aber
es gibt erfolgversprechende
Verfahrensansätze für Kläranla-
genabläufe ohne Hormon-Mix.

Daten in Fluss halten

Wer Wasser bewegt, muss
auch Daten in Fluss halten.
Softwareprodukte für die Was-
serwirtschaft sind ein Marktseg-
ment mit Wachstumspotenzial.
Die IFAT 2005 führt in den The-
menbereichen Wasser und Ab-
wasser Unternehmen aus der In-
formationstechnologie-Branche
zusammen. Messebesucher ha-
ben die seltene Chance, das
vielfältige Angebot datentechni-
scher Lösungen im Überblick
zu studieren. 

Maßgeschneiderte Produkte

Softwarehäuser halten heute
maßgeschneiderte IT-Produkte
für alle Handlungsfelder der
Wasserwirtschaft parat. Das
Spektrum reicht von Pro-
grammmodulen mit eng um-
grenzter Aufgabenorientierung
bis hin zu weit verzweigten Sy-
stemen, die multidimensionale
Datenströme erfassen, anwen-
dergerecht aufbereiten und auf-
gabenbezogen integrieren. IT ist
im Spiel, wenn es um die über-
sichtliche Ordnung flächenbe-
zogener Daten mit Hilfe geo-
grafischer Informationssysteme
geht - nötig beispielsweise zur
Umsetzung der europäischen
Wasserrahmenrichtlinie - und
ebenso, wenn bei der Fernable-
sung von Wasseruhren punktge-
nau die Zählerstände erfasst und
dem richtigen Kundenkonto zu-
geordnet werden. Eine lei-
stungsfähige Investitions- und

Organisationsplanung der Was-
server- und Abwasserentsor-
gungsunternehmen ist ohne di-
gitale Medien längst nicht mehr
vorstellbar. 

In der Wasserversorgung
überwachen und steuern Rech-
ner die gesamte Wertschöp-
fungskette. Angefangen beim
Grundwassermonitoring mit
quantitativer und qualitativer
Zustandserfassung durchdringt
Datentechnik über die Prozess-
steuerung in Aufbereitungsanla-
gen sowie über die Kontrolle
der Leitungsnetze und Vertei-
lungsströme bis zur Abrech-
nung mit dem Kunden und der
Organisation einer serviceorien-
tierten Unternehmensführung
alle Betriebsbereiche. 

Komplexes Design

Gleiches gilt für die Samm-
lung und Reinigung der Abwäs-
ser. Bildverarbeitende Systeme
ermöglichen eine effiziente Ar-
chivierung und Auswertung je-
ner Informationsfülle, die In-
spektionskameras in endlosen
Kanalnetzen zusammen tragen.
Ein wirksames und zugleich
wirtschaftliches Erhaltungsma-
nagement ist anders nicht mehr
denkbar. Ebensowenig kann das
komplexe Verfahrensdesign ei-
ner modernen Kläranlage ohne
computergesteuerte Prozessleit-
technik realisiert werden. Selbst
bis in die letzten Verästelungen
der Klärschlamm-Entsorgungs-
pfade - etwa zum Zweck der
Mengenallokation - lässt sich
die Bedeutung der Informati-
onstechnik weiter verfolgen. 

Programmkomponenten

Auch in der Industrie, die im-
mer diffizilere Kreislaufsysteme
für Reinigungs- und Prozess-
wässer in ihre Betriebsabläufe
integriert, gewährleisten Pro-
grammkomponenten die kor-
rekte Funktion. Und Betreiber
großer Regenwassernutzungs-
anlagen sowie ausgedehnter 
Bewässerungssysteme stehen
gleichfalls auf den Kundenli-
sten wasserwirtschaftlich orien-
tierter Softwareschmieden. 

Integrales Instrumentarium

In den hoch technisierten In-
dustrienationen ist Datentech-
nik längst zum integralen In-
strumentarium für all jene ge-
worden, die mit Wasser zu tun
haben. Als Kernvorteile ergeben
sich daraus ein nachhalti-geres
Ressourcenmanagement, höhe-
re Wirtschaftlichkeit und eine
leistungsfähigere Kunden-
orientierung. Mitarbeiter was-
sertechnischer Anlagen schät-
zen es als Vorteil internetba-
sierter Leit- und Fernüberwa-
chungssysteme, ihren Bereit-
schaftsdienst am heimischen PC
absolvieren zu können. Dort,
wo Wasser knapp ist und folg-
lich die Nutzungsinteressen 
von Bevölkerung, Landwirt-
schaft und Industrie in Konkur-
renz zueinander treten, liegen
heute die wesentlichen Ent-
wicklungspotenziale. Die Erde
hat genug Wasser für alle. Des-
sen gerechte Verteilung ist al-
lein eine Frage der klugen Be-
wirtschaftung. IT-Produkte kön-
nen dabei helfen.

Mehr Aussteller

Auf der Weltmesse zeigen
mehr Aussteller als je zuvor in-
novative Technologien. Insge-
samt präsentieren sich 2.135
Aussteller (2002: 2.039 Fir-
men) aus 35 Ländern auf der
IFAT in München. Die interna-
tionale Ausstellerbeteiligung
wächst um über 20 Prozent.
Die 14. Internationale Fach-
messe für Wasser, Abwasser,
Abfall und Recycling, spiegelt
damit die hervorragende Rolle
neuester Umwelttechnologien
bei wachsender Globalisierung
wieder. DK

Wasserversorgung:

Verbleib in kommunaler Hand!
Einer völligen Freigabe des Wassermarktes (Liberalisie-
rung) erteilte Umweltminister Werner Schnappauf erneut
eine klare Absage. „Wasser ist keine Ware wie jede andere,
sondern unser wichtigstes Lebensmittel. Die Aufgabe Was-
serversorgung muss in kommunaler Hand und öffentli-
cher Verantwortung bleiben. Es ist bewiesen, dass unser
System bisher schon eine flächendeckende Versorgung in
hoher Qualität mit bundesweit günstigen Preisen sicher-
stellt“, betonte der Minister in Wildbad Kreuth beim ge-
meinsamen Workshop der Hanns-Seidel-Stiftung und der
Konrad-Adenauer-Stiftung zu Chancen und Risiken einer
Privatisierung in der Wasserwirtschaft.

„Eine Liberalisierung mit völlig freiem Wettbewerb würde
dagegen hohe Risiken für Qualität und Preis mit sich bringen.
Minderwertigeres, gechlortes Einheitswasser kann nicht das
Ziel sein.“ In Betracht könnten nur wohl überlegte Privatisie-
rungen kommen, ohne dass die Kommunen die Verantwortung
der Aufgabenerfüllung aus der Hand geben. 

Bei einer Liberalisierung drohten aus Kostengründen die
Qualitätsminderung des angebotenen Trinkwassers, weniger
Vorsorge beim Grundwasserschutz, der Rückgang der ortsnahen
Versorgung, die Vernachlässigung der Instandhaltung und Netz-
erneuerung. „Die Entwicklung im Strommarkt zeigt, dass auch
bei freiem Wettbewerb die Preise nicht automatisch sinken“, be-
tonte der Minister. In England beispielweise habe die Freigabe
des Wassermarktes die Preise um 30 Prozent steigen lassen und
das bei geringen Investitionen mit der Folge, dass bis zu 30 Pro-
zent des Wassers durch undichte Leitungen versickern. Schnap-
pauf forderte die Bundesregierung auf, hier „endlich Flagge zu
zeigen“ und sich nachdrücklich gegen eine Freigabe des Mark-
tes einzusetzen. Die EU-Kommission strebt dies an.

Statt dessen könnte im Einzelfall die Privatisierung der Was-
serversorgung durchaus Chancen für die Weiterentwicklung
bieten. Das bedeutet, die Kommunen können sich bei Einrich-
tung oder Durchführung der Wasserversorgung ganz oder teil-
weise Privater bedienen, die Aufgabe bleibt aber in kommu-
naler Hand. Schnappauf: „Entscheidend ist, dass die Kommu-
nen sorgfältig die Situation prüfen und mit Augenmaß planen.
Nicht jede Privatisierung bringt auf Dauer Vorteile. Ganz aus
den Augen lassen, sollten aber die Kommunen diese Möglich-
keit nicht. Die Entscheidung über Art und Umfang einer Pri-
vatisierung muss aber in jedem Fall bei den Kommunen blei-
ben.“ Schnappauf appellierte an die Kommunen, die Moderni-
sierung aktiv voranzutreiben. „Wichtig sind neben mehr Zu-
sammenarbeit der Wasserversorgungsunternehmen mehr Ko-
steneffizienz, technischer Fortschritt und vor allem das Lernen
von den Besten“, ergänzte der Minister. ?
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Das Legionellenproblem
wird unterschätzt

Schutz bietet der Einsatz von Chlordioxid in Schwimmbädern 
und öffentlichen Einrichtungen

Noch immer wird das Legionellenproblem in Schwimmbädern
und Wasserleitungen unterschätzt. Eine Studie des Deutschen
Verbandes unabhängiger Prüfungslaboratorien (VUP) kommt
zu dem alarmierenden Ergebnis, dass ein Drittel aller unter-
suchten Wasserproben mit Legionellen befallen waren. Die Bak-
terien verbreiten sich hauptsächlich in Schwimmbädern und in
den Warmwassersystemen von Krankenhäusern, Altenheimen,
Hotels, Sport- und Messehallen, Schulen und Kasernen. 

Wenn beim Einatmen von
bakterienhaltigen Aerosolen Le-
gionellen in die Lunge gelangen,
kann es zu einer Erkrankung
kommen. Obwohl es ausreichen-
de und erprobte technische Mög-
lichkeiten zur Desinfektion des
Wassers gibt, erkranken jedes
Jahr zwischen 6.000 und 10.000
Menschen an der so genannten
Legionärskrankheit, einer schwe-
ren Infektion der Lunge. 400 von
ihnen sterben.

Gefahrenquellen

Legionellen treten bevorzugt
in wasserführenden Rohren, Ar-
maturen und Klimaanlagen auf.
Sie vermehren sich besonders
schnell bei Temperaturen zwi-
schen 25 und 55 Grad und sie-
deln sich bevorzugt in Biofil-
men an. Biofilme kommen u.a.
durch schleimbildende Bakteri-
en zustande. Vor allem schwach
durchströmte Leitungssysteme,
schlecht isolierte Kaltwasser-
stränge oder so genannte „tote
Leitungen“ gelten als Gefahren-
quellen. 

Experten fordern deshalb häu-
fige Kontrollen und eine ausrei-
chende Erhitzung des Wassers.
Die Trinkwasserverordnung
schreibt deshalb eine periodische

Überprüfung aller wasserfüh-
renden Systeme in öffentlichen
Gebäuden auf Legionellen vor.
Der Betreiber jeder Wasserver-
sorgungsanlage muss darüber
hinaus nach dem Infektions-
schutzgesetz nachweisen, dass
das abgegebene Wasser der
Trinkwasserverordnung ent-
spricht und haftet auch für even-
tuelle Schäden. 

System in seiner
Gesamtheit betrachten 

In vielen Fällen wird versucht,
Legionellen durch betriebstech-
nische Maßnahmen wie thermi-
sche und chemische Desinfekti-
on, bautechnische Verände-
rungen und UV-Strahlen zu
bekämpfen. Dabei sollte man
das zu sanierende System in sei-
ner Gesamtheit betrachten und
die einzelnen Maßnahmen auf-
einander abstimmen.

Sicheres Abtöten bei 75° C

Legionellen beginnen bei
Temperaturen von über 60° C
abzusterben. Um sie sicher abzu-
töten, müssten im gesamten Sy-
stem Wassertemperaturen von
75° C erreicht werden. Doch
scheitert die thermische Desin-

fektion oft an baulichen Gege-
benheiten und die erforderliche
Temperatur wird nicht wenig-
stens drei Minuten lang an allen
Zapfstellen erreicht.

Problemzonen

Verzinkte Rohrleitungen und
hoher Kalkgehalt im Wasser stel-
len weitere Problemzonen dar.
Zudem kostet die thermische Be-
handlung viel Arbeitszeit und
Geld und unterbindet nicht die
Wiederverkeimung. Bautech-
nisch gesehen, kann man der Le-
gionellengefahr durch Stilllegen
nicht benötigter Speicher und
Stichleitungen, durch Rückbau
zu großer Warmwasserspeicher
und durch Wärmedämmung von
Leitungen begegnen. Sinnvoll ist
der Einbau einer Wasserenthär-
tungsanlage, die mineralische
Ablagerungen verhindert.

Sichere Methode

In vielen Fällen ist jedoch die
permanente Behandlung der
Kalt- und Warmwassersysteme
mit chemischen Mitteln die si-
cherste Methode. Chlordioxid
hat sehr gute bakterizide, spori-
zide und viruzide Wirkungen
und wird u.a. für die Desinfekti-
on von neu verlegten Rohrlei-
tungen sowie zur Desinfektion
von Brunnen und Filtern einge-
setzt. Es hat gegenüber Chlor
den Vorteil, dass keine Trihalo-
genmethane, Chlorphenole oder
Chloramine entstehen. Die
Keimtötung ist im pH-Bereich

von 6 bis 9 nahezu konstant. 
Chlordioxid ist im Wasser sehr

beständig, baut Biofilme ab und
verhindert deren Neubildung.
Wallace & Tiernan entwickelte
Chlordioxidanlagen, die Legio-
nellen durch eine kontinuierliche
Desinfektion sicher abtöten und
die Werte der Trinkwasserver-
ordnung einhalten. Die Anlagen
dosieren Chlordioxid direkt pro-
portional zum Wasserverbrauch.
Die gesetzlich zugelassene Men-
ge von 0,4 ppm kann dabei
durch kontinuierliche Messun-
gen direkt überwacht werden.
Erfahrungen zeigen, dass die
einmal eingestellte Eingangs-
konzentration im Laufe der Zeit
vermindert werden kann, da sich
der Biofilm reduziert und die
Zehrung von Chlordioxid redu-
ziert wird. 

Ideale Brutstätten

In Schwimmbädern gelten
die Aktivkohleschichten im
Filter als ideale Brutstätten
von Legionellen. Insbesondere
gegen vorhandene Biofilme im
Filter ist mit Desinfektionsmit-
teln wie Chlor oder Ozon
nichts auszurichten. Auch hier
kann Chlordioxid eingesetzt
werden. Es ist aufgrund seiner
besonderen Eigenschaften so-
wohl als Desinfektions- als
auch als Oxidationsmittel ge-
eignet. Chlordioxid löst un-
ter anderem die schützende
Schleimhülle bzw. Amöben,
welche oftmals Bakterien oder
Viren umgeben, ab. Erst dann
ist es möglich, Krankheits-

Dosierung von 0,2 g/m³
Chlordioxid

Preis bei Erzeugung aus
Salzsäure- und Natrium-
chloritlösung vor Ort

Verbrauch ClO2 für
5 m³/h

1 g/h

0,16 Euro/h

Verbrauch ClO2 für
120 m³/d

24 g/d

3,86 Euro/d

Verbrauch ClO2 für
43800 m³/a 

8,76 kg/a

1.410.- Euro/a

erreger abzutöten oder zu inak-
tivieren. 

Hohe Wirtschaftlichkeit

Chlordioxid entfaltet seine
Wirkung pH-Wert-unabhängig.
Dies bedeutet, dass es keine Rol-
le spielt, ob Bakterien oder Viren
von saurem oder alkalischem

Milieu umgeben sind. Zusätz-
lich bewirkt Chlordioxid eine
Reduktion der AOX-Werte im
Rückspülwasser. Der Einsatz
wirkt sich zudem positiv auf die
Wirtschaftlichkeit aus: Durch
eine Verlängerung der Fil-
terrückspülintervalle werden
Frischwasser und Energie ein-
gespart. ?

Kosten zur Bereitung von Chlordioxid vor Ort 
Laut Trinkwasserverordnung und dem neuen DVGW-Arbeitsblatt 290 wird ausdrücklich dar-
auf hingewiesen, dass Chlordioxid, das zur Desinfektion von Trinkwasser verwendet wird, vor
Ort herzustellen ist.

Vergleich in Bezug auf verschiedene Wasserverbrauchszahlen:

Kosten für 9% ige Salzsäure und 7,5% ige Natriumchloritlösung wurden mit 2,05 Euro/kg Lösung
kalkuliert. Bei der Erzeugung vor Ort liegen die Anlagekosten je nach Ausführung und Verhält-
nissen vor Ort inkl. Einbau zwischen 10 und 18 TEuro.

Großräumige Studie über Grundwasservorräte:

Tertiärgrundwasser im 
Raum Augsburg

Tiefengrundwasser muss besonders sorgsam bewirtschaftet
und als eiserne Reserve für nachfolgende Generationen be-
wahrt werden. Im Raum Augsburg und angrenzenden Gebie-
ten werden bis zu 1470 Liter pro Sekunde entnommen, wes-
halb die Gefahr einer Übernutzung gegeben ist. Grund genug,
erstmals das Tiefengrundwasser nun in einer Studie großräu-
mig und umfassend zu untersuchen.

Ziel der Studie war die Ermitt-
lung der Grundwasservorräte im
Tiefengrundwasser, seine Neu-
bildung und eine Gesamtschau
über dessen gegenwärtige Nut-
zungen. Daraus werden Erkennt-
nisse gewonnen für den künfti-
gen Umgang mit dem Tiefen-
grundwasser, um es als Trink-
wasserspeicher für künftige Ge-
nerationen zu erhalten.

Die Studie wurde vom Büro
Hydro Consult in Augsburg er-
stellt, die fachliche Betreuung
vom Wasserwirtschaftsamt Do-
nauwörth und dem Landesamt
für Wasserwirtschaft wahrge-
nommen. Beteiligt war auch die
Regierung von Schwaben. Das
Untersuchungsgebiet wurde ab-
gegrenzt nach der Grundwasser-
strömung und reicht etwa von
Dillingen bis Neuburg im Nor-
den und von Bad Wörishofen bis
Fürstenfeldbruck im Süden.

Wesentliches Ergebnis

Als wesentliches Ergebnis
der Untersuchung ist festzuhal-
ten, dass in dem rund 4150 km2

großen Bilanzraum das natür-
liche Grundwasserangebot des
zweiten Hauptgrundwasser-
stockwerkes zu 98 Prozent durch
bestehende Wasserrechte verge-
ben ist. Dieses Grundwasser ist
grundsätzlich älter als ca. 50 Jah-
re. Große Anteile davon sind so-
gar mehrere tausend Jahre alt.
Die Neubildung des Tiefen-
grundwassers aus dem Nieder-

schlag geht folglich nur sehr
langsam und in geringer Menge
vor sich. Der Entnahmemenge
von 1470 Litern steht eine
Grundwasser-Neubildungsrate
von im Durchschnitt nur etwa
0,4 l/s pro km2 gegenüber.

Bewährten Weg fortsetzen

Entsprechend altes Grundwas-
ser wird in den Flusstälern, in de-
nen das Tiefengrundwasser auf-
steigt, zum Teil in weniger als 30
bis 50 Metern Tiefe angetroffen.
Im Bereich der Höhenzüge des
Tertiärhügellandes ist dies je
nach örtlichen geologischen Ver-
hältnissen erst in etwa 50 bis 100
Metern Tiefe der Fall. Im ober-
flächennahen Grundwasser da-
gegen beträgt die Grundwasser-
Neubildung ein Vielfaches des
tieferen und es erfolgt ein ra-
scher Grundwasserumsatz inner-
halb weniger Jahre oder Jahr-
zehnte. Die Studie zeigt, dass der
seit Beginn der neunziger Jahre
verfolgte Weg der Reduzierung
von Tiefengrundwasserentnah-
men weiter fortzusetzen ist.

Die Untersuchung bildet die
Grundlage für die notwendige
nachhaltige Bewirtschaftung des
Tiefengrundwassers im Groß-
raum Augsburg. Es wurde ein für
die räumliche Abgrenzung von
Tiefengrundwasser plausibles
Modell erarbeitet, das sich auch in
der Praxis anwenden lässt.

Es können grundsätzliche Al-
ternativen zur Tiefengrundwas-

sernutzung aufgezeigt werden.
Dazu bietet sich örtlich die Er-
schließung des ersten Haupt-
grundwasserstockwerkes im
Tertiär an. Die überwiegenden
Wassermengen des künftigen
Bedarfs sind jedoch aus den
quartären Schottern, insbesonde-
re des Lechtales, zu gewinnen.

Der Schutz der oberflächenna-
hen Grundwasservorkommen -
insbesondere in den Bereichen
der quartären Flusstäler, in denen
konkurrierende Nutzungen noch
nicht überwiegen - durch wirksa-
me Wasserschutzgebiete oder
Vorrang-/Vorbehaltsgebiete für
die Sicherung der öffentlichen
Wasserversorgung erhält für den
Großraum Augsburg zusätzliche
Bedeutung.

Trinkwasserversorgung

Die Studie dient der Bewer-
tung der Trinkwasserversorgung
der Region insgesamt. Für die
zweifellos gegenüber Schadstoff-
eintrag empfindlicheren ober-
flächennahen Grundwässer der
öffentlichen Wasserversorgung
ist ein ausreichender Vorrat an
tieferen Grundwässern bereitzu-
halten, auf den im Bedarfs-
fall (Verschmutzung des ober-
flächennahen Grundwassers) zu-
rückgegriffen werden kann. So-
mit ist eine Bevorratung des Tie-
fengrundwassers zugunsten der
öffentlichen Wasserversorgung
notwendig. Nutzungen mit ge-
werblichem Hintergrund, wie 
z. B. die Gewinnung von großen
Mengen „Mineralwasser“ müs-
sen dabei zurückstehen. Entspre-
chende Bilanzierungen des Ter-
tiärgrundwassers sollten auch für
benachbarte Gebiete durchge-
führt werden. DK

Neues Chemikalienrecht:

Für mehr Gesundheits- 
und Umweltschutz 

Auch die Bundesregierung muss sich für eine Nachbesserung
der von der EU geplanten Chemikalienverordnung (REACH)
einsetzen. Dazu hat Umwelt-, Gesundheits- und Verbraucher-
schutzstaatssekretärin Emilia Müller die Bundesregierung
aufgerufen. „Die Kommission hat signalisiert, bei der geplan-
ten Regelung die Ergebnisse neuer Folgenabschätzungen zu
berücksichtigen. Jetzt ist es höchste Zeit für den Bund, in Brüs-
sel tätig zu werden“, forderte Müller bei einer Veranstaltung
der IHK in Bayreuth zu REACH.

„Es ist kontraproduktiv, wenn
der Bund durch Streitigkeiten
mit Verbänden versucht, auf
dem Rücken der Verbraucher
größere gegen kleinere Unter-
nehmen auszuspielen und das
Wesentliche aus den Augen ver-
liert, nämlich einen sicheren
Umgang mit Chemikalien, eine
schnelle Datengewinnung und
die Weitergabe aller wichtigen
Informationen. Für mehr Um-
welt- und Gesundheitsschutz
brauchen wir praktikable Rege-
lungen, die zügig zum Ziel
führen“, betonte die Staatsse-
kretärin. 

Stoffliche Registrierung

Entscheidend für die Regi-
strierung eines Stoffes müsse
dessen mögliches Risiko für
Umwelt und Gesundheit sein
und nicht allein die produzierte
oder importierte Menge eines
Stoffes. Auch seien die Regi-

strierungsanforderungen zu ver-
einfachen und der Know-how-
Schutz zu verbessern, so die
Staatssekretärin. 

Gefahren identifizieren

Durch die systematische Er-
fassung risikobezogener Daten
von Chemikalien sollen langfri-
stig bisher möglicherweise un-
bekannte Gefahrenpotenziale
frühzeitig identifiziert werden.

Im Interesse eines effektiven
Umwelt- und Verbraucher-
schutzes ist es Müller zufolge
zu begrüßen, dass Brüssel das
europäische Chemikalienrecht
vereinheitlichen und rund
30.000 Chemikalien systema-
tisch erfassen und bewerten
will. „Der Verordnungsvor-
schlag mit weit mehr als 1.000
Seiten ist jedoch immer noch
ein bürokratisches Monstrum
und in der Praxis kaum hand-
habbar“, so die Staatssekretärin.

Auch kleine und mittlere Unter-
nehmen müssen die Chance ha-
ben, die rechtlichen Regelungen
mit vertretbarem finanziellem
Aufwand und sicher umsetzen
zu können. Müller: „Entschei-
dend ist für uns, dass ein Mehr-
wert für die Gesundheit und für
die Umwelt geschaffen wird,
ohne dabei Arbeitsplätze zu ver-
nichten und Betriebsgeheimnis-
se preiszugeben“.

Pilot-Studie

Bayern hatte die konkreten
Auswirkungen des REACH-
Vorschlags bereits in einer Pi-
lot-Studie untersucht. Weniger
Aufwand für die Registrierung
von Stoffen, das konkrete Risi-
kopotential als Kriterium für die
Datenerhebung bei REACH,
die Verringerung von Wettbe-
werbsnachteilen für EU-Unter-
nehmen gegenüber Nicht-EU-
Unternehmen und ein sinnvoller
Schutz von Geschäftsgeheim-
nissen sind das Ziel des bayeri-
schen Engagements im Rahmen
des Gesetzgebungsverfahrens.
„Dafür muss sich auch die Bun-
desregierung einsetzen“, beton-
te Müller. 

Weitere Infos unter http://
www.arbeitsschutz.bayern.de   ?

Naturbad-Modellprojekt
in der Oberpfalz

Mit dem Stamsrieder Modellprojekt werde Bayern um ein
umwelt- und naturfreundliches Badeparadies reicher, beton-
te Umwelt-Staatssekretärin Emilia Müller beim Spatenstich
zur Errichtung eines Naturbads im historischen Schlosspark.

Müller: „Ziel des vom Umweltministerium und der EU geför-
derten Modellprojekts ist, die gewonnenen Erkenntnisse allen Ge-
meinden zur Verfügung zu stellen, die ebenfalls am Umbau ei-
nes herkömmlichen Freibads in ein Naturbad interessiert sind.“
Stamsried könne mit Zuschüssen von rund 180.000 Euro aus Lan-
desmitteln und rund 365.000 Euro aus Mitteln der EU rechnen.

Nach den Worten Müllers habe ein Naturbad gegenüber ei-
nem herkömmlichen Freibad viele Vorteile: Zum einen sind es
ökonomische Aspekte wie geringere Baukosten, geringerer En-
ergieverbrauch, geringerer Trink- bzw. Frischwasserverbrauch
durch Kreislaufführung des Badewassers und geringere War-
tungskosten. Zum anderen schlagen auch ökologische Aspekte
zu Buche: Das ganzjährig nutzbare Gewässer wird im Sommer
als Naturbad, im Winter zum Eisstockschießen und in der Über-
gangszeit als eine Art Feuchtbiotop genutzt. Darüber hinaus-
könne gerade die chemielose Wasserreinigung ein zusätzlicher
touristischer Besucheranreiz sein. So werde auf Wasseraufbe-
reitungstechniken mit Chlor, Ozon oder UV-Strahlen ebenso
verzichtet wie auf Fungizide. Das Badewasser wird in einen
nachgeschalteten Regenerationsteich geleitet, wo der Abbau der
Keime und Schadstoffe allein durch die Bakterien im Wurzel-
werk der Wasserpflanzen erfolgt. Das so gereinigte Wasser
wird im Kreislauf in das Badebecken zurückgeleitet. ?
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Off Road Award:

Mercedes-Benz Unimog ist
Geländewagen des Jahres 2005

Mercedes G belegt zweiten Platz in der Kategorie „Klassiker“

Bereits zum zweiten Mal ist der Unimog von den Lesern der
Zeitschrift Off Road zum besten Geländewagen des Jahres in
der Kategorie „Sonderfahrzeuge“ gekürt worden. Die Aus-
zeichnung „Geländewagen des Jahres 2005“ erfolgte auf
Grund der in der Oktober-Ausgabe des traditionsreichen
Münchner Allrad-Magazins in insgesamt sieben Kategorien
zur Wahl gestellten geländetauglichen Fahrzeuge. Am 14. De-
zember 2004 hat die Preisverleihung mit den gläsernen OFF
ROAD-Obelisken auf dem Gelände des Alten Güterbahnhofs
in Düsseldorf stattgefunden.

Rund 5000 Leser haben aus
den 67 ausgeschriebenen Fahr-
zeugen die Sieger gewählt, wo-
bei Mercedes-Benz-Fahrzeuge
gleich zweimal ganz vorn zu fin-
den waren: Der Unimog U 3000
belegt bei den „Sonderfahrzeu-
gen“ mit überragenden 64 Pro-
zent der Leserstimmen den er-
sten Platz, der Mercedes G
konnte in der Kategorie „Gelän-
dewagen-Klassiker“ mit 33,2

Prozent der abgegebenen Stim-
men den zweiten Platz für sich
verbuchen. 

Gewählt wurde in den Katego-
rien „Geländewagen“, „Luxus-
Geländewagen“, „Sports Utility
Vehicles (SUV)“, „Luxus-SU’s“,
„Klassiker“, Pick-ups“ und „Son-
derfahrzeuge“. 

Bei den Sonderfahrzeugen -
geländegängige Fahrzeuge, die
zum Transport von Lasten und

Gütern in entlegene Gebiete
bzw. als Basis für Sonderaufbau-
ten wie Feuerwehr-, Expediti-
ons-, Militärfahrzeuge dienen,
hatte eindeutig der U 3000 die
Nase vorn. Gelobt wurden vor
allem seine charakteristischen
Produktmerkmale wie das Kon-
zept überragender Geländegän-
gigkeit mit Portalachsen und
enormer Verwindungsfähigkeit
in Kombination mit höchster
Robustheit und Solidität. Oder
mit den Worten der Redaktion
bei der Preisverleihung ausge-
drückt: „Überzeugender kann ei-
ne Wahl nicht ausfallen, denn
von diesem geländegängigsten
Fahrzeug der Welt träumt jeder
Off-Roader“. Bereits im Jahr
1994 wurde der Unimog schon
einmal zum Geländewagen des

Jahres gewählt - damals in Ge-
stalt des U 90 „Funmog“, einer
Kombination aus Stadt-, Frei-
zeit-, Gelände- und Nutzfahr-
zeug. 

Die seit Herbst 2002 am neuen
Unimog-Produktionsstandort in
Wörth produzierte hochgelän-
degängige Unimog-Produktlinie
U 3000 bis U 5000 ist für
schwierige Einsätze im Gelände
abseits aller Straßen und Wege
prädestiniert. 

Dank ihrer überragenden
Geländegängigkeit ist diese Pro-
duktlinie für Einsätze in schwer-
stem Gelände oder im Dienste
der internationalen Sicherheit
prädestiniert. Ihre Haupt-Ein-
satzgebiete finden sich bei der
Feuerwehr - insbesondere bei
der Waldbrand-Bekämpfung -,
im Katastrophenschutz, als Ba-
sis-Fahrgestell für Expeditions-
fahrzeuge sowie bei Service-
und Wartungsarbeiten an schwer
zugänglichen Orten. Damit sind
die Unimog-Typen U 3000, U
4000 und U 5000 die ideale Er-
gänzung zu den Fahrzeugen der
im Frühjahr 2000 vorgestellten
Unimog-Produktlinie U 300 bis
U 500, die als geländegängige

Geräteträger hauptsächlich im
Arbeitseinsatz bei Einrichtungen
des Öffentlichen Dienstes, bei
kommunalen Lohnunternehmen,
in der Bau- und Energiewirt-
schaft sowie im innerbetriebli-
chen Transport anzutreffen sind. 

In der Kategorie „Klassiker“
sind Geländewagen zusammen-
gefasst, die sich über viele Jahre
allen modischen Trends zum
Trotz treu geblieben sind. Der

Mercedes G hat dort den zweiten
Platz belegt mit der Begründung,
er sei „nach 26 Jahren Bauzeit
wilder denn je“. Sein Charme sei
immer noch ungebrochen, denn
konzeptionell habe sich sein
überlegenes Konzept mit perma-
nentem Allradantrieb in all den
Jahren nur unwesentlich verän-
dert, obwohl sich seine inneren
Werte permanent weiterent-
wickelt hätten. ?

Auszeichnung mit dem OFF ROAD AWARD 2005: Mercedes-
Benz Unimog ist zum Geländewagen des Jahres gewählt worden. 
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„Wir stellen uns mit breiter Brust
den neuen Herausforderungen!“ 

Mitgliederversammlung der VdAW-Fachgruppe Landwirtschaftliche
Lohnunternehmer Bayern in Manching

Rund 50 Lohnunternehmer konnte der Vorsitzende der VdAW
Fachgruppe Landwirtschaftliche Lohnunternehmer, Georg
Schmid-Maier, in Manching begrüßen. Manfred Pusch vom
bayerischen Staatsministerium für Landwirtschaft in Mün-
chen und Dr. Jürgen Heinrich von der Martin Luther-Univer-
sität in Halle informierten über die EU-Agrarreform sowie die
Auswirkungen der EU-Osterweiterung. Der VdAW stellte das
neue Zertifizierungssystem „Deutsches Agrar-Service Zertifi-
kat (DASZ) für überbetriebliche Dienstleistungen vor. 

Georg Schmid-Maier betonte
in seinem Branchenbericht, dass
die Erntearbeiten in der abgelau-
fenen Saison dank der großen
Schlagkraft und Zuverlässigkeit
durch die Lohnunternehmer gut
erledigt werden konnten. „Nach
wie vor ist aber in unserer Bran-
che mit der Investition in mo-
dernste Technik auch ein großes
Risiko vorhanden. Viel Kapital,
das meist fremd finanziert ist, ist
in Maschinen gebunden. Diese
kommen nur an wenigen Tagen
zum Einsatz“, führte Schmid-
Maier aus. 

Heftige Kritik äußerte der
Vorsitzende an den Ausnahme-
genehmigungen für überbreite
Arbeitsmaschinen, wenn diese
auf öffentlichen Straßen umge-
setzt werden müssen. In Hin-
blick auf die Regelungen im be-
nachbarten Baden-Württem-
berg, wo Sammelgenehmigun-
gen und erleichterte Auflagen in
Aussicht gestellt werden, for-
derte Schmid-Maier nun auch
das bayerische Innenministeri-
um auf, diese Regelungen zur
bevorstehenden Saison anzu-
wenden.

Ministerialrat Manfred Pusch
vom bayerischen Landwirt-
schaftsministerium betrachtete
vor dem Hintergrund einiger
Strukturdaten des Freistaats vor
allem die Mechanisierungsko-
sten als zu hoch an. Angesichts
eines Bilanzwertes von über
1200 Euro je ha LF, der weit
über dem bundesdeutschen
Durchschnittswert von 850 Eu-
ro je ha LF liege, müsse erstes
Ziel die Kostensenkung sein.
„Wir haben Überzeugungsar-
beit zu leisten, um hier die
Dienstleistung der Lohnunter-
nehmer als Kostensenker anzu-
bieten,“ meinte Pusch.

Maschinenringe

Zur Förderung der Maschi-
nenringe in Bayern gab Pusch
zu bedenken, dass diese Förde-
rung lediglich mit Zusatzaufla-
gen genehmigt worden sei. In
einem EU-Prüfverfahren sei
festgelegt worden, dass die För-
dergelder den Landwirten zu
Gute kommen müssen sowie ei-
ne klare Trennung zwischen
Maschinenring und gewerbli-
cher Tochter herrschen müsse.
Für 2006 werde ein maximaler
Förderbetrag für die bayerischen

Maschinenringe von 3,2 Mio Eu-
ro vorgesehen.

Dr. Jürgen Heinrich von der
Martin-Luther-Universität in
Halle berichtete von den Aus-
wirkungen der EU-Osterweite-
rung auf Landwirtschaft und
Lohnunternehmer. Durch die
Erweiterung des Wirtschafts-
raumes würde die Nachfrage
nach Lebensmitteln zunehmen.
Auf der anderen Seite sei die
Kaufkraft in Osteuropa noch
nicht auf dem westlichen Ni-
veau. Auch sei zu erwarten,
dass Importe in die alten EU-
Länder drücken würden. Da in
den landwirtschaftlichen Betrie-
ben allein die Personal und Ma-
schinenkosten schon rund 50
Prozent ausmachten, sieht der
Wissenschaftler hier die Bedeu-
tung der Dienstleister. Die ma-
ximalen Kosten bei Mähdrusch-
früchten sieht Dr. Heinrich bei
350 Euro/ha. 

Zertifizierung

Das Deutsche Agrar-Service-
Zertifikat (DASZ) stellt künftig
bundesweit die einzige Mög-
lichkeit dar, Dienstleistungen im
überbetrieblichen Bereich zu zer-
tifizieren. Der Dienstleistungs-
standard sowie das davon abge-
leitete Handbuch wurden vom
Initiator VdAW vorgestellt. Zer-
tifizierte Lohnunternehmer ver-
pflichten sich zukünftig, Vorga-
ben im Bereich Umweltschutz,
Unfallverhütung, Dokumentati-
on und Lebensmittelhygiene ein-
zuhalten. ?

Schaidinger zur Luftqualität in den Städten:

Wir haben den Dreck, aber
uns sind die Hände gebunden

Der Vorsitzende des Bayerischen Städtetags, Oberbürger-
meister Hans Schaidinger, fordert Bund und Land auf, end-
lich wirkungsvolle rechtliche Instrumentarien zu schaffen,
um die Bürger vor Feinstäuben schützen können. Er fordert
außerdem, die Öffentlichkeit ausführlich über die Situation
und ihre Hintergründe zu informieren. 

Schaidinger: „Es ist unverantwortlich, die Städte an den Pran-
ger zu stellen, ohne ihren Handlungsspielraum konkret zu be-
nennen und ihnen ein wirksames Instrumentarium zur Bekämp-
fung der Luftverschmutzung zu geben“. Schaidinger stellt
außerdem klar, dass der weitaus größte Teil der Feinstaubbela-
stung überregional verursacht und transportiert werde. Der An-
teil des lokalen Verkehrs liege z. B. in Regensburg bei nur 3 Pro-
zent. Zugleich drängte der Städtetagschef darauf, dass nicht nur
die Symptome, sondern vor allen Dingen die Ursachen der Luft-
verschmutzung angegangen werden. Er forderte den Bund auf,
endlich dafür zu sorgen, dass alle neuen Dieselfahrzeuge mit
Filtern ausgestattet werden und über steuerliche Anreize die
Nachrüstung von Altfahrzeugen begünstigt wird. 

An die Länder, insbesondere auch an den bayerischen Fi-
nanzminister appellierte Schaidinger, die bisherige Blockade-
haltung im Bundesrat aufzugeben und einer entsprechenden Än-
derung der Kraftfahrzeugsteuer zuzustimmen. Schaidinger:
„Die Gesundheit unserer Bürger muss uns doch mehr wert sein,
als kurzfristige haushaltspolitische Überlegungen“. Der Städte-
tagsvorsitzende forderte Bund und Land auf, die Rechtsgrund-
lagen dafür zu schaffen, dass die Kommunen innerstädtische
Fahrverbote für Dieselfahrzeuge mit hohem Schadstoffausstoß
aussprechen können. So kann erreicht werden, dass die Schad-
stoffbelastungen in den Städten geringer werden. 

Keinen Sinn sieht der Vorsitzende des Städtetags darin, Fahrver-
bote für bestimmte Straßen in den Innenstädten auszusprechen.
Schaidinger: „Damit werden die Probleme nur in andere Wohn-
quartiere verlagert“. Für wenig erfolgversprechend hält Schaidin-
ger auch die Einführung einer sog. City-Maut. Sie ist seiner Auf-
fassung nach umweltpolitisch untauglich, weil sie nicht zwischen
„sauberen Autos“ und „Dreckschleudern“ unterscheidet.

Nach den seit 1. Januar geltenden EU-Richtlinien zur Luft-
qualität darf der maßgebliche Grenzwert von 50 Mikrogramm
Feinstaub pro Kubikmeter Luft an höchstens 35 Tagen im Jahr
überschritten werden. Eine Reihe bayerischer Städte läuft Ge-
fahr, diese Grenzwerte demnächst zu erreichen. In München
wurde bereits an 34 Tagen der Richtwert von 50 Mikrogramm
Feinstaub pro Kubikmeter Luft überschritten. In den Städten
Augsburg, Neu-Ulm, Ansbach und Passau wurden bereits über
20 Überschreitungstage gezählt. Noch knapp darunter liegen die
Städte Nürnberg, Bayreuth, Ingolstadt, Landshut, Regensburg
und Lindau. ?

High-Tech für die
Abfallwirtschaft

Entsorgungswirtschaft auf der IFAT: 
Differenzierter Service mit leistungsstarker Technik

Anspruchsvolle Standards charakterisieren die Abfallwirt-
schaft in Deutschland und anderen Ländern der EU. Rechtli-
che Vorgaben und deren organisatorische Ausgestaltung bei
den Unternehmen der Entsorgungswirtschaft sowie der Ein-
satz effizienter Technologien verbinden Entsorgungssicherheit
mit Preiswürdigkeit und Umweltschutz. 

Dem Gebot „Vermeidung vor
Verwertung vor Entsorgung“ fol-
gend, hat sich in weiten Berei-
chen der Güterproduktion die
Abfallvermeidung als Teil der
Herstellerverantwortung etab-
liert. Auf der IFAT 2005 stellen
sich die Dienstleistungsunter-
nehmen und Anlagenbauer der
Entsorgungsbranche sowie die
Hersteller von Sammelfahrzeu-
gen und Erfassungssystemen
dem kritischen Vergleich durch
das Fachpublikum. 

Beispiel Deutschland: Die Ab-
fallstatistik zeigt für die Jahre
1996 bis 2000 ein nahezu kon-
stantes Abfallaufkommen, das in
dieser Zeitspanne von 391 Mil-
lionen Tonnen um geringfügige
3,5 Prozent auf 405 Millionen
Tonnen angestiegen ist. Den
Löwenanteil daran haben Bau-
schutt, Bodenaushub, Straßen-
aufbruch und Baustellenabfälle
mit 62 Prozent (Daten: Umwelt-
bundesamt). 

Weit ab folgen Abraummateri-
al aus dem Bergbau (12 Pro-
zent), Abfälle des produzieren-
den Gewerbes (11 Prozent),
Siedlungsabfälle (11 Prozent)
und Sonderabfälle (4 Prozent).
Die Menge der Siedlungsabfälle,
die neben verwertbaren Fraktio-
nen wie Bioabfall, Papier, Pap-
pe, Glas, Metallen und Kunst-
stoffen auch den Rest- und
Sperrmüll aus Haushalten und

Gewerbe umfassen, blieb im be-
trachteten Zeitraum fast unverän-
dert. Sie lag mit engen Schwan-
kungsbreiten im Bereich um 45
Millionen Tonnen pro Jahr. Wenn-
gleich die Recyclingquote bei den
Siedlungsabfällen kontinuierlich
gestiegen und der zu entsorgende
Hausmüllanteil entsprechend ge-
sunken ist, türmte sich dieser in
2000 dennoch zu einem Berg von
11,3 Millionen Tonnen (1996:
19,9). Für dessen Entsorgung ste-
hen hierzulande 61 thermische
und 28 mechanisch-biologische
Behandlungsanlagen sowie 358
Hausmülldeponien bereit.

Europäische Standards

Auf der Grundlage europäi-
scher Abfallpolitik und entspre-
chender nationaler Rechtsvor-
schriften steht in Deutschland
die Schließung einer Vielzahl
von Altdeponien an, die heutigen
Anforderungen nicht mehr genü-
gen. Im Kerngebiet der EU
agiert die Entsorgungswirtschaft
nahe am Stand der Technik. Da-
gegen besteht insbesondere bei
den ost- und südosteuropäischen
Mitgliedern noch erheblicher
Nachholbedarf. Die Notwendig-
keit, europäische Standards in
nationales Recht umzusetzen,
wird aus diesen Ländern viele
aufmerksame Besucher zur IFAT
führen. ?

Überwachung von Ver- und Entsorgungsnetzen:

Einsparpotenziale bei der
Betriebsführung 

Vorkonfigurierte Leitsysteme reduzieren Aufwand für En-
gineering und Betriebsführung. Flexible Lösungen für kom -
plexe Aufgaben mit scalierbaren Leitsystemen. Fernwirk- und
Automatisierungssysteme für alle Aufgaben der Wasser- und
Abwasserwirtschaft. 

Auf der weltgrößten Messe
für Umwelt und Entsorgung,
der IFAT, stellt IDS Ettlingen
Produkte und Lösungen für die
Steuerung und Überwachung
von Ver- und Entsorgungsnet-
zen vor. 

Die Systeme unterstützen den
Anwender bei allen Aufgaben
der Wassergewinnung, -vertei-
lung und -entsorgung sowohl
bei der dezentralen Automati-
sierung als auch bei der zentra-
len Überwachung und Steue-
rung. Im Mittelpunkt stehen da-
bei Einsparpotenziale bei der
Projektierung und Betriebs-
führung und damit der wirt -
schaftliche Betrieb der Anlagen.

Leitsystem High-Vis Aqua

Mit Kooperationspartnern aus
der Schweiz und Österreich und
Anlagenbauern aus Deutsch-
land präsentiert IDS in Mün-
chen das Leitsystem High-Vis
Aqua. Mit diesem System wer-
den durch vorkonfigurierte Lö-
sungen die Aufwendungen für
Installation und Engineering auf
ein Minimum reduziert. Muster
für typische Anwendungen, wie
zum Beispiel die Bewirtschaf-
tung von Regenüberlaufbecken

oder für die Erstellung von
ATV-Protokollen, senken die
Kosten für die Projektierung
ganz erheblich.

In Verbindung mit den Fern-
wirk- und Automatisierungssy-
stemen IDS 650 und 850 bietet
IDS Komplettsysteme für alle
Aufgaben der Wasser- und Ab-
wasserwirtschaft an.

Flexible Lösungen

Für komplexe Aufgaben im
Wasser- und Abwasserbereich
zeigt IDS flexible Lösungen mit
dem Leitsystem IDS High-Leit.
Neben Funktionen für die Null-
mengenermittlung und Leck-
überwachung werden Modelle
für die Wasserbedarfsprognose
und Verfahren für die Misch-
wassersteuerung zur Verfügung
gestellt. 

Das System kann auch für die
Überwachung und Steuerung
großer Kanalnetze konfigu-
riert werden. Spezielle Optimie-
rungs- und Prognosemodule be-
stimmen das Ablaufverhalten
im Kanalnetz und erlauben es,
die einzelnen Stauräume ent-
lang eines Kanalsystems bei
Niederschlägen optimal zu be-
wirtschaften. ?

4. Bayerischer Katastrophenschutzkongress in Weiden:

Manöverkritik an
„Mangelverwaltung“ 

Manöverkritik wurde beim 4. Bayerischen Katastrophenschutz-
kongress in Weiden geübt. Unter dem Motto „Katastrophen-
schutz und Großschadensfall - volle Leistung ohne Mittel!?“ wur-
de eine düstere Bestandsaufnahme über die Leistungsfähigkeit
des Sanitäts- und Betreuungsdienstes vorgenommen. Die 130.000
bayerischen Helfer sind zwar überaus engagiert. Doch fehlt ihnen
das materielle Handwerkszeug, um bei einem Großschadenser-
eignis wirklich schnell und wirksam eingreifen zu können. 

Vor rund 700 Teilnehmern
meinte Schirmherr Wolfgang
Prinz von Bayern, „aktiver Reser-
veoffizier und als Kommandeur
eines Heimatschutzbataillons mit
dem Problem knapper Gelder
vertraut“, dass das Kongress-
Thema gut gewählt sei. Die Wei-
dener Kongresse seien auch des-
halb so erfolgreich, weil hier
„Fehlerfeststellung“ und „kon-
struktive Manöverkritik“ betrie-
ben werde. Er mahnte den „unbe-
dingten Willen aller Beteiligten
um Mängelbeseitigung“ an. 

„Finger auf die Wunde“

Auch Staatsrat Dr. Volkmar
Schön aus Hamburg, Bundes-
bereitschaftsleiter und Präsidi-
umsmitglied des Deutschen Ro-
ten Kreuzes, betonte, dass 
beim Bayerischen Katastrophen-
schutzkongress der „Finger auf
die Wunde gelegt“ werde. Er
verwies darauf, dass nach den
Terroranschlägen vom 11. Sep-
tember 2001 zwar von Bund und
Ländern „neue Strategien zum
Schutz der Bevölkerung“ verab-
schiedet wurden, es jedoch an ei-
nem „greifbaren und in ganz
Deutschland gleichartigen Ge-
samtkonzept“ mangle.

Schuld ist Rot-Grün

Staatsministerin Monika Hohl-
meier, zugleich auch Landesbe-
reitschaftsleiterin, machte ihrer-
seits den Bund für die fehlende
Ausrüstung von Sanitäts- und
Betreuungsdienst im Katastro-
phenschutz verantwortlich. Im
Hinblick auf die seit Jahren ein-
geforderte Helfergleichstellung
berichtete sie, dass sie mit Innen-
minister Günther Beckstein ge-
sprochen und ihm die Zusage ab-
gerungen habe, er wolle eine Lö-

sung finden, mit der ein erster
Meilenstein gesetzt werden kön-
ne. 

Mit der Geduld am Ende

Beim Katastrophenschutzkon-
gress wurde deutlich, dass die
Bereitschaften nicht mehr bereit
sind, sich länger an der Nase her-
umführen zu lassen. Die Verant-
wortlichen der Bereitschaften
sprechen inzwischen ganz offen
von „Mangelverwaltung“. Es
fehlt an allen Ecken und Enden -
vom Verbandspäckchen bis zu
Heizung, Feldküchen, Schutzbe-
kleidung, Dekontaminationsan-
lagen (im A-, B- oder C-Fall)
und vor allem an Fahrzeugen.

Überalterter Fuhrpark

Der Fuhrpark ist hoffnungslos
überaltert. „Wir sind mit Schrott-
Autos unterwegs“, klagen die
Helfer. „Die alten, oft schon 40
Jahre alten Autos müssen still
gelegt werden, neue werden
nicht angeschafft.“ „Zelte sind
gut. Noch schöner wäre es, wenn
wir sie auch beheizen könnten“,
sagte ein Helfer in der Diskussi-
on. Für sie ist besonders depri-
mierend, dass sich der Freistaat
aus seiner Verantwortung windet
und die nötige - per Gesetz aller-
dings nur „ergänzende“ - Unter-
stützung des Bundes als Vorlei-
stung anmahnt. „Für uns gibt’s
nur Orden, Urkunden, Schulter-
klopfen, aber kein Geld.“

Das Desaster wäre längst per-
fekt, so hieß es, wenn auf Ebene
der Kreisverbände durch Samm-
lungen und Spendenaktionen
nicht versucht würde, den Be-
trieb aufrecht zu erhalten. So
werden etwa ausrangierte Fahr-
zeuge des Rettungsdienstes an-
gekauft. DK
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Arbeitstagung der schwäbischen Landräte:

An der Seite der Bezirke
Aber: Forderung nach weiterhin striktem Sparkurs

Teilhauptschulen, Schulbau und Hartz IV weitere Themen 
Zu ihrer regelmäßigen Arbeitstagung trafen sich die schwäbi-
schen Landräte unter Leitung ihres Bezirksvorsitzenden, des
Augsburger Landrats Dr. Karl Vogele, in Fischen/Oberallgäu.
Beherrschendes Thema waren - neben der Diskussion über die
Auflösung der Teilhauptschulen in Bayern - die Kreis- und da-
mit eng verbunden die Bezirksfinanzen.

Die Landräte begrüßten die
Einsparbemühungen des Be-
zirkes im Umfang von 2 Millio-
nen Euro. Durch sie erhöht sich 
die Bezirksumlage geringer als
zunächst befürchtet. „Wir
schwäbischen Landräte stehen
zu den Bezirken“, erklärte der
Vorsitzender. Vogele forderte
aber weiterhin strikte Sparmaß-
nahmen ein.

Keine Lösung

Auch müssten die Wohl-
fahrtsverbände viel stärker als
bisher ihre Bereitschaft zu Ko-
stensenkungen einbringen, so
Landrat Vogele weiter. „Eine
Abschaffung der Bezirke kann
nur Sinn machen, wenn deren
Aufgaben zukünftig vom Staat
selbst erledigt werden. Alles an-
dere stellt lediglich eine weitere
Aufgaben- und Kostenverlage-
rung von oben nach unten dar,
gegen die wir uns mit aller
Macht wehren müssen“, brach-

te er die Stimmung seiner Land-
ratskollegen auf den Punkt. Der
Ruf nach der Auflösung der Be-
zirke sei keine Lösung, die Auf-
gaben blieben. 

Fehlende Solidarität

Einig waren sich die Landräte
in ihrer Enttäuschung über die
fehlende Solidarität unter den
bayerischen Bezirken. Gemein-
sam mit dem Bezirkstagspräsi-
denten Jürgen Reichert mahnten
sie eine grundlegende Neurege-
lung des kommunalen Finanz-
ausgleiches an. Solange sich
hier die Staatsregierung nicht
bewege, werde die anhängige
Popularklage des Bezirkes und
aller zehn schwäbischen Land-
kreise gegen die jetzige Form
dieses Ausgleichs mit Nach-
druck weiterverfolgt, so der Be-
zirkstagspräsident. Erfreut zeig-
ten sich die Landräte über seine
abschließende Ankündigung,
trotz aller Sparbemühungen

notwendige Hochwasserschutz-
maßnahmen, soweit sie in der
Zuständigkeit des Bezirkes lä-
gen, weiter zu verfolgen.

Teilhauptschulen

Einen breiten Raum der Dis-
kussion nahm der örtliche Wi-
derstand gegen die geplante
Auflösung von Teilhauptschu-
len ein. Die Leiterin der Schul-
abteilung der Regierung von
Schwaben, Gabriele Holzner,
nannte als Ursache für die Re-
form den drastischen Geburten-
rückgang und die weitere Profi-
lierung der Hauptschulen. Es
werde keine Schnellschüsse ge-
ben, versicherte sie. Man werde
behutsam und Fall bezogen Re-
gionalkonzepte erstellen. Die
Landräte forderten jedoch ein-
dringlich, rechtzeitig in die je-
weiligen Entscheidungen eng
eingebunden zu werden. Örtli-
che Besonderheiten müssten
berücksichtigt werden, um nicht
weiter unnötig Porzellan zu zer-
schlagen.

Hoch- und
Schulbaumaßnahmen

Auf die sehr schwierige Si-
tuation bei der Förderung von
Hochbau -, insbesondere Schul-
baumaßnahmen, wies Regie-
rungspräsident Ludwig Schmid
hin. Da mit einer Erhöhung der
Mittel nicht zu rechnen sei, wol-
len die Landräte der Staatsregie-
rung Druck machen, damit we-
nigstens die Förderkontingente
der Jahre 2006 und 2007 bereits
heuer vom Finanzministerium
freigegeben werden. „Wir brau-
chen die Schulen jetzt, nicht ir-
gendwann“, mahnten die Land-
räte. Derzeit stecken in Schwa-
ben 27 Schulbauten für rund 40
Millionen Euro im Förderstau.
Alle Schulbaumaßnahmen sol-
len sofort beginnen dürfen, oh-
ne dass der Zuschussanspruch
verloren geht, fordern Schwa-
bens Landräte. Dies sei ange-
sichts günstiger Zinsen sowie

als Impuls für die Bauwirtschaft
sinnvoll.

IZBB und Hartz IV

Für Einrichtungen der Mit-
tags- und Ganztagsbetreuung
bearbeitet die Regierung derzeit
rund 80 Anträge auf Zuschüsse
aus dem Bundesprogramm „In-
itiative Zukunft, Bildung und
Betreuung“ (IZBB). Die Hälfte
der Maßnahmen ist durch das
neue achtjährige Gymnasium
(G8) bedingt. Streitfrage dabei
ist noch, wer künftig die Be-
triebskosten übernimmt. Allein
für die drei Gymnasien im
Landkreis Augsburg rechnet
Landrat Vogele mit jährlichen
Folgekosten von 250 000 Euro.

Die Landräte machten ihrem
Ärger über Hartz IV Luft. Die
Umsetzung sei noch mit großen
Problemen behaftet, die über-
wiegend im Verantwortungsbe-
reich der Arbeitsverwaltung lä-
gen. Johannes Reile, Geschäfts-
führendes Präsidialmitglied des
Bayerischen Landkreistages,
bat die Anwesenden, ihm ihre
Erfahrungsberichte mit den be-
stehenden Problemen zuzulei-
ten. Er versprach, sich darum zu
kümmern. „Hartz IV darf auf
keinen Fall zu Lasten der Land-
kreise gehen“, forderte Vogele
im Namen seiner Kollegen.

„Benchmarking“ bei 
öffentlichen Gebäuden

Der Finanzexperte der Bayeri-
schen Landesbank, Peter Sprin-
ger, stellte den Landräten ein
Programm zum so genannten
„Benchmarking“, einer verglei-
chenden Analyse der Betriebs-
kosten von öffentlichen Gebäu-
den, beispielsweise in den
Schulen, vor. Durch dieses
könnten die Landkreise Eins-
parmöglichkeiten für ihre Ge-
bäude erkennen. 

Da die Landkreise Aichach-
Friedberg, Lindau und Oberall-
gäu durchweg positive Erfah-
rungen gemacht hätten, signa-
lisierte Landrat Dr. Vogele stell-
vertretend für seine Kollegen,
dass diese Möglichkeit der 
Kosteneinsparung angesichts
der immer knapper werdenden
Gelder auch in allen anderen
schwäbischen Landkreisen ge-
nützt werden sollten. ?

Ehrenbürgerwürde für Alois Glück
Sichtlich erfreut war der bayerische Landtagspräsident Alois
Glück darüber, dass ihn seine Heimatstadt Traunreut zum Eh-
renbürger ernannt hatte: Beim Festakt im Heimathaus über-
reichte ihm Bürgermeister Franz Parzinger (rechts) die Urkun-
de und Glück lobte Traunreut als Vorbild in vielerlei Richtun-
gen. Traunreuts Bürgermeister begründete, warum Glück künf-
tig einer von zwei Traunreuter Ehrenbürgern sein wird: „Hier
wird Dein Wirken konkret spürbar, ob bei den Einrichtungen
der Lebenshilfe, dem Wilhelm-Löhe-Zentrum, der Jugendsied-
lung oder bei der großartigen Unterstützung wichtiger städti-
scher Projekte wie zum Beispiel der Einrichtung einer Polizei-
dienststelle, der Unterstützung wichtiger Straßenbauten, des In-
tegrationsprojekts oder im Orgelförderverein.“ hr

Arbeitslosigkeit und Armut
fordern Kommunen heraus

Frühjahrsvollversammlung des Diözesanrats der 
Katholiken im Erzbistum München und Freising

Die wachsende Zahl armer und benachteiligter Menschen wird
für die Kommunen in Bayern immer mehr zu einer sozialen
Herausforderung und finanziellen Belastung. Mit dieser The-
matik befasste sich der Diözesanrat der Katholiken im Erzbis -
tum München und Freising bei seiner Frühjahrsvollversamm-
lung in Fürstenfeldbruck. Hintergrund der Beratungen waren
auch die als dramatisch eingestuften neuesten Arbeitslosen-
zahlen und der von der Bundesregierung vorgelegte Armuts-
bericht für Deutschland.

Die Delegierten aus Pfarrei-
en, Dekanaten und kirchlichen
Verbänden des ganzen Erz-
bistums sind besorgt, ob das
Prinzip der Solidarität in der
Kommunalpolitik überhaupt
noch eine Rolle spielt. Nach
Ansicht des Vorsitzenden des
Diözesanrates der Katholiken
im Erzbistum München und
Freising, Professor Alois Baum-
gartner, sollen die Kommunen
und Pfarrgemeinden in Bayern
gemeinsam dafür eintreten, dass
Menschen in Arbeitslosigkeit
und Armut nicht noch weiter an
den Rand gedrängt oder gar
ausgegrenzt werden. 

Kostenfaktor Mensch?

Baumgartner forderte, „der
Menschlichkeit wieder mehr
Macht zu geben und auf-
zuhören, den einzelnen Men-
schen nur als Kostenfaktor zu
sehen“. Viele Menschen droh-
ten, weil sie nicht mehr dazu-
gehörten und weder berufliche
noch private Wertschätzung er-
fahren würden, regelrecht „ab-
zusacken“. Wenn die katholi-
sche Kirche „Beteiligungsge-
rechtigkeit“ einfordere, bedeute
dies: Menschen aus der Anony-
mität holen, sie in das Gemein-
wesen integrieren, ihnen Aner-
kennung und Wertschätzung zu-
teil werden lassen. 

„Spaltung von morgen“
vorprogrammiert

Für die besonders vom Ab-
stieg bedrohten Alleinerziehen-
den oder Familien mit mehr als
zwei Kindern verlangte der
Diözesanratsvorsitzende neben
dem unabhängig vom Einkom-
men gewährten Familien- und
Lastenausgleich eine besonde-
re „Grundsicherung für bedürf-
tige Eltern“. Ansonsten sei mit 

Kindern, die arm, ungefördert,
womöglich sogar schlecht
ernährt sind, „die Spaltung 
von morgen“ vorprogrammiert.
Baumgartner nannte es verhee-
rend, dass im Blick auf diese
Kinder und Familien in der Fa-
milien- und Jugendhilfe gespart
und gekürzt werde: „Das ver-
stößt gegen unser Gerechtig-
keitsempfinden.“ 

Ehrenamt im Visier

Auch zu den im Zuge von
Sparmaßnahmen durchgeführ-
ten kirchlichen Strukturrefor-
men in den bayerischen Diöze-
sen nahm Baumgartner Stel-
lung. Verstärkt werde dabei auf
das Ehrenamt gesetzt. Er wer-
de aber hellhörig, wenn die Gre-
mien der Mitverantwortung bei
der Gestaltung des pfarrlichen
Lebens - Kirchenverwaltung
und Pfarrgemeinderat - als „Be-
lastung“ empfunden würden.
Zentralisierung und Professio-
nalisierung seien nicht der
Weisheit letzter Schluss. Gerade
in Gemeinden ohne eigenen
Priester am Ort sei der Pfarrge-
meinderat ein „unverzichtbares
pastorales Gremium“.

Eigenständigkeit der
Gemeinde erhalten

Der Vorstand des Diözesanra-
tes unterstütze daher das Anlie-
gen seines Sachausschus-
ses „Territoriale Seelsorge“, in
Pfarrgemeinden ohne Priester
am Ort offiziell einen ehrenamt-
lichen Ansprechpartner zu be-
nennen, der sich um die Ge-
meinde kümmern solle. Auch
die Neustrukturierung müsse
das Ziel haben, die Eigenstän-
digkeit, Selbständigkeit und Le-
bensfähigkeit der örtlichen Ge-
meinde und ihrer Strukturen zu
erhalten. DK

Familyfest 2005 in
Höchstädt a. d. Donau

Am 16. April 2005 laden die Familien der Fokolar-Bewegung
zum internationalen „Familyfest 2005“ ein. Zeitgleich werden
per Satellitenschaltung 14 Hauptstädte der Welt zu einem in-
teraktiven Programm miteinander verbunden, weitere 120
Städte sind life zugeschaltet. Von Rom aus wird vom Kapitols-
platz übertragen. 

Die Schirmherrschaft haben
bisher unter anderem übernom-
men: EU-Kommissionspräsi-
dent Barroso, der italienische
Ministerpräsident, das italieni-
sche Außenministerium und der
Päpstliche Rat für die Familie.
Aus Deutschland haben bisher
Bundesfamilienministerin Re-
nate Schmidt und der bayeri-
sche Landtagspräsident Alois
Glück die Schirmherrschaft
übernommen. Hier wird es fünf
Familyfeste und verschiedene
Übertragungsorte geben. 

Familie auf Platz eins

Laut Umfragen in allen Al-
tersstufen in Deutschland steht
die Familie nach wie vor auf
Platz eins der Werteskala. Le-
benslange Partnerschaft gehört
zu den erstrebenswertesten Zie-
len. Die Verwirklichung gestal-
tet sich dann aber oft gar nicht
so leicht. Das Familyfest stellt
sich den offenen Fragen rund
um Familie und Gesellschaft,
setzt Signale für eine familien-
freundliche Politik, vermittelt
aber auch Lebensfreude und
macht Mut, zu entdecken, wie
inspirierend und dynamisch FA-

MILIE ist und sein kann. In 
Podiumsdiskussionen, persönli-
chen Zeugnissen und auch in
kulturellen und künstlerischen
Beiträgen geht es um zentrale
Fragen rund um die Familie:
Freundschaft und Beginn der
Familie . Familie - ihre Werte
und ihr Einsatz für Andere . Be-
ziehungskrisen in der Familie
und Lösungsansätze . Allein er-
ziehen - wie schaffen wir das? .
Krankheit und Alter - erfülltes
Leben 

Multi-Kongress

Das Familyfest ist ein welt-
weiter Multi-Kongress für Fa-
milien mit Programmangeboten
für alle Altersstufen. Während
der internationalen Life-Schal-
tung sind Familien aus aller
Welt miteinander im Gespräch.
Persönlichkeiten aus Gesell-
schaft und Politik, aus den
christlichen Kirchen und Vertre-
ter der großen Religionen
äußern sich in Podiumsdiskus-
sionen zu Fragen und Proble-
men der Familie heute. Weitere
Informationen und Hinter-
grundmaterial unter www.fami-
lyfest.de ?

Trauer um Bürgermeister Franz Ertl
Trauer in Münsing: Der langjährige Bürgermeister der
Gemeinde, Franz Ertl, starb nach schwerem Leiden im Al-
ter von 64 Jahren. Bereits im Dezember 2004 war er nach
achtjähriger Amtszeit zurückgetreten.
Bereits 1990 wurde der Landwirt aus Leidenschaft und Rat-
hauschef aus Berufung in den Gemeinderat gewählt. Nicht im-
mer einfach war sein Amt als Bürgermeister einer prosperie-
renden Tourismusgemeinde. Dennoch konnte Ertl viele Pro-
jekte, die sein Vorgänger Silvester Pölt begonnen hatte, voll-
enden und teilweise mit großen Festen einweihen: Das Sport-
und Freizeitzentrum, den Lüßbachausbau, den neuen Dorf-
platz, das Gewerbegebiet und den Hochbehälter. Auch der
Flächennutzungsplan wurde unter seiner Ägide fertig. Die
Konsolidierung des Haushalts hat der Verstorbene dabei nie
aus den Augen verloren. Um Franz Ertl trauern seine Frau
Elisabeth, vier Kinder und drei Enkel. ?

Familien- und Kinderregion Günzburg:

Präsentation auf ITB
Mitte März traf sich auf der 39. Internationalen Tourismus-
Börse in Berlin alles, was im Tourismus Rang und Namen
hat - und die Familien- und Kinderregion Landkreis Günz-
burg war gemeinsam mit den Partnern in Bayerisch-Schwa-
ben am Bayernstand dabei. 

Veranstalter, Hotels, Airlines,
Städte und Regionen aus 181
Ländern präsentierten sich beim
weltgrößten Branchentreff in
Berlin. Nach langer Krise wegen
der schwachen Konjunktur und
der Terroranschläge spürt die
Branche jetzt wieder eine wach-
sende Reiselust. Der Umsatz der
Touristikfirmen stieg im vergan-
genen Jahr um 5,2%. 

Das Reiseland Deutschland,
so war ebenfalls zu hören, ist bei
ausländischen Besuchern so be-
liebt wie nie zuvor. Die Zahl der
Übernachtungen von Gästen aus
dem Ausland in deutschen Be-
herbergungsstätten mit neun
oder mehr Betten und auf Cam -
pingplätzen stieg im vergange-
nen Jahr um 8,8%. Damit wurde
der bisherige Höchststand aus
dem Jahr 2000, als die Weltaus-
stellung EXPO in Deutschland
stattfand, übertroffen, wie das
Statistische Bundesamt mitteilte. 

Eine der Publikumsattraktio-
nen auf der diesjährigen ITB wa-
ren für die aktionshungrigen
Messebesucher die Kletterbäu-
me am Bayern-Stand. In unmit-
telbarer Nähe war die Regional-
marketing Günzburg mit Frei-
zeitkarte, Kulturführer, Image-
broschüre und vor allem dem ak-
tuellen „journal“ mit Unter-
kunfts- und Gaststättenverzeich-
nis vertreten. Und die Informa-
tionen kamen an. Vor allem die
jüngeren Messebesucher strahl-
ten beim Anblick des LEGO-
LAND-Logos und manch
einer der Großen war überrascht,
dass LEGOLAND im süddeut-
schen Günzburg liegt und nahm
die Informationsbroschüren ger-
ne mit. „Wir sind sehr zuver-

sichtlich,“ so Dagmar Debus,
Geschäftsführerin der Regional-
marketing Günzburg GbR, „dass
wir durch das verstärkte bundes-
weite Marketing für die Region
und durch ebensolche Aktivitä-
ten von LEGOLAND die Gäste-
zahlen in diesem Jahr noch wei-
ter steigern können.“ 

Das Jahr 2004 war für die Fa-
milien- und Kinderregion Land-
kreis Günzburg - und damit liegt
sie klar im positiven Trend - sehr
erfolgreich. So konnten die
Übernachtungszahlen im Ver-
gleich zum Vorjahr um 0,2% 
gesteigert werden, die Gästean-
künfte stiegen um 4,1%. 

Angesichts der Tatsache, dass
es sich bei diesen Zahlen der
amtlichen Statistik lediglich um
die Angaben der gewerblichen
Vermieter handelt, kann die Re-
gion sehr zufrieden sein. Denn in
Wirklichkeit liegen Ankünfte
und Übernachtungen deutlich
höher. Die privaten Vermieter,
die sich in den letzten Jahren
stark entwickelt haben, tragen
zum tatsächlichen Ergebnis
nämlich zusätzlich und nicht
unerheblich bei.

Trotz der überaus positiven
touristischen Entwicklung der
Region ist die große Herausfor-
derung, in den nächsten Jahren
die Aufenthaltsdauer der Gäste
von derzeit 1,8 Tagen zu stei-
gern, d.h. Touristen länger in
der Region zu halten. Hierzu
wird durch verstärkt überregio-
nales Marketing und entspre-
chende Angebote - wie zum
Beispiel Aufbau eines Pools an
Gästeführern und Ausbau der
touristischen Infrastruktur - viel
getan. Hans Joas
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Präsentierten zum 35-jährigen Jubiläum des Erholungsgebietevereins Augsburg (EVA) die
neue Broschüre (v. l.): Geschäftsstellenleiterin Edeltraud Degen, Vorsitzender Landrat Christi-
an Knauer (Aichach-Friedberg), Ehrenvorsitzender Josef Bestler, Augsburgs Oberbürgermei-
ster Paul Wengert und Landrat Dr. Karl Vogele (Augsburg). ?

Wahre Magnete für 
Erholungssuchende

Erholungsgebieteverein Augsburg feiert 35-jähriges Jubiläum
Freizeit- und Erholungsmöglichkeiten in Wohnraumnähe im
Spannungsfeld zwischen Mensch und Natur zu schaffen war
das Ziel der Gründungsväter, sagt Ehrenvorsitzender Josef
Festler. Dieses Jahr feiert der „Verein zur Sicherstellung
überörtlicher Erholungsgebiete für die Region Augsburg“
35-jähriges Jubiläum und kann auf unzählige realisierte Frei-
zeitmöglichkeiten und Beiträge zum Natur- und Landschafts-
schutz blicken. 

Eine Jubiläumsbroschüre gibt
Einblick in die verwirklichten
Projekte. Während in den ersten
Jahren des Vereins vor allem die
Schaffung neuer Freizeitmög-
lichkeiten auf der Tagesordnung
stand, geht es heute oft um die
Ergänzung und Erhaltung beste-
hender Einrichtungen. 

Zahlreiche Projekte 

Seit der Vereinsgründung
wurde in zahlreiche Projekte,
Freizeit- und Erholungsanlagen
investiert. Beispiele dafür sind
unter anderem der Zusmarshau-
sener Rothsee, der Friedberger
See oder der Bismarckturm in
Neusäß/Steppach. 

Gut angelegtes Geld

Geschaffen werden konnten
zum Beispiel Umkleidekabinen,
Sanitäreinrichtungen, Kinder-
und Ballspielplätze, Wander-
und Radwege, touristische Kar-
ten und mit dem Weitmannsee
in Kissing ein vereinseigener
See. Vorstandsvorsitzender Knau-
er sieht das Geld - insgesamt
wurden von den rund 11,5 Mil-
lionen Euro Mitgliedsbeiträgen
10,5 Millionen Euro in Freizeit-
anlagen investiert - gut ange-
legt: „Das ganze Jahr über sind
die Erholungsgebiete wahre
Magnete für die Menschen aus
nah und fern, da für jeden, der

Erholung sucht, etwas geboten
ist - ob zur sportlichen Betäti-
gung oder mit der ganzen Fami-
lie.“ 

Gradwanderung gemeistert

Landrat Dr. Karl Vogele, Mit-
glied des Vorstands, ist es ange-
sichts des Jubiläums wichtig,
dass die Menschen es zu schät-
zen wissen, was da geschaffen
wurde, „denn es ist ein Riesen-
gewinn für alle Bürger.“ Er
sieht bei allen Projekten auch
die schwierige Gratwanderung
zwischen Umweltschutz und
Erholung gemeistert. „Der Ver-
ein trägt mit seinen vielfältigen
Aktivitäten maßgeblich zum
Ausgleich zwischen den Be-
dürfnissen des Menschen nach
Naherholung und dem Schutz
der Natur und Landschaft bei“,
so Vogele. 

Paradebeispiel

In Rücksichtnahme auf die
schwachen Investitionsmög-
lichkeiten der Gemeinden in
den letzten Jahren wurden die
Mitgliedsbeiträge im Jahr 2004
um die Hälfte gesenkt. Sie sol-
len erst bei Zunahme der Inve-
stitionsfähigkeit wieder zuneh-
men. Knauer sieht auch darin
einen Beweis dafür, dass der
Verein mit seinen 31 Mitglie-
dern ein „Paradebeispiel für ein

funktionierendes Zusammen-
spiel der Kommunen im Raum
Augsburg“ ist. Oberbürgermei-
ster Dr. Paul Wengert lobte
ebenfalls die reibungslose Zu-
sammenarbeit der Kommunen
und wies auf die Wichtigkeit
von Projekten wie die Sanie-
rung des Bismarckturms in
Steppach für die Stadt Augsburg
hin. ?

Bürgermeisterwahlen im Freistaat
Der wegen einer vorgetäuschten Auto-Verlosung in die Kritik

geratene Bürgermeister von Theres (Landkreis Haßberge),
Hans-Peter Reis, bleibt für weitere sechs Jahre im Amt. Bei der
turnusgemäßen Wahl erhielt der CSU-Politiker rund 55 Prozent
der Stimmen. Reis war nach einem Lotterie-Skandal in der un-
terfränkischen Gemeinde nicht mehr von seiner eigenen Partei
aufgestellt worden, sondern trat für die Wählergemeinschaft
Buch-Horhausen an. Im oberfränkischen Lichtenberg hat sich
die SPD- und Freie Wähler-Kandidatin, die 48-jährige Elke
Beyer, in der Stichwahl um das Bürgermeisteramt durchgesetzt.
Sie erhielt 51,94 Prozent, 26 Ja-Stimmen mehr als ihr Gegen-
kandidat Thomas Seelbinder von CSU und Freier Wählerge-
meinschaft, der im ersten Wahlgang noch vorn gelegen hatte.
Die Wahl war nach dem Tod von Amtsinhaber Köhler nötig ge-
worden. In der Gemeinde Feldkirchen-Westerham im Landkreis
Rosenheim ist der CSU-Kandidat bei der Bürgermeisterwahl, der
Polizeibeamte Bernhard Schweiger, mit 65,5 Prozent der Stim-
men ins Amt gewählt worden. Er setzte sich damit gegen den für
die Freie Wählergemeinschaft angetretenen Biobauern Hans
Schaberl durch. Die Beteiligung lag bei 52,4 Prozent. DK

Bezirkstagspräsident Bartsch:

„Ja zum Tag
der Franken“ 
Ansbach - Der Bezirk Mittel-

franken ist bereit, den vom
Bayerischen Landtag angereg-
ten „Tag der Franken“ in Zu-
sammenarbeit mit der Staatsre-
gierung und weiteren Trägern
zu organisieren, hat Bezirks-
tagspräsident Richard Bartsch
erklärt. Gerade so ein „Tag der
Franken“ könne die histori-
schen, gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Besonderhei-
ten Frankens pointiert vermit-
teln und damit werbewirksam
die Stärken der Region inner-
halb Deutschlands und Europas
darstellen. Auch könne der „Tag
der Franken“ zu einer Stärkung
des fränkischen Selbstwustseins
innerhalb des Freistaates Bay-
ern beitragen und dabei zudem
die Unterschiede der drei frän-
kischen Bezirke hervorheben.
Bezirkstagspräsident Richard
Bartsch hat bereits Kontakt mit
seinen fränkischen Präsidenten-
kollegen aufgenommen und
wird bei der nächsten Arbeits-
sitzung dieses Thema konkreti-
sieren. DK

Allgäuer 
Festwoche 2005

Die Allgäuer Festwoche be-
richtet von einer „deutlich ge-
stiegenen Nachfrage“. Rund
500 Interessenten wollen sich
vom 13. bis 21. August in
Kempten den Besuchern prä-
sentieren, für 400 bietet das
Gelände aber nur Platz. „Die-
ser Nachfrageüberhang ist bei
regionalen Wirtschaftsmessen
im Moment eher die Ausnah-
me.“ Außergewöhnlich viele
Firmen möchten besonders
große Flächen auf dem Frei-
gelände belegen. Und nach ei-
nigen Jahren Abstinenz haben
sich mit Deutsche Bahn AG
und Deutsche Telekom zwei
bedeutende Großunternehmen
wieder angesagt. ?

Städtebauförderung in der Oberpfalz:

Bilanz des vergangenen Jahres
Die Regierung der Oberpfalz konnte im Rahmen der Städte-
bauförderungsprogramme auch im Jahr 2004, trotz der allge-
mein schwierigen Haushaltslage wieder viele Projekte in den
Gemeinden unterstützen. Verteilt auf mehrere Programme
wurden insgesamt 17,8 Mio Euro Finanzhilfen bereitgestellt
und größtenteils bereits ausbezahlt. Zusammen mit den von
den Kommunen aufgebrachten Komplementärmitteln von ca.
9,43 Mio Euro und weiteren Eigenmitteln von Kommunen und
Privatinvestoren wurden allein im Jahr 2004 mehr als 100 Mio
Euro in den 73 Sanierungsgemeinden investiert. 

Einige aktuelle Beispiele: 
Stadt Hemau (Lkr. Regens-

burg) - Haus der Musik 
Als letzter Abschnitt der sog.

„Kulturmeile“ wurde in der
Stadt Hemau das städtische Ge-
bäude Riedenburger Straße 2 sa-
niert und für die örtlichen Mu-
sikvereine und -gruppen zu ei-
nem „Haus der Musik“ umge-
baut. Ein Cafe im Erdgeschoss
rundet das Angebot für die Bür-
ger und Besucher von Hemau
ab. Zusammen mit den bereits
abgeschlossenen Maßnahmen
„Sanierung Zehentstadel“ (Kul-
tursaal, Bücherei und Stadtar-
chiv) und „Neugestaltung des
Probsteigartens“ als öffentli-
che Grünanlage mit Freilicht-
bühne hat die Stadt innerhalb
von knapp 10 Jahren ca. 4,5 Mio
Euro verbaut und dafür ca. 1,7
Mio Euro an Zuschüssen aus
dem Bayerischen Städtebauför-
derungsprogramm und EU-Pro-
grammen erhalten. 

Markt Lam (Lkr. Cham) -
Parkdeck 

Das Parkdeck in Lam mit Ge-
samtkosten in Höhe von ca. 1,3
Mio Euro wird im Rahmen eines
EU-Programmes mit ca. 900.000
Euro gefördert. 

Das Parkdeck mit 58 Stellplät-
zen verbessert deutlich die Infra-
struktur des Fremdenverkehrs-
orts und schafft die Vorausset-
zungen zur Verkehrsberuhigung
und Neugestaltung des Markt-
platzes. Gleichzeitig wird mit
dieser Maßnahme eine störende
Brachfläche im Ortskern sinn-
voll genutzt und mit neuen at-
traktiven Wegeverbindungen er-
schlossen. 

Stadt Schönsee (Lkr. Schwan-
dorf) - Kommunbrauhaus 

Ein großer Erfolg für die Stadt
Schönsee und ein wichtiges Pro-
jekt für die Städtebauförderung
ist der Ausbau des ehemaligen
Kommunbrauhauses in Schön-
see zu einem bayerisch-böhmi-
schen Kulturzentrum. 

Mit dem Touristikbüro, den
Medien- und Veranstaltungsräu-
men sollen die grenzüberschrei-
tenden Kontakte gepflegt und
noch weiter intensiviert werden.
Sowohl die Nutzung als auch die
Bedeutung für die Stadt und die
Region rechtfertigte die Förde-
rung der ca. 2,2 Mio Euro teuren
Maßnahme mit ca. 1,5 Mio Euro
Finanzhilfen im Rahmen eines
EU-Programmes. 

Stadt Waldmünchen (Lkr.
Cham) - Stadtplatz 

Nach den Ergebnissen eines
Architektenwettbewerbs werden
derzeit in Waldmünchen der
Stadtplatz und angrenzende zen-
trale Straßenbereiche neu gestal-
tet. Mit einem Gesamtkostenauf-
wand von ca. 2,0 Mio Euro wer-
den in den Jahren 2004 und 2005
insgesamt ca. 1,45 Mio Euro an
Finanzhilfen aus einem EU-Pro-
gramm bereitgestellt. 

Der Stadtplatz ist bereits fertig,
die angestrebte Aufwertung ist
überzeugend gelungen, die Stadt
kann mit kräftigen Impulsen für
den Tourismus, den Einzelhandel
und die Gastronomie rechnen. 

Stadt Weiden - Quartier
Stockerhut 

Im Rahmen des Bund-Länder
Städtebauförderungsprogram-
mes - Soziale Stadt - wird in
Weiden das Quartier Stockerhut
gefördert. Nach intensiven Be-
teiligungs- und Abstimmungs-
prozessen konnte 2004 die Fi-
nanzierung für einen neuen
Quartiersmittelpunkt gesichert
werden. Zu den Gesamtkosten

von über 4,5 Mio Euro kann die
Regierung der Oberpfalz ca. 1,9
Mio Euro bereitstellen. 

Neben dem neuen Zentrum
mit Bürgersaal, Stadtteilcafé und
Räumen für das Quartiersmana-
gement entstehen auch attraktive
öffentliche Freiflächen. Durch
gezielte Mittelbündelung soll
das Quartier in relativ kurzer
Zeit eine entscheidende Aufwer-
tung erlangen. 

Strukturwandel

Diese Maßnahmen dürfen
aber nicht darüber hinweg täu-
schen, dass zu den bekannten
Problemen neue hinzugekom-
men sind. Abwanderung, Be-
triebsschließungen, Arbeitslosig-
keit etc. führen zu einem Struk-
turwandel, auf den auch die
Städtebauförderung als ein we-
sentliches strukturpolitisches In-
strumentarium reagieren muss. 

Stichworte wie Strukturwirk-
same Maßnahmen, Mittelbünde-
lung, Stärkung der Innenstädte
und Brachflächensanierung wer-
den den Handlungsschwerpunkt
der zukünftigen Fördermaßnah-
men bilden. 

Um über diese neuen Schwer-
punkte in der Städtebauförde-
rung zu informieren, wurden im
Jahr 2004 mehrere Arbeitstagun-
gen organisiert. Dabei haben wir
neben den Informationen über
aktuelle Entwicklungen im Be-
reich der Städtebauförderung
auch spezifische Themen wie die
anhaltende Problematik des in-
nerörtlichen Einzelhandels, das
neue Programm Stadtumbau
West und die Herausforderungen
im Zusammenhang mit Brach-
flächensanierungen behandelt
und diskutiert. 

Theorie und Praxis

Je nach Landkreis und The-
menschwerpunkt wurden die
Problempunkte durch Fachvor-
träge von Planern, Investoren
und Regierungsvertretern an
konkreten Beispielen der Veran-
staltungsorte in Theorie und Pra-
xis dargestellt und erläutert. 

Bei der Arbeitstagung in Pars-
berg (Landkreis Neumarkt
i.d.OPf.) wurde mit den Teilneh-
mern aus den Landkreisen Neu-
markt und Regensburg am Bei-
spiel „Öffentliche Parkgarage
mit Einzelhandelsmarkt“ das
Thema „Die Innenstadt als Stan-
dort für den Einzelhandel“ be-
handelt. Auch wenn das Beispiel
Parsberg nicht allgemein gültig
und auch nicht übertragbar ist, so
wurde den Tagungsteilnehmern
in der Zusammenschau der dabei
gehörten Vorträge doch deutlich,
dass es Lösungsmöglichkeiten
gibt, wenn die Beteiligten auf-
einander zugehen und die För-
der- und Investitionsmöglichkei-
ten ausschöpfen.

Nachhaltige Nutzung

Bei der Arbeitstagung in Tir-
schenreuth wurde den Teilneh-
mern aus den Landkreisen Neu-
stadt a.d. Waldnaab und Tir-
schenreuth neben der aktuellen
Entwicklung der Stadtsanierung
auch das neue Städtebauförde-
rungsprogramm „Stadtumbau
West“ von einem Vertreter der
Obersten Baubehörde vorge-
stellt und die Rahmenbedingun-
gen für die Aufnahme erläutert.
Dabei wurde auch deutlich ge-
macht, dass der Stadtumbau
künftig ein Handlungsschwer-

punkt der Städtebauförderung
sein wird. Nachdem Schließun-
gen von Betrieben oder von Mi-
litärstandorten vielfach Störun-
gen im räumlichen Stadtgefüge
ebenso wie im sozialen Leben ei-
nes Ortes hinterlassen haben,
müssen diese Brachflächen und
aufgelassenen Gewerbebetriebe
so schnell wie möglich einer neu-
en, nachhaltigen Nutzung zuge-
führt werden. 

Aufbau von Netzwerken

Bei weiteren Arbeitstagungen
in Burglengenfeld, Landkreis
Schwandorf, in Walderbach,
Landkreis Cham, und in Vilseck,
Landkreis Amberg-Sulzbach,
konnten viele Bürgermeister und
Gemeinderäte aus den Erfahrun-
gen der Nachbarn lernen. 

Ein intensiver Erfahrungsaus-
tausch, der Aufbau von Netz-
werken, interkommunale Zu-
sammenarbeit sind Themenfel-
der, die auch 2005 den Gemein-
den angeboten werden. Die Re-
gierung der Oberpfalz wird da-
bei ein verlässlicher Partner für
die Gemeinden bleiben. ?
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„Tja, scheiden tut bekannt-
lich weh. Aber um des Macht-
erhalts willen eine so gnaden-
lose Demontage zu riskieren
hat schon fast tragische Zü-
ge.“ Mein Chef, der Bürger-
meister, las nachdenklich die
Artikel in den Zeitungen, die
sich mit der gescheiterten Re-
gierungsbildung in Schles-
wig-Holstein befassten.

Das war ja ein Krimi in
Kiel. In der katholischen Kir-
che ist es zwar eine Spruchweisheit, dass wer
als Papst in ein Konklave geht, als Kardinal
herauskomme. Aber dass jemand als Minister-
präsident in eine Wahl im Landtag hineingeht
und als begossener Pudel wieder heraus - das
hat in Deutschland keine Tradition. Da hat sich
wohl die unbescheiden daherkommende Sieges-
zuversicht einer auf abgenagten Storchenbeinen
ruhenden Götterspeisenkoalition gerächt, die
bar jeder Demut vor dem Wählerwillen ein

Land von Grund auf umkrempeln wollte, das ei-
gentlich vordringlich aus der Jobkrise und der
Schuldenfalle heraus will.

Jetzt beginnt die hektische Suche nach dem
Verräter. Und allein die Wortwahl, mit der die
Parteifreunde der gescheiterten Kandidatin und
sie selbst das Geschehen kommentieren, ist be-
zeichnend. Da wird von „Dolchstoß“ gespro-
chen und einem „Messer, das in den Rücken“ ge-
rammt wurde. Diese Dolchstoßlegende 2005
sagt doch alles über die Denke der Leute. Dolch-
stoß bedeutet, eine siegreiche und untadelige
Truppe sei durch Verrat aus den eigenen Reihen
zu Fall gebracht worden, nachdem der Feind es
nicht geschafft hat, sie zu überwinden. Eine et-
was kühne Logik, nachdem man bei den Wahlen
eine erstklassige Klatsche eingesteckt hat.

Man fragt sich doch, was muss für eine Dis-
kussions“kultur“, was muss für ein Druck in ei-
nem Laden herrschen, wenn ein Abgeordneter
sich nicht traut, seine Meinung offen zu vertre-
ten, sondern zu solchen Guerillamethoden grei-
fen muss? Denn offensichtlich wollte ja ein Ab-

geordneter bewusst die Große
Koalition herbeiwählen, die
wohl am ehesten dem Wähler-
willen entspricht, obwohl
große Koalitionen eigentlich
nur kleine Lösungen bringen. 

Es ist zudem beklemmend zu
beobachten, was eine eigent-
lich sympathische, beliebte
und über die Parteigrenzen ge-
achtete Politikerin wie Heide
Simonis auf sich nimmt, um
den Machterhalt zu erzwingen.

Einen Denkzettel in einem oder zwei Wahlgän-
gen zu kassieren ist OK, das gibt es immer mal.
Im dritten alles auf eine Karte setzen gehört
zum demokratischen Spiel, aber in einem ei-
gentlich nicht vorgesehenen vierten Wahlgang
jemand die Gelegenheit zu geben, auf die leblo-
sen Reste der eigenen politischen Existenz noch
ungelöschten Kalk zu schütten, zeigt eine Lei-
densfähigkeit, die außergewöhnlich ist. Im
Übrigen sollten sich die Bild-Redakteure aller
Zeitungen mal darüber Gedanken machen, ob
man wirklich Fotos der unterlegenen Kandida-
tin abdrucken muss, in denen sich die Verlet-
zung und Demütigung deutlich im Gesicht spie-
gelt oder ob man solche aufwühlenden Gefühle
nicht der Privatheit der jeweiligen Person zu-
ordnen sollte.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist dieser Tage
sehr nachdenklich. Er vergegenwärtigt sich
das, was die meisten Politiker so gerne ver -
drängen: das Ausscheiden aus dem Amt. Mit
Würde, Stil und ohne Zorn seinen Posten ver -
lassen - das ist wohl einer der größten Tri-
umphe, die man in einer politischen Laufbahn
feiern kann. Ich würde es dem Bürgermeister
gönnen, wenn er das hinkriegte. Bevor er aber
schwerblütig wird, lege ich ihm ein Kalender-
blatt hin, das zeigt, dass auch begnadete Spott-
drosseln wie Mark Twain mal daneben liegen,
als der einmal sagte: „Es ist schon ein großer
Trost bei Wahlen, dass von mehreren Kandida-
ten immer nur einer gewählt werden kann.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Kieler
Dolchstoßlegende

Gründungsversammlung:

„Historischer Verein
Landkreis Haßberge“ 

Erfolgreich ging in der Kreisstadt Haßfurt die Gründung des
„Historischen Vereins Landkreis Haßberge“ über die Bühne.
Auf Anhieb trugen sich 200 Freunde der Heimatgeschichte und
Hobbyhistoriker in die Mitgliederlisten ein. Der „Historische
Verein Landkreis Haßberge“ will eine niveauvolle Plattform
darstellen, die die lokale Geschichtsschreibung fördert und be-
fruchtet. Gründungsvorsitzender ist der Historiker und Haß-
furter Stadtarchivar Dr. Stephan Diller.

Im Beisein von Regierungs-
präsident Dr. Paul Beinhofer
(Würzburg), gleichzeitig Bun-
despräsident des traditionsrei-
chen Frankenbundes, löste sich
am 14. Januar 2005 die bisheri-
ge Ortsgruppe Haßberge des
Frankenbundes auf. Die Mit-
glieder traten fast geschlossen
in den neuen „Historischen Ver-
ein Landkreis Haßberge“ ein.
Dieser wiederum wurde als ei-
genständige Gruppierung Mit-
glied des Frankenbundes. Der
neue „Historische Verein“ will
Veranstaltungen organisieren,
den Austausch der Historiker
untereinander fördern und eine
anspruchsvolle Schriftenreihe
herausgeben, von der bereits
zwei Bände erschienen sind. Je-
des Mitglied erhält jedes Jahr
einen der neuesten Bände der
Schriftenreihe als Jahresgabe.

Bei der Gründungsversamm-
lung im Sitzungssaal des Land-

ratsamtes sagte Landrat Rudolf
Handwerker als Förderer der
Neugründung: „Seit Jahren
können wir hier ein zunehmen-
des Interesse an der lokalen Ge-
schichte und Geschichtsschrei-
bung verzeichnen. Alle Interes -
sierte eint dabei die Überzeu-
gung, dass man seine Wurzeln
kennen sollte, damit man stabil
mit beiden Füßen in der Gegen-
wart stehen kann.“ „Nichts“, so
der antike Historiker Polybios,
„ist geeigneter, uns den rechten
Weg zu weisen als die Kenntnis
der Vergangenheit.“

Das zunehmende Interesse an
lokalhistorischen Themen zeige
sich, so Handwerker, an der
Existenz von immer mehr hei-
matgeschichtlichen Arbeitskrei-
sen. Es zeige sich auch an einer
ganzen Reihe neuer Veröffentli-
chungen, darunter vielen Orts-
chroniken und auch Darstellun-
gen eines bestimmten Themas.

Und es zeige sich an einer im-
mer fundierteren Quellenarbeit,
die diesen Arbeiten zugrunde
liegt. Dafür sei sicher die syste-
matische Erfassung der Kom-
munalarchive, die die Städte
und Gemeinden seit Jahrzehn-
ten und mit Erfolg betreiben, ei-
ne wichtige Vorbedingung ge-
wesen.

Handwerker abschließend:
„Wie alle wissen, ist unser
Landkreis Haßberge nicht mal
27 Jahre alt und politisch eine
sehr junge Einheit, die immer
noch zusammenwachsen muss.
Daher ist es mir wichtig, dass
der neue ‚Historische Verein’
den ganzen Landkreis Haßber-
ge umfasst und in seine Arbeit
mit einbezieht... Seien sie ver-
sichert: Die hiesige Franken-
bundgruppe ist nicht tot. Sie
wird in dem neuen Verein auf-
gehen und weiterleben, wie der
mythische Phönix nach der
Verwandlung zu neuem Leben
erwacht. Dem Frankenbund
wird der neue ‚Historische Ver-
ein Landkreis Haßberge’ als
Mitglied weiter angehören und
sicher auch zu einem aktiven
Vorwerk und Grenzposten her-
anwachsen.“ DK

Begriff „Psychiatrie“ ist
noch immer verpönt

Bezirkskrankenhaus Lohr wandelt sich zur Klinik für psychosomatische Medizin 

Würzburg/Lohr. „Psychosomatik“ - mit diesem Begriff wird nach
den Worten von Professor Dr. Gerd Jungkunz vom Bezirkskran-
kenhaus Lohr (BKH) viel verschleiert. Psychosomatisch klingt
einfach besser als „psychiatrisch“, meint aber im Grunde genau
dasselbe. Dennoch trägt auch das Lohrer BKH seit einem halben
Jahr den Begriff „psychosomatisch“ im Namen, damit in Zukunft
auch jene seelisch kranken Patienten den Weg nach Lohr finden,
die nichts mit Psychiatrie zu tun haben wollen und darum priva-
te psychosomatische Kliniken bevorzugen.

Die Geschichten von psycho-
somatisch Kranken und psychia-
trisch Erkrankten unterscheiden
sich vor allem hinsichtlich ihrer
Schwere, erläuterte Jungkunz’
Kollege Professor Dr. Hans-Pe-
ter Volz, Direktor des BKH
Werneck, in einem Informati-
onsgespräch beim Bezirk Unter-
franken. 

Als psychosomatisch krank
gilt, wer auf die Veränderung sei-
ner Lebensumstände wie Tod ei-
nes nahen Menschen, Umzug
oder plötzliche Arbeitslosigkeit
mit einer leichteren Form von
Depression, mit Panikattacken
oder Essstörungen reagiert. Psy-
chiatrisch Kranke hingegen, die
nicht mehr unter die Unterkate-
gorie „psychosomatisch“ fallen,
leiden unter suizidalen Krisen
oder Schizophrenie. 

Therapieangebote

Im Bezirkskrankenhaus Lohr
finden sich unter einem Dach
Therapieangebote für leichter
und für schwer erkrankte Patien-
ten, erläuterte Jungkunz. Dies
unterscheidet das BKH von den
beiden anerkannten psychoso-
matischen Kliniken, die in Un-
terfranken privat betrieben wer-
den. Für die Patienten ist dieses
breite Angebot an Therapien ei-
ne große Chance, so Jungkunz,
allerdings werde dies nicht so
gesehen. Viele seelisch Kranke
wollen nicht in eine Klinik ge-
hen, in der sie auf sie verschiede-
ne Menschen wie Schizophrene,
alkoholkranke Obdachlose oder
verhaltensgestörte geistig Behin-
derte treffen können. Ärgerlich
ist für Jungkunz und Volz dabei,
dass Bezirkskrankenhäuser ganz
selbstverständlich in Anspruch
genommen werden, wenn es
sich um Notfälle handelt. 

Die beiden privaten Kliniken,
die sich quasi die „Rosinen“ aus
dem Patientenkuchen heraus-
picken, liefern laut Volz jede
Woche mindestens einen Notfall
nach Werneck ein, weil dieser -
zum Beispiel aufgrund einer sui-
zidalen Krise - in der Privatkli-
nik nicht mehr behandelt werden
könne. Geschickt weisen private
psychosomatische Kliniken in
bunten Prospekten auf ihre ex-
quisite Küche und das Wellness-
Angebot hin, das sie für die 
Patienten bereit halten. Damit
können Bezirkskrankenhäuser
meist nicht aufwarten, dafür sei-
en dort die medizinischen Lei-
stungen nachgewiesenermaßen
besser, gebe es Tageskliniken
und Spezialambulanzen, Grup-
pentherapien und Angehörigen-
beratung sowie bestens ausgebil-
dete Psychologen und Pflegerin-
nen. Jungkunz verweist exem-
plarisch auf eine private psycho-
somatische Klinik in Oberbay-
ern, in der eine Nachtschwester
für ein 300-Betten-Haus zustän-
dig ist: „Wir haben 290 Betten
und 16 Nachtschwestern.“

Partei ergreifen

Und noch ein Unterschied
macht Jungkunz aus: Bezirks-
krankenhäuser ergreifen gegen-
über Politik und Gesellschaft
Partei für Menschen, die schwer
psychisch krank sind, während
private psychosomatische Klini-
ken mit ihrem ausgewählten Pa-
tientenklientel nach seiner Auf-
fassung der Stigmatisierung von
Schizophrenen und Suchtkran-
ken Vorschub leisten. Dabei sind
nach den Worten von Oberärztin
Iris Kocher die Vorurteile ge-
genüber psychisch Kranken oh-
nehin noch immer groß genug.

Ein Glücksfall ist für Kocher

jeder Patient, der sich das Be-
zirkskrankenhaus Lohr einmal
von innen anschaut, um sich eine
objektive Meinung zu bilden:
„Bei nahezu allen Besuchern
verschwinden die Vorurteile dar-
aufhin.“ 

Stärkere Außenwirkung

Zugeben müssen Jungkunz
und Volz, dass sie den Zug der
Zeit hin zu Wellness und „Psy-
chosomatik“ beinahe verschlafen
hätten. Der zunehmende Kon-
kurrenzdruck durch die privaten
Kliniken rüttelte die Klinkdirek-
toren wach. Dass sie in einem
2003 in Bayern durchgeführten
Ranking unter den sechs besten
psychosomatischen Kliniken zu
finden sind, nütze noch nichts,
sie müssen stärker nach außen
propagieren, dass Menschen mit
Burn-out-Syndrom, Magersucht
oder sich verschlimmernden ne-
gativen Gedanken in Lohr eine
optimale Behandlung nebst
„Wellness“ erhalten.   Pat Christ

Bayerische Landesausstellung 2005:

Von Kaisers Gnaden! 500 Jahre
Fürstentum Pfalz - Neuburg 

Am 30. Juli 2005 jährt sich zum 500. Mal der sogenannte Kölner
Spruch, mit dem der König und spätere Kaiser Maximilian I. 1505
den Landshuter Erbfolgekrieg beendete und das Herrschaftsge-
biet der Wittelsbacher Herzöge von Grund auf neu ordnete. Die
Erinnerung an diesen Akt nimmt das Haus der Bayerischen Ge-
schichte zum Anlass der Landesausstellung 2005 mit dem Titel
„Von Kaisers Gnaden! 500 Jahre Fürstentum Pfalz - Neuburg“,
die vom 3. Juni bis 16. Oktober 2005 im Schloss der ehemaligen
Residenzstadt Neuburg an der Donau zu sehen sein wird.

Die Entscheidung Maximili-
ans auf dem Reichstag zu Köln
am 30. Juli 1505 markiert einen
Wendepunkt in der bayerischen
Geschichte. Ein Großteil des 
Besitzes des letzten Herzogs 
von Bayern-Landshut, Georgs
des Reichen, kam durch diesen
Spruch an Albrecht IV. von
Oberbayern. Damit wurde die
jahrhundertelange Teilung des
wittelsbachischen Territoriums
in Bayern weitgehend überwun-
den - völlig beendet aber wurde
sie nicht. Denn mit Pfalz-Neu-
burg löste Maximilian für die
Enkel Georgs des Reichen auch
ein neues Fürstentum aus dem
Besitz des Gesamthauses heraus. 

Gestaltung

Der erste Teil der Ausstellung
beleuchtet Ursachen, Verlauf
und Ergebnis des Landshuter Erb-
folgekrieges mit seinen Wurzeln
in den bayerischen Teilungen
des späten Mittelalters. Im Mit-
telpunkt des zweiten Teils der
Ausstellung stehen die ersten
Landesherrn des neuen Fürsten-
tums Pfalz-Neuburg, die Wittels-
bacher Brüder Ottheinrich und
Philipp. Ihre sehr unterschiedli-
chen, mitunter dramatischen Le-
bensschicksale zeigen charakte-

ristische Aspekte des Epochen-
umbruches vom Mittelalter zur
frühen Neuzeit, zu Reformation
und Humanismus. Die unter
Pfalzgraf Ottheinrich ausgestal-
tete Neuburger Residenz wurde
ein Denkmal glanzvoller fürstli-
cher Repräsentation im neuen
Stil der Renaissance. Künste und
Wissenschaften wurden hier mit
größtem Aufwand gepflegt.

In einem kurzen Ausblick wird
die weitere Entwicklung des Für-
stentums bis zum Ende des Al-ten
Reichs gezeigt. Anhand der Le-
bensbilder wichtiger Regen-
ten des Hauses Pfalz-Neuburg
kommt die Bedeutung des Für-
stentums für die gesamtbayeri-
sche Geschichte zum Ausdruck.

Authentischer Rahmen

Noch heute künden Schloss
und Stadt Neuburg von der
ruhmreichen Vergangenheit des
1505 gegründeten Fürstentums.
Die neu renovierten Räume des
Neuburger Residenzschlosses
stammen zu Teilen aus der Grün-
dungszeit der „Jungen Pfalz“
und bilden einen authentischen
Rahmen für die Ausstellung. De-
ren Inszenierung beleuchtet den
Epochenumschwung ebenso wie
die wechselvolle Geschichte der

Mitglieder des Hauses Pfalz-
Neuburg. 

Die Ausstellung zeigt eine Fül-
le hochrangiger Leihgaben aus
ganz Europa. Hierzu gehören die
kostbaren für Ottheinrich ge-
schaffenen Wandteppiche, die
Alabasterfigur Ottheinrichs aus
dem Pariser Louvre, die im Auf-
trag Ottheinrichs gefertigte Pla-
netenuhr aus dem Technischen
Museum Wien und der Küriss
aus Schloss Ambrass, den Ott-
heinrichs Bruder Philipp 1529
bei der Verteidigung Wiens ge-
gen die Türken trug. Modernste
Ausstellungstechnik, ausgewähl-
te Inszenierungen und Multime-
diastationen bringen dem Besu-
cher eine glanzvolle Vergangen-
heit abwechslungsreich nahe.
Die Auswahl der geschichtlichen
Dokumente und die einführen-
den Texte sind auf ein vertiefen-
des Verständnis der geschichtli-
chen Epoche angelegt. 

Rahmenprogramm

Begleitet wird die Ausstellung
von einem vielgestaltigen Rah-
menprogramm, das von Vorträ-
gen über Theateraufführungen
und Konzerte bis zu dem weithin
bekannten Neuburger Schloss-
fest reicht. Zur Ausstellung er-
scheint ein umfangreicher Kata-
log. Eine Lehrerhandreichung,
die den Schulen kostenlos zur
Verfügung gestellt wird, unter-
stützt die Lehrkräfte mit zahlrei-
chen didaktischen Materialien bei
der gezielten Vor- und Nachberei-
tung des Ausstellungsbesuches
mit Schulklassen. ?

Regierung von Oberfranken:

Förderung der
Jugendsozialarbeit

an Schulen
Unter der Gesamtverantwor-

tung der Jugendämter sind an 13
oberfränkischen Hauptschulen
Diplom-Sozialpädagogen im Ein-
satz, um Hilfe und Unterstüt-
zung im Schulalltag zu leisten.
Von der konkreten Beratung 
im Einzelfall über die Durch-
führung von Projekten zur Ge-
waltprävention bis hin zu Frei-
zeitangeboten für die Schüler
wird ein breites Spektrum an
Hilfen zur Verfügung gestellt.
Laut Regierungspräsident Hans
Angerer soll Jugendhilfe so früh-
zeitig wie möglich ansetzen, um
nachhaltig positive Wirkungen
für das weitere Leben der Schü-
lerinnen und Schüler entfalten zu
können. Die Regierung von
Oberfranken förderte im Jahr
2004 aus bayerischen Mitteln die
Personalkosten dieser Projekte
mit 150.000 Euro. ?
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Vorschau auf GZ 7
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 7, die am 7. April
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
? EDV
? Technik und Ausstattung für die Kommunalverwaltung
? Umwelt- und Abfalltechnik
? Kommunalfahrzeuge . Städtereinigung

Stadt-Umland-Bereich Rosenheim (SUR):

Bürgermeister stellen 
Weichen bis zum Jahr 2008

Die Frage, wie man als Kommune auf die aktuellen wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Herausforderungen reagieren
soll, ist nicht nur bayern- oder bundesweit ein großes Thema,
sondern beschäftigt auch die Bürgermeister der SUR, des
Stadt-Umland-Bereiches Rosenheim (Gemeinden Großkaroli-
nenfeld, Neubeuern, Raubling, Rohrdorf, Schechen, Stephans-
kirchen sowie die Städte Kolbermoor und Rosenheim). Für die
Jahre 2000 bis 2004 gab es hierzu Antworten und Leitprojekte,
die gemeinsam erarbeitet und im Regionalen Entwicklungs-
konzept - kurz REK zusammengefasst wurden. 

Von den 52 darin enthaltenen
Maßnahmenvorschlägen setz-
ten die Gemeinden bereits den
größten Teil um - für einen Zeit-
raum von nur vier Jahren eine
beachtliche Leistung. Zu den er-
folgreichen Projekten zählen
die jährlich stattfindenden „Ro-
senheimer Stadt-Umlandge-
spräche“ mit mehr als 100 Gä-
sten aus Politik und Wirtschaft,
bei denen gemeinsame Themen
wie z. B. der Demographiewan-
del besprochen werden.

Erfolgreiche Projekte 

Weitere positive Projekte sind
u.a. eine abgestimmte Einzel-
handelsentwicklung bei Groß-
projekten, Kooperationen im
Bereich Ver- und Entsorgung
oder gemeinsame Anstrengun-
gen im Bereich der Kindergar-
ten- und Schulversorgung. Vie-
le offen gebliebende Vorschlä-
ge, z.B. die Präsenz von SUR
auf den Branchenmessen oder

die interkommunal getragene
Realisierung von kostenträchti-
gen Infrastrukturprojekten sind
aufgrund veränderter Rahmen-
bedingungen nicht mehr aktuell,
überholt bzw. nicht mehr reali-
sierbar.

Fruchtbare Kooperation

Im Sommer 2004 wurden von
den Bürgermeistern in einer ge-
meinsamen Sondersitzung neue
Ziele, Maßnahmen und Projek-
te erarbeitet. Bereits in dieser
Sitzung wurde spürbar, wie die
Kooperation der vergangenen
Jahre im Zusammenspiel der
Bürgermeister und Oberbür-
germeisterin Gabriele Bauer
Früchte getragen hat. 

Das Ergebnis des Workshops,
die Fortschreibung des Regio-
nalen Entwicklungskonzeptes
2005 bis 2008, konnte nun, zu-
sammengefasst durch einen
Moderator, in Neubeuern zum
ersten Mal den Rathauschefs in

Anwesenheit von Landrat Dr.
Max Gimple präsentiert wer-
den.

Positive Resonanz

Die Resonanz war derart po-
sitiv, dass nach der Integration

einiger weniger Ergänzungs-
wünsche das REK im Sommer
nach Vorstellung in den einzel-
nen Gemeindegremien verab-
schiedet werden soll. Ziel ist es,
wichtige Projekte wie beispiels-
weise Landesgartenschau 2010
in Rosenheim, Verbesserung der
Verkehrssituation, Clusterbil-
dung innerhalb der Wirtschaft,
Unterstützung der weiterführen-
den Schulen und der Fachhoch-
schule usw. durch gemein-
schaftliche Anstrengungen vor-
an zu bringen und zielgerichtet
in den nächsten vier Jahren um-
zusetzen. DK

Auftaktveranstaltung von XperRegio:

Modellcharakter
für ganz Bayern

„XperRegio ist ein wichtiges Signal für Bayern und die
Region. Dieses Projekt zeigt neue Wege in der Regional-
entwicklung auf und hat Modellcharakter für ganz Bay-
ern. Ich bin stolz, dass dieser kluge Anstoß aus Nieder-
bayern kommt“, erklärte Finanzstaatssekretär Franz
Meyer bei der Auftaktveranstaltung von XperRegio in
Landau.

Unter Federführung des Marktes Arnstorf haben sich die sechs
niederbayerischen Gemeinden Arnstorf, Eichendorf, Landau,
Roßbach und Simbach zusammengeschlossen und ein Weg wei-
sendes Projekt für die Förderung der regionalen Entwicklung in
ländlich strukturierten Gebieten durch die Förderung von Exper-
ten vor Ort entwickelt. „Kein Land und keine Region kann heute
mehr für sich alleine bestehen. Globalisierung bedeutet weltwei-
ten Wettbewerb der Standorte und Regionen. Hier nutzt das Pro-
jekt XperRegio die entscheidenden Chancen der Region, in dem
sie die jeweiligen Experten und Wissensträger einer Region zu-
sammenführt und ihre Expertise durch das Projekt genutzt, ge-
bündelt und verstärkt wird“, erläuterte Staatssekretär Meyer.

Förderung durch Europäische Kommission

XperRegio wird von der Europäischen Kommission aus dem
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung mit drei Millio-
nen Euro gefördert. Das Hans-Linder-Institut, ansässig in Maria-
kirchen und mit der Begleitung von Existenzgründungen befasst,
stellt seine professionelle Expertise zur Verfügung und begleitet
das Projekt aktiv. 

„Die Projekte im Bereich ‚Wirtschaftliche Entwicklung’ spie-
geln den Grundgedanken der Idee von XperRegio besonders
gut wider. Es geht darum, regionale Kompetenzfelder zu stär-
ken. Damit tut die Region vor Ort genau das, was die Bayeri-
sche Staatsregierung in ihrem Bereich für ganz Bayern voran-
treibt, nämlich Kompetenzfelder in ganz Bayern zu markieren
und miteinander zu vernetzen“, erläuterte Meyer die grundle-
gende Idee von XperRegio.

Die Förderung von vorhandenen und die Entwicklung neuer
Cluster sei ein wichtiges Ziel dieser Legislaturperiode. Gerade
auch die Region Niederbayern habe dabei herausragende Chan-
cen. In diese Bemühungen der Staatsregierung reihe sich das Pro-
jekt XperRegio hervorragend ein, sagte Meyer und forderte ganz
besonders die privaten Unternehmer auf, das Projekt zu unter-
stützen: „Mit diesem Projekt können Impulse für die Modernisie-
rung der regionalen Wirtschaft geschaffen werden. Gerade im
Hinblick auf die Osterweiterung ist dies für Niederbayern von
hoher Wichtigkeit.“ DK

High-Tech an 300 Jahre
altem Bauernhof

Maihingen (pm). Das Ergebnis einer Kooperation zwischen
der Fachhochschule Augsburg und dem Rieser Bauernmuse-
um Maihingen des Bezirks Schwaben liegt nun in Form von
Plänen und eines Videofilms vor. 

Mit modernsten technischen
Mitteln erstellten Studenten ein
verformungsgerechtes Aufmaß
des Vogelbauerhofes in Balg-
heim. Der Rieser Bauermu-
seums- und Mühlenverein hat
2003 das Anwesen erworben,
das aus dem 17. Jahrhundert
stammt, wenig Veränderungen
erfahren hat und in seiner Art
typisch für die Rieser Kultur-
landschaft ist. 

Diplomarbeit 

Drei Studenten der Vermes-
sungskunde suchten es als Ge-
genstand für ihre Diplomarbeit
aus, die Professor Reinhold We -
ber vom Fachbereich Architek-
tur und Bauingenieurwesen be-
treute. Die angehenden Bauin-
genieure Stefan Gerstenmeier
und Robert Schaller führten die
praktischen Arbeiten mit einem
Ingenieurtachymeter durch. Zu-
erst mussten sie die Gebäude in
das Koordinatensystem der Er-

de einmessen und ein Polygon-
netz um sie anlegen. Darauf
aufbauend nahmen sie an die
6000 Messpunkte auf, die von
einer Kommunikationssoftware
auf den Computer übertragen,
ediert und einem CAD-Pro-
gramm bereitgestellt wurde. In
ihm erstellten die Diplomanden
die Pläne, beschrifteten sie und
trugen die Maßangaben ein. 

Lehrfilm

Andreas Magg dokumentierte
die Arbeit seiner Kollegen auf
Video und erstellte einen Lehr-
film darüber. Im ersten Teil geht
Museumsleiterin Dr. Ruth Kilian
auf die Besonderheiten des Balg-
heimer Bauernhofes und die
Aufgaben des Rieser Bauernmu-
seums ein. Ernst Schieck, 1. Vor-
sitzender des Vereins, sein Stell-
vertreter Xaver Leberle, Archi-
tekt Heinz Schmitzer und die
Museumsleiterin äußerten sich
begeistert über das Ergebnis.    ?


